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37. Sitzung 

Bonn, den 1. Juli 1958 

Stenographischer Bericht 

Beginn:  9.04 Uhr. 

Vizepräsident Dr. Schmid: Die Sitzung ist er-
öffnet. 

Meine Damen und Herren, 

(die Abgeordneten erheben sich) 

schon wieder liegen die weißen Totenblumen auf 
einem Tische dieses Hauses. Wir beklagen den Tod 
unseres lieben Kollegen Karl Arnold, der am 
29. Juni ,dieses Jahres in Düsseldorf an einem Herz-
infarkt verstorben ist.  

Er wurde geboren am 21. März 1901 in Herrlis-
höfen im Kreise Biberach. Er hat früh den Weg zur 
Politik gefunden; schon mit 19 Jahren, im Jahre 
1920, hat er sich der Deutschen Zentrumspartei an-
geschlossen. Von 1925 bis 1933 hat er als Stadtver-
ordneter in Düsseldorf und als •stellvertretender 
Fraktionsführer der Zentrumspartei in dieser Stadt 
gewirkt. 

Im Jahre 1920 trat er in die katholische Arbeiter-
bewegung ein, und von 1924 bis 1933 ist er Kartell-
sekretär der christlichen Gewerkschaften für den 
Stadt- und Landkreis Düsseldorf gewesen. Das Jahr 
1933 setzte seiner politischen Arbeit ein vorläufiges 
Ende. Im Zusammenhang mit dem Attentat vom 
20. Juli 1944 wurde er verhaftet. 

Nach 1945 war Karl Arnold einer der 'ersten, die 
sich in den Dienst an Volk und Staat stellten. Er 
zählt zu den Gründern der Christlich-Demokrati-
schen Union in Düsseldorf und im Rheinland. Im 
April 1956 wurde er zum stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden der  CDU gewählt. Daneben hat er das 
Amt 'des Vorsitzenden der Sozialausschüsse dieser 
Partei bekleidet. Er stand an der Wiege der nach 
1945 neu ins Leben tretenden Gewerkschaftsbewe-
gung. Ihr ist er allzeit eng verbunden geblieben. 

Das Vertrauen der Bürger dieses  Landes Nord-
rhein-Westfalen wies ihn in eine Reihe politischer 
Ämter ein. Von Februar 1946 bis zum Juni 1947 
hat er als Oberbürgermeister der Stadt Düsseldorf 
gewirkt. Er ist von Oktober 1946 an Mitglied des 
Landtages von Nordrhein-Westfalen gewesen. Von 
Dezember 1946 bis Juni 1947 war er stellvertreten-
der Ministerpräsident; hernach berief ihn der Land-
tag bis zum Februar 1956 zum Ministerpräsidenten 
des Landes Nordrhein-Westfalen. Von 1947 bis 1949  

wirkte er als Mitglied 'des Länderrates für das Ver-
einigte Wirtschaftsgebiet. Er war der erste Präsi-
dent des Deutschen Bundesrates. Im September 1957 
wurde Karl Arnold für den Wahlkreis 62 — Geilen-
kirchen-Erkelenz-Jülich — in den 3. Deutschen 
Bundestag gewählt. Er war stellvertretender Vor-
sitzender der Bundestagsfraktion der CDU/CSU und 
Mitglied des Ausschusses für auswärtige Angele-
genheiten. 

Karl Arnold, der immer ein besonderes Interesse 
für die Wissenschaften bewiesen hat, wurde im 
Juli 1955 die Würde eines Ehrensenators der Rhei-
nischen Friedrich-Wilhelms-Universität zu Bonn 
verliehen. Diese hohe Ehre wurde ihm zuteil vor 
allem wegen seiner Verdienste um die Gründung 
und das erfolgreiche Wirken der „Arbeitsgemein-
schaft für Forschung des Landes Nordrhein-West-
falen". In Anerkennung seiner  Verdienste um  die 

 Förderung der Naturwissenschaften und der For-
schungsarbeit im Lande Nordrhein-Westfalen hat 
ihm die  Technische Hochschule zu Aachen im Juni 
1956 die Würde eines 'Ehrendoktors der Ingenieur-
wissenschaften verliehen. 

Mit Karl Arnold ist ein besonderer Mann dahin-
gegangen. Der Weg vom kleinen Dorf im schwä-
bischen Oberland bis zum Stuhl des Ministerpräsi-
denten des größten deutschen Landes war weit. 

Karl Arnold ist ihn in Ehren gegangen. Er hat an 
keinem Meilenstein je vergessen, was  das  einmal 
zur Demokratie abgelegte Bekenntnis vom Men-
schen fordert. 

Nun ist er nicht mehr. Er ist auf einem Felde 
gefallen, Idas in besonderem Maße ein Feld  der Ehre 
ist — dort, wo man sich im Dienste des Volkes ver-
zehren muß, wenn man bestehen will. Dort ist steti-
ger Kampf, und darum ist es  nicht möglich, sich zu 
schonen. Aber man könnte diesen Kampf führen, 
ohne sich der mordenden Hast zu ergeben, die uns 
alle treibt wie der Paukenwirbel des Rudermeisters 
die Ruderer auf den Bänken der Galeeren. 

Wenn diesem Wirbel nicht Einhalt geboten wird, 
wird er noch mehr Frauen und Männer aus unserer 
Mitte reißen. 

Die Verdienste Karl Arnolds als Oberbürger-
meister, als Ministerpräsident werden im Landtage 
zu Düsseldorf gewürdigt werden. Den Menschen 
seiner engeren Wahlheimat steht das Vorrecht zu, 
vor allen anderen daran zu erinnern, was er in 
diesen hohen Ämtern geleistet hat. 
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Uns, den Abgeordneten des Bundestages, steht es 

an, um einen lieben Kollegen zu trauern. Er hat 
viele Freunde in unserer Mitte gehabt und keine 
Feinde. Wir hätten von seinem Wissen, seiner Er-
fahrung, seinem Bürgersinn noch viel Nutzen ziehen 
können. Nun werden wir ohne ihn auskommen 
müssen. 

Ich habe seiner Witwe und seinen Kindern das 
Beileid des Bundestages ausgesprochen. Ich möchte 
ihr, den Kindern und Angehörigen, der Partei und 
der Fraktion der CDU/CSU von dieser Stelle aus 
wiederholen, wie tief das Mitgefühl dieses Hauses 
ist. 

Sie haben sich von Ihren Plätzen erhoben; ich 
danke Ihnen. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte ich den 
Arbeitsplan für diese Woche bekanntgeben. Es ist 
ein vorläufiger Arbeitsplan, fürchte ich. 

Der Ältestenrat hat folgende Vereinbarung ge-
troffen. 

Die 37., also die heutige Sitzung soll von 9 Uhr 
bis 18 Uhr dauern, die 38., also die morgige Sitzung 
von 9 Uhr bis 18 Uhr. 

Vorgesehen war eine 39. Sitzung am 3. Juli, die 
von 14 Uhr bis 18 Uhr dauern sollte. Nun sollen am 
Donnerstag die Trauerfeiern für den Verstorbenen 
in  Düsseldorf stattfinden. Ich glaube nicht, daß es 
möglich sein wird, am Donnerstag eine Plenarsitzung 
des Bundestages abzuhalten. Ich schlage dem Hause 
vor, statt — wie vorgesehen am Donnerstag die 
Plenarsitzung am Freitag abzuhalten. Die Sitzung 
soll um 9 Uhr beginnen; wir werden so lange tagen, 
wie es notwendig ist. 

Wenn das Haus einverstanden ist, dann soll das 
als beschlossen gelten. Aber vielleicht können die 
Herren Fraktionsgeschäftsführer diese Dinge noch 
miteinander besprechen. 

Es ist folgendes vereinbart worden: Abstimmun-
gen sollen heute und morgen von 10 Uhr bis 12 Uhr 
und von 15 Uhr bis 16 Uhr stattfinden; zwischen 
12 Uhr und 15 Uhr ist Abstimmungspause. Die Mit-
tagspause soll von 13 Uhr bis 14.30 Uhr dauern; in 
dieser Zeit wird die Sitzung unterbrochen. 

Für die Gliederung der Aussprache ist folgendes 
vereinbart worden: Zunächst soll über •allgemeine 
haushaltspolitische Grundsatzfragen gesprochen wer-
den. Dann soll eine Aussprache über die Politik der 
Bundesregierung stattfinden. Ich betone: zu dieser 
Aussprache werden die Einzelpläne nicht auf-
gerufen werden. Die Aussprache soll wie folgt 
gegliedert werden: allgemeine Politik der Bun-
desregierung, Außenpolitik, Verteidigungspolitik, 
Innenpolitik, Wirtschaftspolitik — dazu gehört: 
Verkehr, Landwirtschaft, Atomkernenergie und 
Wasserwirtschaft , Finanzpolitik, Sozialpolitik — 
dazu gehört: Kriegsbeschädigtenfragen, Wohnungs-
bau, Familienfragen, Vertriebenenfragen — und 
Rechtsfragen. An diese allgemeine Aussprache 
schließt sich die Einzelberatung an. Hier werden die-
jenigen Einzelpläne aufgerufen werden, zu denen 
Änderungsanträge angekündigt sind; die anderen 
werden nicht aufgerufen werden. Dann wird die  

weitere Debatte so, wie die Geschäftsordnung es 
vorsieht, weitergehen. 

Bestehen noch irgendwelche Zweifel über den 
Gang der Verhandlungen? — Das ist nicht der Fall. 

Die übrigen amtlichen Mitteilungen werden ohne 
Verlesung in den Stenographischen Bericht aufge-
nommen. 

Der Herr Bundesminister für wirtschaftlichen Besitz des Bun-
des hat unter dem 26. Juni 1958 die Kleine Anfrage der Ab-
geordneten Höcherl, Niederalt, Wieningen, Wacher und Ge-
nossen betreffend Vorzeitige Ablösung von ERP-Krediten (Druck-
sache 439) beantwortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 489 
verteilt. 

Der Herr Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat 
unter dem 26. Juni 1958 die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Richarts, Dr. Zimmer und Genossen betreffend Sozialabkommen 
mit dem Großherzogtum Luxemburg (Drucksache 452) beant-
wortet. Sein Schreiben ist als Drucksache 492 verteilt. 

Der Herr Bundesminister für Verteidigung hat unter dem 
30. Juni 1958 die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP be-
treffend Auftreten von Offizieren des Bundesverteidigungs-
ministeriums in Wahlversammlungen der CDU (Drucksache 428) 
beantwortet. Sein Schreiben wird als Drucksache 494 verteilt. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Ich rufe auf Punkt 1 der Tagesordnung: 

Beratung 'der Sammelübersicht 7 des Aus-
schusses für Petitionen (2. Ausschuß) über 
Anträge von Ausschüssen des Deutschen Bun-
destages zu Petitionen (Drucksache 482). 

Eine besondere Berichterstattung ist nicht vor-
gesehen. Sie alle haben die Drucksache vor sich, 
Wird das Wort gewünscht? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer im 
Sinne der Vorlage entschieden wissen will, der 
möge die Hand erheben. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Ich stelle einstimmigen Beschluß fest. 

Damit ist Punkt 1 erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 2 der Tagesordnung: 

Beratung des Schriftlichen Berichts des 
Außenhandelsausschusses (17. Ausschuß) 
über den Entwurf einer Dritten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1958 
(Schwefelkohlenstoff, Strohpappe usw.) 
(Drucksachen 487, 491). 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Diebäcker. 
Wird auf Erstattung des Mündlichen Berichts ver-
zichtet? — Es wird verzichtet. — Auch der Herr Be

-

richterstatter verzichtet. Wir kommen zur Abstim-
mung. Wer will, daß im Sinne des Ausschußantra-
ges entschieden wird, der möge die Hand erheben. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle ein-
stimmige Annahme fest. Punkt 2 der  Tagesordnung 
ist erledigt. 

Ich rufe auf Punkt 3 der Tagesordnung: 
Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 24. September 
1956 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Königreich Belgien über eine 
Berichtigung der deutsch-belgischen Grenze 
und andere die Beziehungen zwischen bei-
den Ländern betreffende Fragen (Drucksache 
315) ; Schriftlicher Bericht des Ausschusses für 
auswärtige Angelegenheiten (3. Ausschuß) 
(Drucksache 486) 
(Erste Beratung: 26. Sitzung.) 
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Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Dr. Achen-
bach. Wird auf Mündliche Berichterstattung verzich-
tet? — Der Herr Berichterstatter verzichtet. — 
Wird auch seitens des Hauses verzichtet? — Eben-
falls. 

Ich rufe auf zur zweiten Beratung Art. 1, — 
Art.  2, — Art. 3, — Einleitung und Überschrift. — 
Wer zustimmen will, der möge die Hand erheben. 
— Gegenprobe! — Enthaltungen? — Ich stelle ein-
stimmige Annahme fest. 

Ich rufe auf zur 

dritten Beratung. 

Eine allgemeine Aussprache wird nicht gewünscht. 
Wer für die Annahme des Gesetzes im ganzen ist, 
der möge sich erheben. — Ich stelle einstimmige 
Annahme fest. Punkt 3 ist damit erledigt. 

Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 

Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD, FDP, DP eingebrachten Ent-
wurfs eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Altsparergesetzes (2. ÄndG ASpG) 
(Drucksache 484). 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll der 
Entwurf in erster Beratung ohne Debatte an den 
Ausschuß für den Lastenausgleich überwiesen wer-
den. Ist das Haus einverstanden? — Dann ist so 
beschlossen. Punkt 4 der Tagesordnung ist erledigt. 

Punkt 5 der Tagesordnung: 

Dritte Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Feststellung des Bundeshaushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1958 (Haushaltsgesetz 
1958) (Drucksachen 300, 354, 357, 362 bis 365, 
378, 400 bis 404, 408, 412, 413, 440 bis 
444, 447, 460 bis 468) Zusammenstellung der 
Beschlüsse des Bundestages in zweiter Bera-
tung (Drucksache 490). 

(Erste Beratung: 20. Sitzung, zweite Beratung: 
34., 35. und 36. Sitzung.) 

Wir treten ein in die allgemeine Aussprache. Das 
Wort hat zu dem Punkt „Allgemeine Haushalts-
politische Grundsatzfragen" der Abgeordnete 
Vogel. 

Dr. Vogel (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich 
zu Beginn dieser allgemeinen Aussprache — der 
wir immer einen recht weiten Rahmen gezogen 
haben — ein Wort des Dankes an alle diejenigen 
richten, die in der Hast und Eile der letzten Mo-
nate an der Seite des Haushaltsausschusses und 
des Hohen Hauses bei der zweiten Beratung des Ge-
setzes uns ihre guten Dienste zur Verfügung ge-
stellt haben. Ich denke da in erster Linie nicht nur 
an die Beamten, Angestellten und Arbeiter dieses 
Hohen Hauses, sondern darüber hinaus auch an 
die hingebungsvolle und, ich möchte einmal sagen, 
ruinöse Tag-  und Nachtarbeit, die die Verabschie-
dung dieser Gesetze von allen Haushaltsreferenten 
aller Ressorts und darüber hinaus vor allen Dingen  

von der Haushaltsabteilung des Bundesfinanzmini-
steriums gefordert hat. 

(Beifall.) 

Ohne diese Gemeinschaftsleistung wäre es nicht 
möglich gewesen, dieses große Werk noch zu Be-
ginn des Juli heute und hier zu vollenden. 

Lassen Sie mich aber auch gleichzeitig ein Wort 
über die Stellung der Haushaltsreferenten einflech-
ten — und damit gleich mitten in die Dinge hinein-
gehen —, die diese Beamten innerhalb ihrer Res-
sorts haben. Ich glaube, daß das Amt eines Haus-
haltsreferenten in einem großen Ressort keines-
wegs leicht ist. Er ist im allgemeinen, wenn er es 
ernst meint mit seiner Aufgabe, der Prügelknabe 
seines Hauses. Denn er wird nur zu leicht nicht nur 
von den Abteilungsleitern und von den Staatssekre-
tären, sondern häufig genug auch von seinem Res-
sortchef für das haftbar gemacht, was im Grunde 
genommen gar nicht seine  Aufgabe ist, sondern die 
Aufgabe des Ressortchefs oder des Haushaltsaus-
schusses oder dieses Hohen Hauses. 

Deswegen lassen Sie mich hier einmal als eine 
gemeinschaftliche Auffassung aller Fraktionen des 
Hauses auch gegenüber der Verwaltung folgendes 
sagen. Wenn wir im Haushaltsausschuß Jahr für 
Jahr die Herren Haushaltsreferenten Revue passie-
ren lassen und ihren Anstrengungen lauschen, ihre 
neuen Forderungen zu begründen und alte zu ver-
teidigen, dann wissen wir sehr wohl die Qualität 
und die Ernsthaftigkeit des einzelnen Vorbringens 
zu unterscheiden. Wir haben die Erfahrung gemacht, 
daß da, wo es dem Haushaltsreferenten gelang, sich 
das Vertrauen des Haushaltsausschusses zu erwer-
ben, häufig auch hohe Forderungen und schwierige 
Angelegenheiten viel leichter durchgebracht wer-
den konnten, weil man Vertrauen zu der Begrün-
dung und auch Vertrauen zu der Person des Vor-
tragenden hatte. 

(Abg. Dr. Gülich: Sehr richtig!) 

Lassen Sie mich hoffen, daß dieser Typus des Haus-
haltsreferenten, der das allgemeine Vertrauen aller 
Fraktionen im Ausschuß besitzt, in der Zukunft 
stärker und zahlreicher wird. Ein Haushaltsreferent, 
der glaubt, einen Ausschuß überfahren zu können, 
ist von vornherein in  einer hoffnungslosen Posi-
tion, und je eher er das einsieht, um so besser für 
ihn und sein Haus. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte diese kurze Zwischenbemerkung über 
die Position der Haushaltsreferenten mit dem 
Wunsche abschließen, daß wir unter den vielen 
Aufgaben, die wir uns bereits für Oktober und 
November gestellt haben, auch die eine noch zu 
lösen versuchen: uns einmal von allen Ressorts be-
richten zu lassen, wie die Stellung des Haushalts-
referenten innerhalb des Ressorts ist. Dabei legen 
wir auf die Stellung des Haushaltsreferenten inner-
halb des Verteidigungsministeriums einen ganz be-
sonderen Wert. In der amerikanischen Haushalts-
ordnung ist die Stellung des Haushaltsreferenten 
des Verteidigungsministeriums angesichts der un-
geheuren Summen, die unter seiner Kontrolle ste-
hen, besonders im Gesetz verankert, und ich glaube, 
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das geschah nicht ohne Grund. Auch wir werden in 
der kommenden Haushaltsordnung — ich komme 
noch darauf zu sprechen — wahrscheinlich auf die-
sen Punkt besonders zurückkommen müssen. 

Lassen Sie mich jetzt auf etwas eingehen, was 
uns bei den Haushaltsberatungen besonderes Kopf-
zerbrechen machte. Es ist die Endrechnung, die wir 
aufstellen mußten, bevor wir das Haushaltsgesetz 
selbst berieten, das Defizit von 947 Millionen, das 
sich plötzlich vor uns auftat. Es ist doch eine sehr 
erhebliche Abweichung von der Regierungsvorlage, 
wenn am Schluß der Haushaltsberatungen ein Defi-
zit in einer Größenordnung von fast einer Milliarde 
plötzlich zu decken ist. 

In den vergangenen Jahren hatten wir fast immer 
erhebliche Mehrausgaben vor uns und mußten uns 
bemühen, auf der anderen Seite Mehreinnahmen zu 
schaffen. Diesmal lag das Problem umgekehrt. Wir 
sahen plötzlich infolge der neuen Steuergesetze 
eine erhebliche Mindereinnahme vor uns, die dann 
durch den Wegfall des Mehrsteuerbetrages von 300 
Millionen, der einfach nicht mehr zu begründen 
war, noch unhaltbarer gemacht worden ist, und dar-
über hinaus die drohende Gefahr, daß die Steuer-
einnahmen im Laufe dieses Jahres nicht das gesetzte 
Soll erreichen würden. Wenn Sie sich die Berichte 
des Bundesfinanzministeriums für die ersten Mo-
nate dieses Jahres vor Augen führen, werden Sie 
feststellen, daß allein in den beiden ersten Monaten, 
in den Monaten April und Mai, schon ein Defizit 
von nicht weniger als 1,1 Milliarden gegenüber dem 
Soll zu verzeichnen ist. 

Schon das allein erlaubt keine sehr günstige Pro-
gnose für den weiteren Fortgang des Haushalts-
jahres, und ich darf Sie noch einmal mit allem 
Nachdruck daran erinnern, daß der Ausgleich dieses 
Haushalts schon in der Regierungsvorlage nur 
durch die Einsetzung von 3 Milliarden DM als Dek-
kungsmittel aus dem Kassenbestand am 1. April 
1958 möglich war. Dann hat zusätzlich noch die 
Haltung der Länder den Bundesfinanzminister und 
das Hohe Haus mehr oder weniger gezwungen, sich 
auch hier nachgiebig zu erweisen und — Wegfall 
des Notopfers Berlin und Einbau in die Körper-
schaftsteuer — einen erneuten Verzicht auf Einnah-
men auszusprechen. Auf dieses jetzt in ein neues 
Stadium getretene finanzielle Verhältnis zwischen 
Bund und Ländern wird mein Freund und Kollege 
Niederalt nachher noch besonders eingehen. 

Mit der bereits im Anschluß an das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts erlassenen vorläufigen 
Steuergesetzgebung und insgesamt durch das soge-
nannte „Spaltungsverfahren" — ich will den ameri-
kanischen Ausdruck dafür hier absichtlich vermei-
den — ist eine Steuersenkung in einer Größenord-
nung von 2,1 Milliarden DM innerhalb von einein-
halb Jahren eingetreten. Nicht nur dieses Hohe 
Haus, sondern auch die gesamte Öffentlichkeit 
sollte sich einmal vor Augen halten, was es heißt, 
in einem Haushalt eine solche Steuersenkung ein-
treten zu lassen, wenn man gleichzeitig die Deckung 
nur dadurch beschaffen kann, daß man einen Kas-
senbestand am 1. April zur Deckung einstellt. 

Automatisch erhebt sich die Frage, ob das durch-
zuhalten sein wird. Das ist eine Frage, die alle 
Finanzwissenschaftler von Rang immer dringlicher 
stellen, eine Frage, die sich bei der Aufstellung des 
Haushalts 1959 unausweichlich in erhöhtem Maße 
erheben wird. 

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang aber 
auch an den Mittelstand einmal [die Frage richten — 
ich komme auf ihn jetzt besonders zu sprechen —, 
ob nicht diese Steuersenkung von 2,1 Milliarden 
DM gern hingenommen worden ist — denn sie 
kommt zu einem sehr großen Teil gerade dem Mit-
telstand zugute-, daß man sie aber auf der ande-
ren Seite allzu schnell vergißt, um sofort die Hände 
wieder nach neuen Steuersenkungen aufzuhalten. 
Dann kommen wir an den Punkt, wo immer neue 
Forderungen auf der anderen Seite nur mit Mehr-
einnahmen begegnet werden kann. Und woher sol-
len dann Mehreinnahmen kommen, wenn sie nicht 
durch neue Steuern erhoben werden sollen? 

Unbestreitbar hat das bisherige Steuersystem in 
 vieler Hinsicht die Konzentration in der Wirtschaft, 

vor allen Dingen in der Großwirtschaft, begünstigt 
und hat auch da einige Auswirkungen erzeugt, die 
auch wir mit kritischen Augen zu betrachten allen 
Anlaß haben. Zwei Grundanliegen werden im Zu-
sammenhang mit einer zielbewußten Förderung der 
mittleren und kleineren Unternehmungen, wie sie 
sich meine Freunde vorgenommen haben, hier im 
Mittelpunkt zu stehen haben: Erstens die erneute 
Prüfung der Frage der Organschaft und die Her-
stellung der Steuerneutralität gegenüber der Rechts-
form des Unternehmens, und zweitens der vom 
Bundesfinanzminister bereits angekündigte Umbau 
der Umsatzsteuer im Sinne einer verbesserten Wett-
bewerbsneutralität. Wir begrüßen die Fertigstel-
lung des Entwurfs einer Umsatzsteuerreform durch 
den Bundesfinanzminister und sind auf seinen 
Inhalt sehr gespannt. Daß eine Umsatzsteuerreform 
angesichts der gewaltigen Minderungen des Steuer-
aufkommens auf dem Gebiet der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer keinen neuen Steuernachlaß 
bringen kann, sondern nur eine Verlagerung in-
nerhalb der jetzt schon vorhandenen Masse, das 
allerdings sollte man sich beim Beginn einer der-
artigen Reform rechtzeitg klarmachen, damit nicht 
von vorherein trügerische Hoffnungen erweckt 
werden. Jede Reform der Umsatzsteuer ist in der 
gegenwärtigen Situation ein überaus gewagter und 
angesichts der voraussehbaren Erschöpfung der 
letzten Kassenreserven des Bundes doppelt riskan-
ter Schritt. 

Wir möchten nicht versäumen, bei dieser Gele-
genheit auch auf die leider infolge einiger perso-
neller Ereignisse steckengebliebene Reform der 
Reichshaushaltsordnung mit Nachdruck hinzuwei-
sen. Seit Jahren bereits arbeitet eine Arbeitsge

-

meinschaft — Bundesfinanzministerium und Bun-
desrechnungshof — an diesem überaus notwendi-
gen und auch inhaltsschweren Werk. Aus zwei 
Gründen wünschen wir, daß diese Arbeiten jetzt 
wieder mit Nachdruck aufgenommen werden und 
daß ihr Ergebnis möglichst bald dem Hohen Hause 
vorgelegt wird. 
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Der eine Grund ist der, daß wir das Kalenderjahr 

als Haushaltsjahr eingeführt sehen möchten. Meine 
Freunde von der Koalition haben hierzu schon 
einen Antrag eingebracht. Der zweite Grund ist der, 
daß wir eine Reform der Vermögensrechnung des 
Bundes wollen, die dringend notwendig ist. Auch 
hierzu werden Sie am Schluß der Beratungen durch 
meinen Freund Hellwig eine Entschließung vorge-
legt erhalten. 

Eine weitere Forderung, die vor allem von seiten 
der Opposition immer wieder erhoben worden ist 
und die stets zu erheben Herr Kollege Schoettle als 
Vorsitzender des Haushaltsausschusses nicht müde 
wurde, ist die einer volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung. Ich glaube, wir haben allen Anlaß, dem 
Präsidenten des Statistischen Bundesamtes, Herrn 
Dr. Fürst , an dieser Stelle einmal unseren Dank 
dafür auszusprechen, daß er die Vorarbeiten für 
eine solche volkswirtschaftliche Gesamtrechnung 
schon recht weit vorangetrieben hat und daß wir 
infolgedessen hoffen können, innerhalb der näch-
sten zwei Jahre hier zu einem konkreten Ergeb-
nis zu gelangen. Allerdings haben Herr Dr. Fürst 
und die um ihn versammelten Sachverständigen und 
Gelehrten schon im vorhinein gewarnt und darge-
legt, daß eine derartige Rechnung, wenn sie sauber 
und gründlich durchgeführt worden ist, zwar eine 
gute Planungsunterlage sein kann, aber diesem 
Hohen Hause und den politischen Parteien niemals 
eine politische Entscheidung abnehmen kann. Ich 
glaube, daß man auch das rechtzeitig vorher sehen 
und nicht allzu große Hoffnungen auf die Arbeiten 
der Wissenschaftler setzen sollte. Das, was wir in 
den skandinavischen Ländern, z. B. in Schweden, 
auf diesem Gebiet bis jetzt gesehen haben, erweist 
nur die Richtigkeit dieser Voraussage von Präsi-
dent Dr. Fürst. 

Ein weiteres Problem, und zwar eines der schwer-
sten, die uns Kummer und Sorgen genug im Haus-
haltsausschuß bereitet haben, ist das Problem der 
Haushaltsreste. Wenn wir in diesem Haushaltsjahr 
bei einem Haushalt von rund 37 Milliarden DM 
Reste in Höhe 8,3 Milliarden DM zu verzeichnen 
haben, dann ist allen Ernstes die Frage aufzuwer-
fen, ob hier nicht schon zu viel in den Haushalt 
hineingetan worden ist. Denn an einem Haushalt, 
der nicht vollzogen wird, ist etwas falsch. 

(Sehr richtig! in der Mitte.) 

Wir sollten deshalb lieber das Haushaltsvolumen 
in engeren Grenzen halten, als daß wir der Ver-
waltung durch die Bewilligung hoher Summen Auf-
gaben auf den Hals packen, die auszuführen sie 
beim besten Willen nicht in der Lage ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das muß ich vor allen Dingen im Hinblick auf 
zwei Sonderprobleme feststellen, die uns aufgefal-
len sind. Es handelt sich einmal um den riesigen 
Haushaltsrest von annähernd 1 Milliarde DM beim 
Wohnungsbau und zum zweiten um den Haushalts-
rest von rund 240 Millionen DM beim Straßenbau. 
Hier hat sich besonders deutlich die Grenze der 
Leistungsfähigkeit der Verwaltung der Länder er-

geben. Wir werden daraus Konsequenzen ziehen 
müssen. 

Die Bildung von Resten ist nicht nur ein Problem 
des Bundeshaushalts, sondern sie ist heute auch 
eines der Länderhaushalte geworden. Ich denke 
zum Beispiel an die Summe — ich will sie hier 
nicht nennen —, die sich in dem Haushalt des größ-
ten deutschen Bundeslandes aus Haushaltsresten 
aufzutürmen beginnt. Die Länder werden allen 
Grund haben, auch ihrerseits in eine Prüfung die-
ser Entwicklung einzutreten. Aber ich kann nicht 
umhin, bei dieser Gelegenheit auch die Warnung 
an Sie, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, zu richten, nicht jetzt durch neue zusätzliche 
Anträge an den Stellen, wo offensichtlich die Ver-
waltung der Länder nicht Schritt halten kann, den 
Ausweitungsprozeß des Bundeshaushalts noch zu 
beschleunigen. 

Lassen Sie mich zu dem zweiten Problem etwas 
sagen, dem Problem der Bindungsermächtigung. 
Dieses Problem hat uns naturgemäß besonders im 
Verteidigungshaushalt beschäftigt, wo wir es ja mit 
einer Größenordnung von 15 Milliarden Bindungs-
ermächtigungen zu tun haben. Wir haben mit ganz 
besonderem Interesse Kenntnis von den Plänen ge-
nommen, wie diese Bindungsermächtigungen in 
irgendeiner Form zu bändigen sind: diesen Aus-
druck möchte ich schon beinahe gebrauchen, weil 
er mir angesichts der Größenordnung angebracht 
erscheint. Mein sehr verehrter Kollege Lenz hat 
bereits in seinem Schlußwort als Berichterstatter 
von diesem Problem und von den Plänen gespro-
chen. die sowohl von den Haushaltsreferenten des 
Bundesverteidigungsministeriums wie denen des 
Bundesfinanzministeriums vorgetragen worden sind. 

Wir werden im kommenden Haushaltsjahr vor 
der Frage stehen, wie wir einen Teil dieser Bin-
dungsermächtigungen auf irgendeine Weise verklei-
nern können, sei es nun, daß man die Reste direkt 
streicht oder daß man sie neu verausgabt. Dieses 
Problem erster Ordnung werden wir im kommen-
den Haushalt vorrangig zu behandeln haben. Sicher 
ist, daß wir uns alle, quer durch alle Fraktionen, 
über die Notwendigkeit der Verminderung dieser 
Bindungsermächtigungen klar sind, und wir meinen, 
daß darunter die Aufgabe selbst, die notwendigen 
Leistungen für die Verteidigung aufzubringen, nicht 
Schaden zu leiden braucht. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch von 
einem Problem sprechen, das wahrscheinlich mein 
Freund Niederalt noch besonders vertiefen wird, 
dem Problem des Zwei-Jahre-Haushaltes für die 
Verwaltungsausgaben. 

Meine Damen und Herren! Die Verwaltungsaus-
gaben machen in diesem Riesenhaushalt von 38,7 
Milliarden zwar nur eine Summe von vielleicht 3 
bis 4 Milliarden aus, nehmen aber erfahrungsgemäß 
bei der Behandlung rund 80 % der kostbaren Zeit 
des Haushaltsausschusses in Anspruch. Wenn es 
uns gelänge, einen Zwei-Jahre-Haushalt für die 
Verwaltung - sowohl für Personalausgaben, Sach-
ausgaben wie Allgemeine Ausgaben — aufzustel-
len, dann würden wir zumindest in einem Jahr die 
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Zeit frei machen können für die notwendige Durch-
leuchtung der großen allgemeinen Bewilligungen 
und der großen Sachtitel, und dann könnten wir uns 
dem Haushalt mit der Intensität widmen, wie er es 
angesichts der Größenordnungen verdient. 

Wir haben uns noch eine Reihe anderer Probleme 
gemeinschaftlich vorgenommen, unter anderem das 
Problem der Bevorratung, das angesichts der neuen 
großen Leistungen für den zivilen Notstand eine 
besondere Bedeutung gewinnt. Hier zeigt sich be-
reits die Überschneidung auch mit der Vorrats-
politik des Bundesernährungsministeriums. Wir 
werden uns mit dem Problem des zivilen Luft-
schutzes besonders befassen müssen, aber noch 
mehr mit dem Problem von Forschung und Entwick-
lung im Verteidigungshaushalt. Hier zeigte sich 
während der Beratungen vor der zweiten Lesung 
deutlich, wie groß bereits jetzt die Überschneidun-
gen der einzelnen Ressorts gerade bei der For-
schung sind, und wie groß infolgedessen aber auch 
die Aufgabe des neu geschaffenen Wissenschafts-
rats sein wird, hier zu einer guten und gründlichen 
Koordination zu gelangen. 

Ein weiteres Problem ist das Problem der Nach-
wuchsförderung durch die einzelnen Ressorts. Wir 
sehen heute schon nebeneinander das Bundesinnen-
ministerium, das Atomministerium und das Ver-
teidigungsministerium, von Post und Bundesbahn 
ganz zu schweigen, alle um dasselbe Problem be-
müht. Auch hier wird sich eine Koordination als 
überaus nützlich erweisen. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Nun ein besonders wichtiges Problem, von dem 
hier zu sprechen ist. Wir haben während der Be-
ratungen wiederholt festgestellt, daß die einzelnen 
Bundesminister als die federführenden Minister bei 
den supranationalen Behörden, aber auch bei den 
großen internationalen Organisationen Bindungen 
finanzieller Art eingehen, von denen das Hohe Haus 
zunächst nichts weiß, die es erst später gemerkt, 
wenn der Haushalt gedruckt vorliegt; manchmal 
sehen wir es erst in irgendeiner Vorlage des 
Finanzministeriums. Aber dann bleibt dem Haus-
haltsausschuß eigentlich nichts weiter als die be-
rühmte Rolle des Chors im griechischen Drama, der 
den Gang der Ereignisse beweint, ohne ihn ändern 
zu können. Das ist, glaube ich, eine Rolle, die ihm 
auf die Dauer nicht zugemutet werden sollte. Die 
Herren Ressortminister täten auch gut daran, bevor 
sie sich zu derartigen Konferenzen begeben und be-
vor sie dort sehr weitreichende Bindungen eingehen 
in bezug auf die Gehälter z. B. bei den supranatio-
nalen Behörden, auf die Ausdehnung dieser Behör-
den und auf die Größenordnung der Beiträge, die 
zu sehr großen Bauten dort geleistet werden —
siehe NATO-Verträge usw. —, sich auch einmal mit 
dem Haushaltsausschuß und mit den anderen Aus

-

schössen zu beraten. 

(Beifall.) 

Wir haben uns gemeinschaftlich mit dem Aus-
schuß für Verteidigung und mit dem Ausschuß für 
Angelegenheiten der inneren Verwaltung für den 
Herbst eine Reihe von Aufgaben vorgenommen,  

so die Erprobungsstellen beim Verteidigungsmini-
sterium, eine Reihe großer Bauten, vor allen Dingen 
Kasernen- und Depotbauten; die letzten sind ein 
Problem von ganz außerordentlicher und von der 
Öffentlichkeit gar nicht richtig begriffener Bedeu-
tung für die gesamte Verteidigung. Denn was nutzt 
die beste Division, die aufgestellt wird, wenn sie 
nicht genügend bevorratet und ihre laufende Ver-
sorgung in der Zukunft nicht sichergestellt ist? Auch 
dieser Fragen wollen wir uns besonders annehmen. 

Ich möchte hier noch einmal darauf hinweisen, daß 
wir dem Bundesrechnungshof gemeinschaftlich einen 
Sonderbeitrag von 100 000 DM zur Verfügung ge-
stellt haben, damit er in die Lage versetzt wird, sich 
derjenigen Sachverständigen zu bedienen, deren er 
bedarf, um bestimmte große Probleme — wir den-
ken vor allem an Betonbauten, an  den Wohnungs-
bau usw. — zu durchleuchten, weil wir hier Erspar-
nismöglichkeiten in einer erheblichen Größenord-
nung sehen. Ich darf diese Gelegenheit einmal 
nutzen, um auch dem Bundesrechnungshof, ich 
glaube, unser aller Dank für seine ganz besonders 
intensive Mitarbeit an dieser Aufgabe auszu-
sprechen. 

(Beifall.) 

Lassen Sie mich einen Ausblick auf das vor uns 
liegende Haushaltsjahr 1959 wagen. Ich sprach be-
reits von dem Nichterreichen der Sollziffern, das 
schon in den ersten Monaten, also im April, Mai 
und Juni, erkennbar geworden ist. Obwohl wir auf 
der einen Seite in den beiden ersten Monaten ein 
Weniger von 1,1 Milliarden DM ich werde nicht 
müde, darauf hinzuweisen — vor unseren Augen 
haben, erhebt sich bereits eine Lawine neuer For-
derungen, die schon konkrete Gestalt angenommen 
haben. 

Ein so erfahrener Berichter in der „Gegenwart" 
wie Rudolf Haerdter hat in einem überaus lesens-
werten Aufsatz sich die Mühe gemacht, einen Teil 
dieser Neuanforderungen zusammenzustellen. Er hat 
noch nicht alle Wünsche zur Kenntnis genommen. 
Aber lassen Sie mich einmal einen Rundgang unter-
nehmen. 

Da sind zunächst die neuen Forderungen, die von 
seiten der Landwirtschaft erhoben worden sind. 
Wir wissen, was das Wort „Disparität" beinhaltet 
und was sich auf diesem Gebiet unter Umständen 
zusammenballen kann. Wir kennen den Zehnjahres-
plan zur Umwandlung der landwirtschaftlichen 
Struktur in einer Größenordnung von 40 Milliarden 
DM, wie er bereits in der Öffentlichkeit genannt 
worden ist. Ich gehe hier ga r  nicht einmal auf Ein-
zelheiten ein. Ich spreche sie zunächst als Problem 
an. 

Wir sehen weiter das Schulprogramm vor uns, 
wie es auf der Lehrertagung in München diskutiert 
worden ist. Es ist ein sich über zehn Jahre erstrek-
kendes Programm von zusammen 8 Milliarden DM. 
Dabei hat man — ich muß das wirklich loben —
vernünftigerweise gesagt: Aber wir wollen zunächst 
einmal den Wohnungsbau etwas abklingen lassen, 
ehe wir uns an die Schulbauten heranmachen. Ich 
halte das für eine sehr realistische und sehr lobens-
werte Einstellung. 
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Dabei möchte ich es nicht unterlassen, auch ein-

mal auf die Schulprobleme anderer Länder hinzu-
weisen. Ich habe mich selber davon überzeugt —
auch mit einigen Senatoren, die an diesen Fragen 
interessiert sind, diskutiert —, daß selbst in einem 
Lande wie den Vereinigten Staaten, das weiß Gott 
keine finanziellen Sorgen in der Größenordnung, 
wie wir sie haben, kennt, heute 80 000 Schulräume 
fehlen. Auch in anderen Ländern sieht das Schul-
problem ähnlich aus. Angesichts dessen sollten wir 
nicht immer glauben, wir allein in der Welt hätten 
es mit einem Schulproblem zu tun. Tatsächlich be-
steht dieses Problem fast überall. 

Die dritte große Forderung, die an uns herange-
tragen wird, betrifft Wissenschaft und Forschung. 
Dabei sollte nicht verkannt werden, daß in diesem 
Haushaltsjahr dafür beträchtlich mehr ausgeworfen 
ist als in den vergangenen Jahren. Nach Schaffung 
des Wissenschaftsrates werden wir hoffentlich recht 
bald vorher geklärte Vorstellungen über die Grö-
ßenordnung der Summen, die in den kommenden 
Haushalten stehen sollen, bekommen. 

Weiterhin nenne ich das Problem der Studienför-
derung. Herr Haerdter hat nicht ohne Ironie von 
einer „Verrentung des Daseins" gesprochen, wie 
mir scheint, ein recht zutreffender Ausdruck. Ich 
denke hier vor allen Dingen an die wachsenden Be-
strebungen, unseren Herren Studenten — zum Teil 
auch ohne Rücksicht auf die Einkommen der Eltern 
— auch in den Semesterferien die Zuschüsse zu ge-
währen, auf die sie meiner Überzeugung nach nur 
während ihres Studiums selbst einen Anspruch ha-
ben. Dabei wollen wir die Gefahr nicht außer acht 
lassen, daß die Dozenten und insbesondere die or-
dentlichen Professoren infolge ihrer Überlastung 
nicht mehr in dem erforderlichen Maße die Lei-
stungen prüfen können und daß sie aus Mitleid und 
sonstigen edlen Regungen heraus die Dinge trei-
ben lassen. Auf diese Weise steht dann nicht mehr 
das eigentliche Honnefer Modell, nämlich die För-
derung der Begabung, im Vordergrund, sondern nur 
noch das soziale Moment. Da erhebt sich die Frage, 
mit welchem Recht solche Studenten gegenüber den 
anderen Teilen der Jugend bevorzugt werden. 

(Beifall.) 

Lassen Sie mich weiter das Problem der Kran-
kenhäuser und ihrer Sanierung, auf das gerade in 
jüngsten Tagen aufmerksam gemacht worden ist, 
kurz ansprechen. Hier ist ein Bedarf von rund 
1 Milliarde DM für die Schaffung der 30 000 feh-
lenden Krankenhausbetten und ein Rationalisie-
rungsbedarf von rund 12 bis 13 Milliarden DM an-
gemeldet worden, von dem Problem der Aufbrin-
gung der Pflegesätze ganz zu schweigen. 

Ferner sind die neu aufgetretenen Forderungen 
im Zusammenhang mit der Regelung der Wasser-
wirtschaft zu nennen. Wir wissen, daß wir es hier 
mit einer Größenordnung von rund 4 Milliarden DM 
zu tun haben und daß dieses Problem einfach un-
ausweichlich auf uns zukommt, wenn wir der Ver-
schmutzung unserer Gewässer Einhalt gebieten 
wollen und wenn wir auf der anderen Seite gleich-
zeitig auch die Schaffung eines hinreichenden Was-

servorrates für die weitere Industrialisierung 
sichern wollen. 

Ein weiteres Problem ist das der Atomenergie 
und der Bundesbeteiligungen an der künftigen 
Schaffung von Energiezentralen. Wir sind da in den 
Erläuterungen des Atomministeriums auf Größen-
ordnungen von 1 Milliarde DM bereits für die näch-
sten zwei bis drei Jahre gestoßen. 

Dann das bereits sattsam diskutierte Problem des 
Straßenbaues! Der Herr Bundesverkehrsminister, 
der ,es überhaupt mit Größenordnungen zu tun hat, 
um die wir ihn nicht beneiden, hat die Summe von 
88,5 Milliarden DM für einen Zehnjahresplan aller 
Straßen — der Wasserstraßen, der Seestraßen, der 
Bundesstraßen zu Lande und der Bundesbahn — in 
die Debatte geworfen. Wenn so große Summen in 
der Öffentlichkeit genannt werden, habe ich manch-
mal die Sorge, daß da Hoffnungen geweckt wer-
den, die in den nächsten zehn Jahren unter keinen 
Umständen erfüllt werden können. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Dabei kommt ,das immer dringender an uns heran-
getragene Problem des europäischen Straßennetzes 
auf uns zu. Auch hierzu werden Sie am Schluß der 
dritten Beratung Entschließungen vorfinden, die ich 
schon jetzt Ihrer Beachtung empfehlen möchte. 

Mit Sicherheit werden wir im Haushaltsjahr 1959 
300 Millionen DM mehr für die Rentenreform ein-
stellen müssen, und im Haushaltsjahr 1960 wird es 
wieder etwas mehr sein. Leider ist im Haushalt 1958 
die schon jetzt mit Sicherheit auf uns zukommende 
Summe von 51 Millionen DM für die Knappschafts-
versicherung nicht untergebracht. Ich mache Sie 
ausdrücklich darauf aufmerksam, sie steht noch 
nicht im Haushalt. 

Ich denke an den erneuten Ansturm des Auslan-
des auf die natürlich sehr verlockende Gold- und 
Devisenreserve der Bundesnotenbank der Bundes-
republik. Meine Damen und Herren! Manchmal, 
muß ich sagen, sind wir doch recht erstaunt, z. B. 
wenn Staatsmänner vom Format des britischen Pre-
miers MacMillan aus Washington zurückkommen 
und wenn dann der Bundesrepublik sehr vielsagend 
zugerufen wird, sie möge sich doch den seit zwei 
Jahrhunderten erprobten Bankiererfahrungen Eng-
lands anvertrauen und dort die Goldvorräte Eng-
land sozusagen zur bankmäßigen Bewirtschaftung 
übergeben, das dies doch traditionell besser könne 
als ,die Bundesrepublik Deutschland. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Essen] : Hört! 
Hört!) 

Meine Damen und Herren! Da kann ich nur sagen, 
wir haben volles Verständnis für einen solchen 
Wunsch, aber auf der anderen Seite glauben wir 
doch, dieser Aufgabe selbst einigermaßen gewach-
sen zu sein.  

Ich möchte mich hier vor diesem Hohen Hause 
voll und ganz hinter die Antwort des Bundesnoten-
bankpräsidenten Blessing stellen, der mit allem 
Nachdruck darauf hingewiesen hat, daß diese Gold- 
und Devisenvorräte nicht etwa ein Ausdruck des 
deutschen Kapitalreichtums sind, sondern umge-
kehrt ein Ausdruck der deutschen Kapitalarmut. 
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Eine weitere kleine Lawine, die auf uns zurollt: 
wie steht es mit der Vorfinanzierung der Entschä-
digung der Heimatvertriebenen? Wie steht es  wei-
ter mit den Forderungen der Auslandsgeschädigten, 
die im Londoner Schuldenabkommen eine Rolle 
gespielt haben und dort verbrieft sind? Um wieviel 
werden die Leistungen für die Wiedergutmachung 
über die hier im Bundestag veranschlagten 8 Mil-
liarden DM hinausgehen? Und dann weiter: Wir 
hören jetzt von Sozialisierungsplänen, wie sie die 
IG Bergbau vorgetragen hat. Woher soll die  Masse 
an Kapital zur Entschädigung aufgebracht werden? 
Der Rundgang durch diese Forderungen wird bei-
nahe zu einer Wanderung in ein Dunkel hinein, das 
niemand von uns im voraus zu durchdringen und 
zu überblicken vermag. 

Eines möchte ich hier noch vor allen Dingen an 
die Adresse auch der Entwicklungsländer sagen. 
Wir haben uns im Haushaltsausschuß zweimal über 
die Ausleihungen der Bundesrepublik an die Ent-
wicklungsländer unterrichten lassen.  Das sind viele 
Milliarden. Wir wissen, wie prekär die finanzielle 
Situation in sehr vielen dieser Schuldnerstaaten 
geworden ist. Wir wissen auch, welch außer-
gewöhnliche Maßnahmen die Bundesrepublik er-
greifen mußte, um diesen Ländern finanziell unter 
die Arme zu greifen. Aber auf der anderen Seite 
möchte ich mich mit allem Nachdruck hinter die 
Forderung stellen, die gerade die deutschen Ban-
kiers auch international zur Geltung gebracht haben. 
Wenn auf der einen Seite die Entwicklungsländer 
aus sehr guten Gründen an uns herantreten und 
uns bitten, ihre vielen großen Vorhaben zu finan-
zieren, dann dürfen wir und mit uns auch die an-
deren Gläubigerländer mit  Recht eine größere An-
strengung als bis jetzt in der Sicherung unseres 
privaten Eigentums im Ausland erwarten; denn von 
uns Leistungen aus unserem Volksvermögen, aus 
unseren Ersparnissen heraus zu erwarten, ohne uns 
auf der anderen Seite ,die Gewähr der Sicherung 
dieser Ersparnisse bei Ausleihung zu geben, das 
ist nicht vertretbar. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang, weil ich 
gerade von dem Problem der Sozialisierungsforde-
rung gesprochen habe, ein persönliches Wort sagen. 
Es sind in letzter Zeit im Haushaltsausschuß Bemer-
kungen gemacht worden über eine angeblich bevor-
stehende Sozialisierung der Hibernia, der 
PREUSSAG und möglicherweise auch der Saar-
gruben. Ich kann hier für meine Person und wohl 
auch für sehr viele meiner Freunde sagen, daß 
davon gar nicht die Rede sein kann. 

(Zurufe von der Mitte: Sehr richtig!) 

Dagegen möchte ich noch einmal mit Nachdruck 
herausstellen: Im Bundesvermögen befinden sich 
Hunderte von kleinen Gesellschaften, deren Existenz 
in Bundeshand im Grunde keine Bedeutung hat und 
von denen sich der Bund sehr gut trennen könnte 
und auch schnell trennen sollte, sofern er ernste 
Angebote erhält und nicht solche von jenen zahl-
losen, die glauben, sich auf Kosten des Bundes 
sehr schnell bereichern zu können. Aber diese Auf-
gabe kann, glaube ich, mit Erfolg von dem neuen 
Ministerium Lindrath bearbeitet werden. 

Ich möchte jetzt noch einen Blick auf den Kon
- zentrationsprozeß in der Schwerindustrie werfen. 

Dieser Prozeß greift heute schon auf die weiterver-
arbeitende Industrie über. Er ist durch unsere jet-
zige Steuergesetzgebung unbestreitbar begünstigt 
worden und bereits an einem Punkt angelangt, wo 
wir uns ernsthaft fragen müssen, ob eine noch stär-
kere Zusammenballung im volkswirtschaftlichen 
Gesamtinteresse liegt. 

Ich sehe hier zwei Parallelentwicklungen vor mir, 
die zu einer ernsthaften Bedrohung gerade des 
Rückgrates der deutschen Wirtschaft, nämlich der 
mittleren und kleineren Unternehmungen, führen, 
und diese Unternehmungen sind immer noch der 
Kern der deutschen Wirtschaft; das möchte ich aus-
drücklich betonen. Wenn man z. B. auf der einen 
Seite sieht, wie die mittleren und kleinen Betriebe 
von oben herunter aufgekauft werden, wie sich 
aber auf der anderen Seite ein paralleler Prozeß 
von unten herauf entwickelt, wird man ernstlich be-
sorgt sein müssen. Nehmen Sie z. B. Verbände, die 
die Organisation des Einkaufes für den Kleinhandel 
in die Hand genommen haben, und zwar mit Erfolg; 
eine durchaus wünschenswerte Aufgabe! Aber was 
zeitigt sie häufig? Diese großen Einkaufsverbände 
gehen doch mehr oder weniger zu einer Typen-
bereinigung über. Sie kaufen bei immer weniger 
Firmen, und bei je weniger Firmen sie kaufen, 
desto stärker fördern sie gerade die Konzentration, 
die im Interesse des Mittelstandes gar nicht er-
wünscht ist. 

Nun noch ein Wort zu unserer Konjunkturlage, 
die wir stets beachten. Wir setzen unsere gesamten 
Hoffnungen auch bei der Durchführung des Haus-
haltsplans 1958 und mehr noch des Haushaltsplans 
1959 auf den Fortgang der Konjunktur. Ich glaube, 
daß wir alle uns in dieser Beziehung völlig einig 
sind. 

Eine Bemerkung jedoch zu den Verlagerungen 
innerhalb der deutschen Haushalte. Das ist ein 
Problem, das eine immer größere Bedeutung ge-
winnt. Aus den letzten Mitteilungen, die wir über 
die Entwicklung der Ausgaben des durchschnitt-
lichen Vier-Köpfe-Haushaltes in Deutschland erhal-
ten haben, haben wir festgestellt, daß im Jahre 
1957 die Ausgaben für Ernährung um 4,4 % gegen-
über 1956 gestiegen sind, die Ausgaben für Bildung 
und Unterhaltung um 14 %, die Ausgaben für Haus-
rat um 19 % und die Ausgaben für Reisen um 
35 %. 

Hier, meine Damen und Herren, sehen Sie einen 
Trend, mit dem wir alle uns in Zukunft ernstlich 
befassen müssen. 

Aber inmitten dieser gesamten Entwicklung, die 
uns manchmal mit großer Sorge erfüllt, gibt es in 
der weiteren Steigerung der Ersparnisse einen sehr 
erfreulichen Lichtblick. Die Tendenz, die sich im Vor-
jahr angebahnt hat und die zu einer so erstaun-
lichen Steigerung des Sparkapitals geführt hat, hat 
nach dem Monatsbericht der Bundesnotenbank im 
ersten Halbjahr 1958 weiter angehalten. Zwar lie-
gen die Prozentsätze der Sparbeträge noch nicht so 
hoch wie in England, aber sie sind nahe daran. Der 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode — 37. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 1. Juli 1958 	2115 

Dr. Vogel 
Diskontsatz ist jetzt auf 3 % herabgesetzt worden. 
Wir haben jetzt einen 6%igen Pfandbrief, und wir 
sehen die reibungslose Unterbringung der Anleihen 
nicht nur der Industrie, sondern auch der Bundes-
bahn, der Bundespost, der Kommunen und der Län-
der. 

Auf der anderen Seite wollen wir uns keines-
wegs einer Steigerung des Bargeldumlaufs in 
Deutschland verschließen. Damit komme ich zu ei-
nem der wichtigsten Probleme, das überhaupt im 
Zusammenhang mit dem Bundeshaushalt anzuspre-
chen ist. Dieser Umlauf einschließlich der Sichtein-
lagen wuchs 1956 nur um 2,2 Milliarden DM, 1957 
aber um über 4 Milliarden DM, und sein Wachstum 
hält im Jahre 1958 weiter stark an. Das ist eine 
Angelegenheit, die wir niemals aus dem Auge ver-
lieren dürfen. Wenn sich zwischen dem wachsenden 
Verbrauch auf der einen Seite und der Leistung 
pro Arbeitsstunde und pro Beschäftigten auf der an-
deren Seite langsam, aber sicher eine Schere öff-
net, dann werden für die Stabilität der Währung, 
völlig unabhängig von noch so energischen Maß-
nahmen der Bundesnotenbank und des Bundes-
finanzministers, Gefahren ausgelöst, auf die füh-
rende Finanz- und Währungsexperten in immer 
eindringlicherer Form bereits hingewiesen haben. 

Die Aufrechterhaltung der Stabilität der Währung 
liegt heute nicht mehr allein hei der Bundesnoten-

bank oder beim Bundesfinanzminister, sondern sie 
liegt ebenso stark auch in den Händen der Sozial-
partner. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte hier einen Aufsatz unseres verehrten 
Kollegen Professor Baade ansprechen. den er in 
Nr. 12 der „Versicherungswirtschaft" aus Anlaß des 
Zehnjahrestages der Währungsreform unter der 
Überschrift „Die Verantwortung der Sozialpartner 

für die Stabilität der Währung" geschrieben hat. Er 
hat hier einige goldene Worte zu diesem Problem 
gesagt. Ich möchte sie dem Hohen Hause nicht vor-
enthalten: 

Wenn man das alles richtig wertet, 
- ich komme darauf noch zu sprechen —

kann kein Zweifel daran sein, daß das stärkste 
Wachstum des Sozialprodukts und damit das 
stärkste Wachstum des Reallohns erzielt wer-
den kann, wenn die Gewerkschaften aus eige-
ner Einsicht eine Lohnpolitik betreiben, die eine 
lohninduzierte Inflation vermeidet, d. h. wenn 
sie auf Lohnsteigerungen verzichtet, die über 
das hinausgehen, was aus der Steigerung der 
Produktivität ohne Preissteigerung verkraftet 
werden kann. Ein von dieser Einsicht geleitetes 
Verhalten würde entscheidend dazu beitragen, 
das aufstiegdrosselnde Instrument der Ver-
teuerung der Kredite entbehrlich zu machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich empfehle diesen Aufsatz Ihrer aller Beachtung, 
da in ihm gerade auch eine Reihe von Prämissen 
enthalten sind, die das Verhalten der Gewerk-
schaften stützen sollen. 

Ich kann jedoch mit vielem, was Herr Professor 
Baade weiter ausgeführt hat, nicht einig gehen, vor  

allen Dingen seine alte Theorie nicht annehmen, daß 
auch die Auflösung des sogenannten Juliusturms 
zu einer Geldwertminderung geführt habe, denn an-
gesichts eines Sozialprodukts von über 200 Milliar-
den DM macht die auf drei Jahre verteilte langsame 
Auflösung der Kassenreserven wirklich nicht das 
aus, was man ihr häufig in die Schuhe schiebt. 

Außerdem scheint mir ein anderes Verfahren, das 
hier empfohlen worden ist, nämlich die Bildung von 
neuen Budgetüberschüssen — England und die Ver-
einigten Staaten sind ein Beispiel dafür —, in 
Deutschland kaum praktikabel zu sein, ganz abge-
sehen davon, daß eine solche Finanzpolitik auch in 
diesen Ländern eine Stabilität der betreffenden 
Währungen nicht gewährleistet hat. 

Aber nun komme ich zu einem entscheidenden 
Argument. Was wird uns denn als Ausgleich, auch 
als Begründung für die Anträge der Opposition, 
empfohlen? Es ist doch einfach die Kürzung des 
Verteidigungshaushalts. Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, vor allen Dingen auch von der 
Opposition, warten Sie bitte einmal ab, mit welchen 
neuen Forderungen unsere Bündnispartner im Laufe 
dieses Jahres und der nächsten Jahre an uns her-
antreten werden! 

(Zurufe von der SPD.) 

— Meine Damen und Herren, man kann nicht bei 
internationalen Verträgen mithaften, wenn man 
nicht auf der anderen Seite bereit ist, sie auch dann 
zu erfüllen, wenn es sehr unangenehm ist, sie zu 
erfüllen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Man kann nicht erklären: wir stehen zu diesen Ver-
trägen, und diese Verträge sind „kein Fetzen 
Papier" — um es wörtlich zu zitieren —, ohne daß 
man auf der anderen Seite bereit ist, die Konse-
guenzen daraus zu ziehen, mögen sie für uns und 
unseren Haushalt auch noch so unangenehm sein. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU. - 
Zuruf von der SPD: Übertreibung!) 

— Über die Verteilung können wir miteinander 
sprechen; darüber reden wir jetzt schon seit Jah-
ren. Aber zu sagen, daß die jetzigen Ausgaben eine 

Übertreibung gewesen seien. meine Damen und 
Herren, das nimmt Ihnen doch international nie-
mand ab. 

(Wiederholter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir kommen auch nicht umhin, uns bei der Be-
trachtung dieses Problems einmal in der Welt etwas 
zu orientieren. Es wird wohl niemanden, der in der 
Außenpolitik ernst genommen werden wi ll , mehr 
geben, der behauptet, die „Tauwetterperiode im 
Osten" halte heute noch an. Wer z. B. die Aufsätze 
eines solchen Kenners wie Hermann Pörzgen in der 
FAZ in letzter Zeit gerade aus Anlaß der Blut-
urteile in Ungarn gelesen hat, der findet dort ein 
Material zusammengetragen, an dem niemand von 
uns vorbeigehen kann. Längst bevor diese Schrek

-

kensurteile in Ungarn bekannt wurden. erfuhren 
wir, daß bereits am 25. Mai acht führende Funktio-
näre in Rotchina wegen ,.Abirrung von dem rechten 
Wege" hingerichtet worden waren, trotz der Hun- 
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dert-Blumen-Rede eines Mao Tse-tung, die wir vor-
her gehört hatten. Immer mehr gewinnt in uns die 
Vermutung Boden, daß die ganze antistalinistische 
Rede Chruschtschows ebenso wie das Vorgehen von 
Mao Tse-tung — von dem wissen wir es — viel-
leicht überhaupt nur dazu gedient hat, unvor-
sichtige, aber charaktervolle Kritiker aus ihrer 
Reserve herauszulocken, um sie nachher desto kalt-
blütiger liquidieren und das rote diktatorische 
System verankern zu können. Jedenfalls. können 
wir das auf keinen Fall von der Hand weisen. 
Wenn es aber so ist, dann wird das Problem der 
Sicherung unserer Bundesrepublik nach wie vor das 
entscheidende Problem sein, mit dem wir es hier zu 
tun haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich kann mir in diesem Zusammenhang eine 
weitere Frage nicht verkneifen. Kann es sich die 
Sowjetunion, gerade nach den Armeemanövern an 
der polnischen Grenze — wir hörten nachher die 
erneute Rede von Gomulka —, leisten, die Satel-
litenstaaten atomar auszurüsten, ohne Gefahr zu 
laufen, daß ihre Panzerarmeen von heute auf mor-
gen entwertet werden, wenn einmal atomare Waf-
fen bei diesen Armeen gelagert sind? Ich will hier 
nicht näher auf die Geschichte mit Richard Crossman 
eingehen, die neulich in der „Welt" erwähnt wor-
den ist. Ich will auch nicht sein Dementi näher 
prüfen, darf aber vielleicht den Satz zitieren, den 
die polnische Zeitschrift „Kultura" in Paris — nicht 
etwa bei uns — gedruckt hat. Dort war die Rede 
davon, daß Chruschtschow zu Richard Crossman ge-
sagt habe, mit einer Bundesrepublik mit einer 
atomar aufgerüsteten Bundeswehr müsse sehr 
gründlich verhandelt, selbst auf Kosten großen 
Entgegenkommens verhandelt werden. Ich will das 
hier nicht näher erörtern; aber nach den jüngsten 
Informationen, die ich erhalten habe, scheint es 
doch so zu sein, als ob dieses Dementi von Gross-
man ein politisches Dementi gewesen ist. Wir soll-
ten dieser Sache noch einmal nachgehen. Aber wie 
dem auch sei, die Tauwetterperiode ist vorbei. 

Die 11 Milliarden DM, die im Bundeshaushalt für 
Verteidigung stehen, werden so oder so, jedenfalls 
in den nächsten Haushaltsjahren, nicht zur Deckung 
irgendwelcher anderen Ausgaben herangezogen 
werden können, seien sie auch noch so begründet 
und noch so anerkannt, auch von unserer Seite. 

Ich habe hei der Einbringung dieses Haushalts 
bereits einmal an die Opposition die Bitte gerich-
tet, man möge sich doch auf dem Stuttgarter Par-
teitag definitiv darüber klarwerden, wie die Hal-
tung der Opposition zum Verteidigungsproblem 
überhaupt sei. 

(Abg. Jacobs: Wir sind nicht so wankel

-

mütig wie Adenauer!) 

— Herr Jacobs, wir haben von Ihrer Seite ein Ja 
zur Verteidigung gehört, aber das, was vorher in 
der Presse angekündigt worden war und was wir 
wirklich ehrlich erhofft hatten, nämlich ein dezi-
diertes Programm mit Zahlenangaben, das haben 
wir in Stuttgart auch diesmal nicht gehört. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Ich glaube, es genügt nicht, die Verteidigung als 
solche zu bejahen, sondern es ist die staatspoliti-
sche Pflicht einer .großen Partei — und  Sie  sind 
eine große Partei —, dem deutschen Volk zu sagen, 
was diese Partei dafür bewilligen will. Das ist ein 
Problem, das einfach auf die Dauer nicht umgangen 
werden kann. Denn die Bundeswehr — das ist 
unser aller Überzeugung — muß sich jenseits der 
Parteien auf dem gemeinschaftlichen Willen des 
ganzen deutschen Volkes aufbauen, wenn sie 
einen Sinn haben soll. 

(Beifall in  der  Mitte.) 

Ich möchte das Problem nicht vertiefen, ohne 
gleichzeitig die Frage nach der Autorität, die die 
Bundesrepublik sich in den letzten Jahren schaffen 
konnte, und nach der Entwicklung dieser Autorität 
aufzuwerfen. Ich habe nicht ohne großes Interesse 
einen Aufsatz des nicht bei uns stehenden früheren 
Ministers Dr. Rudolf Zorn gelesen, der die bezeich-
nende Überschrift trug: „Auch 'die Demokratie 
braucht Autorität". 

(Beifall in oder Mitte.) 

Wir haben gemeinschaftlich eine Verfassung be-
schlossen. 

(Zurufe von der SPD.) 

— Auch Sie, meine Damen und Herren von der 
Opposition, haben die Verfassung mit beschlossen, 
nicht nur wir allein! In dieser Verfassung ist für 
eine stabilere Regierung als in vielen anderen Län-
dern Sorge getragen worden. Aber es kommt nicht 
allein auf die Stabilität der Regierungen an, es 
kommt in gleicher Weise darauf an, ob jede der-
artige Regierung sich auch im Volk die notwendige 
Autorität verschaffen kann. Ohne eine solche Auto-
rität kann eine parlamentarische Demokratie auf 
die Dauer gesehen nicht existieren. 

Gestatten Sie mir, meine Damen und Herren von 
der Opposition, noch eine kleine Zwischenbemer-
kung. Sie haben sich in der vergangenen Woche 
mit einem Eifer, der einer größeren Sache würdig 
gewesen wäre, bemüht, bei der Beratung des Einzel-
planes des Bundeskanzlers dem Herrn Bundes-
kanzler einen Zahn zu ziehen. Ich vermute, es sollte 
der Weisheitszahn sein, an den Sie sich da heran-
gemacht haben. Ob es nun der Kollege Kühn war, 
der sich mit einer kunstvoll geschürzten Roßhaar

-

schlinge an die Arbeit machte, oder Herr Kollege 
Arndt mit einer präzise gehandhabten elektrischen 
Bohrmaschine oder am Schluß Herr Kollege Neu-
mann mit einem Brecheisen — stand dieser Auf-
wand, vier Stunden hindurch, tatsächlich in irgend-
einem Verhältnis zu dem Gegenstand, um den es 
sich hier gehandelt hat? 

(Sehr richtig! und Beifall 
bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Auch der deutsche 
Bundeskanzler und seine Autorität sind Dinge, die 
man nicht ohne Not in den Augen des  deutschen 
Volkes herabsetzen sollte. 

(Lebhafter Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 
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Denn dieses Volk bedarf dringender denn je einer 
Autorität und eines klaren, zielbewußten Willens. 

(Erneuter Beifall bei den  Regierungspar-
teien. — Abg. Dr. Mommer: Der  Bundes-
kanzler setzt selbst seine Autorität herab 

durch seine Methoden!) 

Ich möchte 'das hier nur einmal als Zwischenbeispiel 
aufgerufen haben, wir wollen den Fall nicht ver-
tiefen. Aber, Herr Kollege Mommer, es besteht aller 
Anlaß dazu, auch von Ihrer Seite sich zu überlegen, 
wie notwendig es auch für eine Partei wie die Ihre 
ist, Autorität zu gewinnen, nicht nur für uns. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.-Zuruf von 
der SPD: Sagen Sie das Ihrem Kanzler 

für die Wahlversammlungen!) 

— Ja, in Wahlzeiten haben wir unsere Sonderpro-
bleme, auch in diesem Hause, und nicht nur von un-
serer Seite aus, sondern genauso von Ihrer Seite 
aus. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie uns, meine Damen und Herren, auf 
einige wirkliche Probleme zu sprechen kommen, 
mit denen auch die Regierung Adenauer zu kämpfen 
hat, auf echte Probleme und nicht derartige, ich 
möchte sagen, Lappalien, mit denen uns hier vier 
Stunden lang die Zeit genommen worden ist. Las-
sen Sie uns einmal auf das Problem des Nebenein-
ander der Ressorts eingehen. Der Bundeskanzler 
bestimmt die Richtlinien der Politik; aber seine  Res-
sortminister haben eine Selbständigkeit, die, glaube 
ich, in der deutschen Öffentlichkeit im allgemeinen 
nicht so beachtet wird, wie sie in der Verfassung 
verankert ist. Man macht den Herrn Bundeskanz-
ler als den die Richtlinien der Politik Bestimmen-
den häufig genug für Dinge haftbar, für die er gar 
nicht persönlich haftbar gemacht werden kann. Die 
Frage der Koordinierung auch innerhalb der Bun-
desregierung ist eine sehr ernste Frage, sie sollte 
uns jenseits des Parteienstreites beschäftigen. Wir 
möchten den Wunsch aussprechen, daß sich der 
Herr Bundeskanzler mit seiner staunenswerten 
Energie auch an die Lösung dieses Problems heran-
macht und daß wir hier zu einer Lösung von Fragen 
kommen, die wir in einer ganzen Reihe von Einzel-
aspekten bis jetzt als nicht befriedigend gelöst an-
gesehen haben. Ich nenne z. B. nur das Problem der 
Wasserwirtschaft, ich nenne das Problem des Ver-
hältnisses zu den europäischen Behörden, der Fe-
derführung der einzelnen Ressorts, um nur die wich-
tigen Probleme herauszugreifen. 

Meine Damen und Herren! Meine Freunde haben 
von jeher auf dem Standpunkt gestanden, daß im 
Gegensatz zu anderen Ländern die Bundesregierung 
nicht ein Exekutivausschuß der Mehrheitsparteien 
dieses Hohen Hauses ist. Die Regierung ist nach 
der Verfassung mehr. Die Scheidung zwischen Exe-
kutive und Legislative ist im Grundgesetz klar aus-
gesprochen. Aber wenn das so ist, dann muß das 
Bewilligungsrecht der Legislative gegenüber der 
Exekutive auch von seiten der Exekutive völlig un-
angefochten bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.)  

Der Haushaltsausschuß insbesondere ist dankbar, 
daß er als der  wichtigste Exponent dieses unabding-
baren Bewilligungsrechtes dabei das ganze Hohe 
Haus hinter sich weiß. Der Haushaltsausschuß muß 
die Kraft und den Willen zu einem eigenen Urteil 
gegenüber der Verwaltung aufbringen. Resignieren 
wir bei dieser Aufgabe, dann streckt das  Parlament 
die Waffen vor der Verwaltung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es kommt mir wirklich darauf an, bei dieser 
Schlußbetrachtung in der dritten Lesung des Haus-
halts als eines Kernstücks der parlamentarischen 
Arbeit nicht nur das herauszustellen, was uns trennt, 
sondern auch das herauszustellen, was, wie ich 
glaube, uns alle in diesem Hause eint. Unsere Arbeit 
wäre vergebens gewesen, wenn die nach uns kom-
mende Generation, wenn die Jugend nicht das Ge-
fühl hätte, daß sie auch mit dem Herzen, nicht nur 
mit dem Verstande zu diesem von uns hier aufge-
bauten Staate stehen könnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir sollten uns, glaube ich, ein wenig mehr auch 
bei den Beratungen hier vor Augen halten, daß es 
nicht so sehr darauf ankommt, wogegen man diese 
Jugend beeinflussen soll, sondern daß man ihr bei-
bringen sollte, wofür sie sich einsetzen soll. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Das furchtbar zynische Wort von Karl Bednarik, der 
nicht einer von den Unseren ist, steht im Raum, daß 
die deutsche Jugend angeblich nur auf die Barri-
kaden zu gehen entschlossen wäre, wenn „die Kinos 
einmal geschlossen würden". Meine Damen und 
Herren, lassen Sie uns gemeinschaftlich dafür sor-
gen, daß dieses Wort niemals Wirklichkeit wird. 
Lassen Sie uns gemeinschaftlich dafür sorgen, daß 
die nach uns Folgenden den Eindruck haben: die 
großen Opfer, die hier gebracht worden sind, sind 
nicht vergeblich gebracht worden. Es fällt mir wahr-
lich nicht leicht, angesichts dieses weißen Nelken-
straußes, auf dem Pult vor mir heute als erster zu 
sprechen, wenn jeder von uns weiß und sich vor 
Augen hält, daß unter Umständen das, was hier an 
Kraft, an Gesundheit und an Lebensdauer geopfert 
worden ist, vielleicht einmal umsonst geopfert sein 
könnte. Geben wir unserem Volke — und damit 
möchte ich schließen — Hoffnung und bemühen wir 
uns nicht, die ohnehin schon zutiefst verankerte Da-
seinsangst in diesem Volke noch weiter zu vertiefen, 
durch welche Aktion es auch immer sein mag. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ein Volk, das seine politische Existenz auf Angst 
aufbaut, kann inmitten der Gefahren der Zukunft 
keinen Existenzkampf führen. Deswegen mein Appell 
an Sie und an das ganze Hohe Haus: Sorgen Sie 
dafür, daß wir stetig, aber nicht stur, diesen Weg 
der Hoffnung und der Zuversicht gemeinsam weiter-
gehen, damit wir denen, die nach uns folgen, einen 
geordneten und sicheren Staat hinterlassen können. 

(Anhaltender lebhafter Beifall bei den 
Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Schmid: Das Wort hat der 
Abgeordnete Ritzel. 
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Ritzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Herr Kollege Dr. Vogel sprach am Schluß 
seiner Darlegungen von dem, was uns eint. Ich kann 
bestätigen, daß uns Mitglieder aller Fraktionen im 
Haushaltsausschuß geeint hat der Wille zum ge-
meinsamen Dienst am gemeinsamen Wohl und die 
Bereitwilligkeit, alle Kraft einzusetzen und hinzu-
geben, um das zu tun, was Volk und Staat von uns 
verlangen können. Aber auch mir geht es ange-
sichts des Blickes auf diesen Abschiedsstrauß für 
einen der Unseren so wie Herrn Dr. Vogel. Ich 
möchte sagen: die Toten mahnen. Wir können uns 
übernehmen, und wir übernehmen uns; wir haben 
uns schon übernommen. Wenn ich allein die Liste 
der Kranken des Haushaltsausschusses betrachte, 
an der Spitze unser Vorsitzender Herr Kollege 
Schoettle, wenn ich daran denke, daß auch unser 
erster Assistent gegen Ende der Etatberatungen zu-
sammengebrochen ist und sich in einem sehr ern-
sten Zustand befindet, wenn ich um die Schwierig-
keiten gesundheitlicher Art weiß, die den einen 
oder anderen jetzt schon überkommen und über-
fallen haben, dann weiß ich um den Ernst der 
Situation.  

Aber Herr Dr. Vogel sprach auch von dem 
Wunsch, daß wir — wir, die Jetzigen — unseren 
Nachkommen einen Staat der Ordnung und einen 
Staat überlassen, dessen Finanzen in Ordnung sind 
Meine Damen und Herren, hier trennen sich unsere 
Wege in der Betrachtung dessen, was ,der eine oder 
der andere unter Ordnung versteht; hier trennen 
sich unsere Wege ebenso wie in ,der Beurteilung, 
Herr Kollege Dr. Vogel, der anderen Frage. Sie 

 sagten, daß eine Autorität auch im demokratischen 
Staat notwendig sei. Im Grunde bejahen wir das, 
aber es handelt sich nicht allein um das Vorhanden-
sein einer Autorität. Es handelt sich auch um den 
Willen der Autorität, sich der notwendigen Kon-
trolle durch die Volksvertretung zu unterziehen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das zu betonen ist das Recht der Opposition, das zu 
verlangen ist das Recht des ganzen Volkes. Ich 
habe seit vielen Jahren den Eindruck, daß der für 
die Führung der Politik in ,der Bundesregierung 
verantwortliche Herr Bundeskanzler in Fragen der 
Autorität oftmals — und wenn man ein feines 
Ohr hat, hört man auch das leise Stöhnen aus Ihrer 
Fraktion — nicht nur das Parlament und vor allem 
uns in der Opposition überfordert, sondern auch 
seine Freunde, und ich glaube, daß der Herr Bun-
deskanzler das selber sehr, sehr deutlich weiß und 
spürt. 

Nun, was uns eint und was uns trennt, zeigen die 
Auseinandersetzungen, die sich im Laufe der Etat-
beratungen schon entwickelt haben und die sich 
in der dritten Beratung noch weiter entwickeln 
werden. 

Meine Damen und Herren, wir haben jetzt über 
einen sogenannten Überrollungshaushalt zu ent-
scheiden, einen Haushalt, der in seiner ganzen Auf-
machung und nach dem ganzen Tempo, in dem er 
erledigt wurde, praktisch eine Schmälerung der 
Rechte des Parlaments darstellt. Darüber kann es  

für jeden Gutgläubigen und Gutwilligen in der Be-
urteilung der Situation überhaupt keine Zweifel 
geben. Ich gehe noch einen Schritt weiter: Was sich 
an Schmälerung der Rechte des Parlaments aus die-
ser Haushaltsberatung praktisch ergeben hat, be-
deutet eine Stärkung der Rechte der Bürokratie, 
der hohen Bürokratie. der Herren Minister und 
ihrer nächsten Mitarbeiter. Das zeigt sich auch hier. 
Betrachten Sie den Verlauf der zweiten Beratung, 
betrachten Sie den Zeitplan für die dritte Beratung, 
dann erkennen Sie, daß auch das Plenum unter dem 
Diktat einer Zeitnot steht, die der Sache nicht gut 
bekommt und letzten Endes der Sache auch nicht 
würdig ist. Wie richtig wäre es, wenn wir Position 
für Position kapitelweise in den einzelnen Haushal-
ten kritisch beleuchteten! Ich bin überzeugt davon, 
daß dann mehr noch als im Haushaltsausschuß man-
ches, gerade weil es öffentlich erörtert würde, dem 
Rotstift zum Opfer fiele, und das bekäme der End-
summe des Haushalts sehr gut. Jeder Bauer weiß, 
auch Kleinvieh macht Mist. 

Die Frage dieses Überrollungshaushalts führt zu 
dem Problem zurück, ob die Art überhaupt richtig 
ist. Da man nach Jakob Burckhardt aus der Erfah-
rung für das nächste Mal klüger werden soll, 
möchte ich die Frage aufwerfen, ob wir — hoffent-
lich kommt es nie wieder so — nicht schon für den 
Haushalt 1958 klüger getan hätten, den. Haushalt 
195'7 zur Gänze zu überrollen und 1958 die notwen-
digen Änderungen in einem Nachtragshaushalt 
auszubringen. Herr Kollege Dr. Vogel hat zu Recht 
das, worüber wir schon früher gesprochen haben 
— ich darf an die Ausführungen des Kollegen 
Schoettle erinnern —, hier zur Sprache gebracht: 
den Zweijahreshaushalt und die Angleichung des 
Haushaltsjahres vom 1. April bis zum 31. März an 
das Kalenderjahr. Die Regierung müßte sich ver-
pflichtet fühlen, dem Haushaltsausschuß über diese 
Fragen nach Anhörung der Länder in aller Gründ-
lichkeit tatsächlich eine Vorlage zu machen, damit 
wir dann das Für und Wider eingehend durchspre-
chen und zu einem Beschluß des Plenums kommen 
können. 

Der Herr Bundesfinanzminister hat sich in seiner 
Rede vor dem Hohen Hause am 16. April der schö-
nen Hoffnung hingegeben — ich zitiere aus dem 
Protokoll —: 

Damit wären wir dann wieder im normalen 
Rhythmus der Verabschiedung des Haushalts-
gesetzes. 

Er meinte, das wäre der Fall, wenn der Haushalt . 

1959 so vorgelegt wird, wie er es angekündigt und 
in Einzelheiten vor dem Haushaltsausschuß darge-
legt hat. Meine Damen und Herren, der Herr Bun-
desfinanzminister irrt. Das ist kein ordnungsge-
mäßer Rhythmus. Es ist zwar ein Rhythmus, aber 
ein falscher Rhythmus. Wenn wir den Haushalt 
erst im Dezember hier zu ersten Beratung bekom-
men und wenige Tage vor Weihnachten mit tier 
Beratung im Haushaltsausschuß beginnen können, 
dann ist das kein normaler Rhythmus, dann ist das 
keine Garantie für die im Grundgesetz vorge-
schriebene ordnungsgemäße Verabschiedung des 
Haushalts für das kommende Jahr zur rechten Zeit. 
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Um nun hier zu helfen, möchte ich — ohne An-

spruch darauf zu erheben, daß das der Weisheit 
letzter Schluß sei — der Regierung für den Haus-
halt des Jahres 1959 eine Anregung geben. Ich 
könnte mir gut vorstellen, daß es möglich wäre, 
vorbehaltlich gewisser Korrekturmöglichkeiten im 
Haushaltsentwurf für 1959 lediglich die sachlichen 
Titel neu zu bestimmen und die persönlichen Titel 
— also in jedem Einzelplan die Titel von Tit. 101 
an — aus dem Haushalt 1958 unverändert in den 
Haushalt 1959 einzusetzen, also zu überrollen, aber 
noch vor dem 1. Juli 1959 einen Nachtragshaushalt 
mit den erforderlichen Änderungen auf dem Gebiet 
der Personaltitel einzubringen. Damit wäre gar kein 
Unglück geschehen, es wäre aber eine saubere und 
glatte Möglichkeit einer rechtzeitigen Verabschie-
dung des Haushalts 1959 durch den Haushaltsaus-
schuß und das Hohe Haus gegeben, und es wäre 
ohne Schädigung irgendwelcher Interessen die dann 
folgende Beratung eines Nachtragshaushalts in der 
Zeit zwischen den Osterferien und dem 1. Juli mög-
lich. Ich glaube, das ist ein Vorschlag, der der Über-
legung wert wäre. 

Nun zu dem heute zur Debatte stehenden Haus-
halt selber. Ich kann Herrn Kollegen Dr. Vogel 
nicht folgen, wenn er - er hat es nicht so formu-
liert — die Meinung vertrat, es handele sich, abge-
sehen von den 3 Milliarden DM, die aus Resten 
hineinkamen, im übrigen um einen akzeptablen 
Haushalt. Es handelt sich vor allem um keinen 
Haushalt der Stabilität. Man hat diesen Haushalt 
ja wiederholt hier und in der Presse einen „Haus-
halt am Rande des Defizits" genannt. Wenn wir 
ehrlich sind, meine Damen und Herren, dann müs-
sen wir sagen: Es ist ein Haushalt des Defizits, es 
ist ein defizitärer Haushalt. Ich möchte die Regie-
rungsparteien und die Regierung auch vor einer 
ständigen Wiederholung der Außerkraftsetzung des 
§ 75 der Reichshaushaltsordnung im Haushalts-
gesetz warnen. 

Wenn wir von der Opposition zu dem Haushalt 
Stellung zu nehmen haben, dann geschieht das 
natürlich auch von einer anderen Warte aus, als 
Sie von der Koalition es tun. Wir empfinden den 
Haushalt in weiten Teilen nicht als gerecht, wir 
empfinden ihn auch in weiten Teilen nicht als wahr 
und in weiten Teilen nicht als klar. Das wird der 
Verlauf der dritten Beratung — ab heute — wohl 
noch zeigen. Ich darf Sie, was mangelnde Klarheit 
und mangelnde Wahrheit angeht, nur an die sehr, 
sehr lückenhafte Beantwortung der Großen Anfrage 
meiner Fraktion über die finanziellen Verpflichtun-
gen aus dem Verteidigungshaushalt, Drucksache 195, 
erinnern. Dort sind Fragen wie die der Kosten für 
die atomare Aufrüstung, wie die der Kosten für 
ausreichende Vorräte für den Kriegsfall, wie die der 
Kosten für den Luftschutz und sonstige Notstands-
maßnahmen durchaus offengeblieben, um zu einer 
nicht zutreffenden Summe der Aufwendungen von 
damals angegebenen 52 Milliarden DM zu kommen. 
Für uns sind zahlreiche Ansätze im neuen Haushalt 
ungenügend. Ich nenne Ihnen als Beispiel die Tat-
sache, daß man die unabweisbare Steigerung der 

Leistungen der Kriegsopferversorgung im Haushalt 
umgeht. Man hat sogar mit Rücksicht auf die durch 
Todesfälle und durch Wegfall von Waisenrenten 
naturnotwendig eintretende Verringerung der Zahl 
der Bezieher von Kriegsopferversorgung die Mittel 
reduziert. Ich erinnere Sie an unser Unbefriedigt-
sein in bezug auf den ungenügenden Schutz der 
zivilen Bevölkerung, auch den Schutz vor radio-
aktiven Strahlen. Ich erinnere Sie — wir werden 
Gelegenheit haben, in der dritten Beratung dazu 
trotz allem noch einmal Stellung zu nehmen — an 
unser Unbefriedigtsein über den Mitteleinsatz des 
Bundes zur Bekämpfung der Schulraumnot, zur 
Überwindung der Schulraumnot als einer Kriegs-
folge, die ja nach dem Grundgesetz vom Bund zu 
tragen, mindestens mitzutragen sind. Ich erinnere 
Sie an das Problem der Krankenhäuser im Rahmen 
der zivilen Notstandsplanung. Ich erinnere Sie an 
den Wohnungsbau. Was hat dieses Haus in den 
zwei Jahren sich an Ablehnungen auf diesem Gebiet 
geleistet! Sie können von uns nicht verlangen, daß 
wir mit dieser Mehrheitsentscheidung zufrieden 
sind, daß wir einverstanden sind, daß wir einem 
solchen Haushalt unsere Zustimmung geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich möchte in einer Spezialangelegenheit an die-
ser Stelle eine nicht neue Frage an den Herrn Bun-
desfinanzminister richten. Ich habe diese Frage 
schon einmal gestellt. Ich bin mit ihrem Verhalten, 
Herr Bundesfinanzminister, unzufrieden. Sie haben 
in der zweiten Beratung diese Frage unbeantwortet 
gelassen. Ich frage erneut: Herr Bundesfinanzmi-
nister, werden Sie in der Lage sein, die in den au-
ßerordentlichen Haushalt verwiesenen Straßenaus-
gaben aus dem außerordentlichen Haushalt zu be-
dienen? Ich frage Sie erneut, Herr Bundesfinanz-
minister, und ich bitte heute um eine Antwort: sind 
Sie bereit, die bis jetzt auf 6 % — in Kürze viel-
leicht auf mehr bestimmte Kürzung aller Aus-
gaben durch das Haushaltsgesetz bei den Straßen-
ausgaben nicht in Anwendung zu bringen? Ich 
glaube, die Öffentlichkeit hat ein sehr lebhaftes In-
teresse an einer positiven Antwort des Herrn Bun-
desfinanzministers auf diese Fragen. Noch eine 
dritte Frage, Herr Bundesfinanzminister, auf die in 
der zweiten Beratung keine Antwort gegeben 
wurde: Sind Sie bereit, mit Klauen und Zähnen zu 
verteidigen, daß gegenüber dem Verteidigungsmi-
nisterium der Rückverrechnungstitel unter 222 der 
einzelnen Haushalte aufrechterhalten bleibt, damit 
nicht andere Haushalte noch überdies für die 
Zwecke und Bedürfnisse des Verteidigungshaus-
halts herhalten müssen? 

Der Herr Kollege Vogel sprach im Zusammen-
hang mit den Problemen „Reste, Bildungsermäch-
tigungen und Kontrolle" von einer notwendigen 
Warnung — so habe ich es aufgefaßt — an die 
Opposition, nicht durch Anträge die Dinge noch 
weiter zu erschweren. Ich glaube nicht, Herr Kol-
lege, daß unsere Anträge dazu geeignet sind, die 
Lösung der Frage der Kontrolle oder der Bindungs-
ermächtigungen — von den Resten in dem Zusam-
menhang ganz zu schweigen — irgendwie dann zu 
gefährden und zu erschweren, wenn auf dem Ge- 
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biete des Willens und der Organisation genügend 
Garantien gegeben sind, um einem von uns erhoff-
ten Beschluß des Hohen Hauses Achtung zu ver-
schaffen. Sie können die Dinge auf dem Gebiet der 
da und dort zu beobachtenden Leistungsunfähigkeit 
einzelner Landesverwaltungen — beispielsweise 
auf dem Gebiet der Straßen — nicht verallgemei-
nern und als Warnzeichen gegenüber Anträgen der 
Opposition benutzen, die sich nun einmal aus der 
Einstellung der Opposition zu Ihrer Etatpolitik, 
meine Damen und Herren von der Koalition, 
zwangsläufig ergeben müssen. 

Sie haben davon gesprochen, daß wir 8,3 Milli-
arden DM Reste haben. Von diesen 8,3 Milliarden 
DM Reste entfallen allein auf den Einzelplan 14, 
den Haushalt des Bundesverteidigungsministeriums, 
5,4 Milliarden DM. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Solange der Juliusturm bestand, waren die vom 
Parlament bewilligten, von der Verwaltung aber 
nicht ausgegebenen Mittel, also die Reste, tatsäch-
lich vorhanden; aus ihnen konnten dann noch Aus-
gaben erfolgen. 

Inzwischen hat sich einiges geändert. Inzwischen 
wurde der Kassenbestand in seiner vollen Höhe für 
andere Zwecke verwendet, ,so daß jetzt Reste ohne 
Gegenwert, also ohne Deckung vorhanden sind, und 
zwar in der vorhin angegebenen Höhe von 5,4 Mil-
liarden beim Verteidigungshaushalt und von 8,3 Mil-
liarden im gesamten Haushalt. Diese Reste zu liqui-
dieren, zu töten, wie die Sprachregelung im Finanz-
ministerium lautet, ist nach unserer Auffassung eine 
wichtige Voraussetzung — darin sind wir mit Ihnen 
einer Meinung — für eine gesunde und verantwor-
tungsbewußte Haushaltsführung. Dieses Töten der 
Reste ist um so leichter, als die allein im Verteidi-
gungshaushalt enthaltenen 5,4 Milliarden Ausgabe-
reste zum größten Teil aus globalen Bewilligungen 
datieren, für die in erheblichem Umfang noch keine 
Verpflichtungen eingegangen sind, wobei die Gefahr 
besteht, daß sie möglicherweise für andere Zwecke 
ausgegeben werden als die, für die sie bewilligt 
wurden. Die Forderung, die wir erheben, ist, daß die 
Ansätze im Verteidigungshaushalt neu veranschlagt 
und beschlossen werden, daß also die in nicht ver-
brauchten Resten enthaltenen Ausgabeansätze ge-
strichen werden. 

In der Frage der Bindungsermächtigungen ver-
treten wir eine ähnlich zurückhaltende Auffassung, 
wie sie Herr Kollege Dr. Vogel vorgetragen hat. 
Ich darf darauf hinweisen, daß nach Erfüllung ge-
wisser Ausgaben neue Bindungsermächtigungen in 
diesem Rechnungsjahr hinzugekommen sind, so daß 
wir Bindungsermächtigungen in Höhe von mehr als 
15 Milliarden im Hushalt haben. Meine Damen und 
Herren! Die Schöpfer der Reichshaushaltsordnung 
und der Reichstag als der damalige Gesetzgeber 
haben sich, als sie in der Reichshaushaltsordnung 
den Begriff der Bindungsermächtigung schufen, be-
stimmt keine derartigen Größenordnungen vorge-
stellt. Das war damals eine harmlose Angelegenheit. 

(Abg. Schröter [Berlin] : Das kann man wohl 
annehmen!) 

Die Betrachtung war einfach und schlicht. Heute 
wird aus dieser Bestimmung der Reichshaushalts-
ordnung ein Monstrum von unsolider und nicht zu 
verantwortender Finanzpolitik! 

(Beifall bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Die Bindungsermäch-
tigungen sind ihrem Charakter nach ein politischer 
Vorgriff, sie sind eine Verpflichtung, die aus den 
Haushaltsmitteln des laufenden Rechnungsjahres 
nicht bestritten werden muß, sondern gegebenen-
falls erst im kommenden Jahre zu decken ist. Prak-
tisch bedeuten sie einen Turm ,an Verpflichtungen. 
Sie sind im einzelnen letzten Endes parlamentarisch 
unkontrollierbar und damit eine Verringerung der 
Rechte des den Haushalt bewilligenden Parlaments 
durch Einengung seiner Möglichkeiten. 

Diese Dinge — Resteverwertung und Bindungs-
ermächtigungen — zeigen im Zusammenhang mit 
dem, was Herr Kollege Dr. Vogel zum Schluß an-
sprach — Autorität der Bundesregierung —, und 
dem, was ich ergänzte — demokratische Kontrolle —, 
das ganze Schwergewicht der Problematik, mit der 
wir uns hier auseinanderzusetzen haben. 

Der Begriff der parlamentarischen Kontrolle ist 
eine Selbstverständlichkeit. Das Parlament im gan-
zen ist zu einer Art von gesundem Mißtrauen ge-
genüber den Maßnahmen der Regierung verpflich-
tet. Sie werden verstehen und uns nicht verübeln, 
wenn wir ein gesteigertes Mißtrauen gegenüber der 
Regierung, gegenüber ihren Methoden und insbe-
sondere gegenüber den Geheimfonds Ihrer Regie-
rung hier wiederholt bekundet haben. 

Die Reichshaushaltsordnung kennt in § 89 die Zu-
lässigkeit einer nicht nur dem Bundesrechnungshof 
zu übertragenden, sondern auch vom Parlament aus-
zuübenden Kontrolle. Der Präsident des Bundes-
rechnungshofes als Bundesbeauftragter oder als 
Chef seiner Verwaltung kann eine derartige Kon-
trolle nie ersetzen; er kann niemals eine politische 
Kontrolle, wie sie die Aufgabe eines Parlaments 
und von Parlamentsausschüssen sein müßte, von 
sich aus ersetzen und ausüben. 

Meine Damen und Herren, ich habe hier vor Jah-
ren schon einmal Gelegenheit genommen, auf das 
Problem der Kontrolle nach den Bestimmungen der 
Reichshaushaltsordnung und auf den Kommentar 
hinzuweisen. Ich empfehle Ihnen die auf den  Seiten 
40, 41 und 44 enthaltene sehr interessante Kommen-
tierung — ich will sie nicht noch einmal verlesen 
der Notwendigkeit einer parlamentarischen Kon-
trolle bei derartigen Geheimfonds. 

Nun haben wir Ihnen, meine Damen und Herren, 
in 'diesem Jahre den Vorschlag unterbreitet, keinen 
besonderen Ausschuß einzusetzen. Wir haben einen 
Unterausschuß des Haushaltsausschusses, den 
Rechnungsprüfungsausschuß, dem die Rechnungen 
zur Prüfung vorgelegt werden. Aber wann? Nach 
Jahr und Tag! Wir wünschen, daß dieses Organ des 
Parlaments dazu verwendet wird, wirklich eine 
frühzeitige parlamentarische Kontrolle solcher Ge-
heimtitel auszuüben. Man kann nach Bedarf, wie 
das oft in den Ausschüssen .des Parlaments ge-
schieht, notfalls die Verhandlungen als vertraulich 
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erklären, aber man sollte nicht die Kontrolle durch 
einen Parlamentsausschuß weiterhin so ausschlie-

ßen, wie Sie es leider getan haben. 

Meine Damen und Herren, warum kommen wir 
denn zu dieser Forderung? Wir würden gern bereit 
sein, dem Herrn Bundeskanzler gewisse Mittel ohne 
unsere Kontrolle, nur kontrolliert durch den Herrn 
Bundesbeauftragten für die Sparsamkeit in der Ver-
waltung, zuzugestehen. 

Der Herr Bundeskanzler sollte sich in  seinen 
Forderungen etwa an dem berühmten Muster der 
Forderungen der früheren Reichskanzler orientie-
ren. Herr Bundeskanzler, ich habe mir einmal die 
Etats der Jahre 1929, 1931 und 1933 — letzterer 
war, Idas muß ich zur Vermeidung von Irrtümern 
sagen, wohlgemerkt ein Etat, der  nicht von Hitler 
verabschiedet worden ist — angesehen. Darin stand 
im Einzelplan III Kap. 1 ein Tit. 23 zur Verfügung 
des Reichskanzlers zu allgemeinen Zwecken. Die 
Jahresrechnung darüber unterlag der alleinigen 
Prüfung des Präsidenten des Rechnungshofes, wel-
cher auch die Entlastung erteilte. Mit der Höhe der 
Summe konnte man einverstanden sein. Der Ansatz 
betrug laut Haushaltsgesetz im Jahre 1929 240 000 
Mark, im Jahre 1931 180 000 Mark und im Jahre 
1933 150 000 Mark. Heute beträgt der  vergleichbare 
Titel — es ist Kap. 04 01 Tit. 300 — 200 000 DM. 
Aber wenn wir den anderen Titel, der hier im 
Brennpunkt des Interesses stand und steht, den 
Titel beim Presse- und Informationsamt Kap. 04 03 
„zur Verfügung des Bundeskanzlers für Förderung 
des Informationswesens" mit seinem heutigen An-
satz von 12,2 Millionen DM mit berücksichtigen — 
es  handelt sich um Gelder der Steuerzahler, Herr 
Bundeskanzler —, dann muß man fragen: Wollen 
Sie wirklich auch weiterhin nicht gestatten, daß bei 
dieser Größenordnung eine Parlamentskontrolle 
durch einen ordnungsgemäß bestellten Parlaments-
ausschuß einsetzt? 

Nun ein Wort an den Herrn Bundesfinanz-
minister. Herr Bundesfinanzminister, Sie haben am 
Ende der zweiten Beratung eine schlechte Tradition 
Ihres Vorgängers fortgesetzt. Sie haben der Oppo-
sition die Endsumme der  in  ihren Anträgen auf-
gestellten Forderungen  vorgerechnet. 

(Zuruf von der Mitte: Dais war eine 
gute Tradition!) 

Der Herr Bundesfinanzminister hat dabei übersehen, 
— was er allerdings auch noch gar nicht wissen 
konnte —, daß die gleiche „böse Opposition" die 
an sich nicht vorgeschriebenen Deckungsvorschläge 
noch gar nichtgemacht hatte. Er hat weiterhin über-
sehen, daß auch die Koalition, der er solches nicht 
vorgerechnet hat, Anträge gestellt hat — deren 
Verwirklichung ebenfalls Geld kostet —, ohne daß 
eine zureichende Deckung vorhanden ist. Schließ-
lich ist das Weisen einer Haushaltsberatung anders 
als das Wesen der nach § 96 (neu) der Geschäfts-
ordnung zu behandelnden Finanzvorlagen. 

(Abg. Dr. Conring: 2,4 Milliarden sind 
etwas anderes als 6 Millionen!) 

Schließlich hat der Bundesfinanzminister übersehen, 
daß er selber in der zweiten Beratung darauf hin-
gewiesen hat, daß das Hohe Haus über die Deckung 
der in der zweiten Beratung beschlossenen Mehr-
ausgaben noch in der dritten Beratung beschließen 
müsse. 

Worauf bauen denn unsere Anträge? Sie bauen 
auf der Tatsache, daß unsere Forderungen einen 
grundsätzlichen Unterschied gegenüber dem, was 
Sie, die Mehrheit dieses Hauses, in den Haushalts-
plan hineinstecken, aufweisen. Wir sind in  weiten 
Teilen anderer Auffassung als Sie. Nach unserer 
Meinung muß der ganze Haushalt von dem Willen 
zur Entwicklung zum sozialen Rechtsstaat getragen 
sein. Wie weit wir noch davon entfernt sind, zeigt 
die Betrachtung der sozialen Lage derer, an denen 
das vielgepriesene Wirtschaftswunder bis heute 
noch vorbeigegangen ist. 

Für uns ist der Begriff der Sicherheit, den Sie 
immer militärisch auslegen, in erster Linie der  Be-
griff der sozialen Sicherheit. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aus dieser Einstellung resultieren unsere Anträge 
zum sozialen Wohnungsbau, zum Bau von Schul-
häusern, zur Förderung der Wissenschaft und was 
immer mehr wir verlangt haben. Sie, meine Damen 
und Herren von der Koalition, opfern dieses Ver-
langen einer Politik der militärischen Sicherheit, 
so wie Sie sie verstehen. Wir Sozialdemokraten 
bejahen — das wissen Sie in der Zwischenzeit auch 
— die Landesverteidigung, zu der von unseren 
Sprechern hier oft genug gesprochen worden ist und 
zu der wir — Sie dürfen dessen versichert sein — 
auch weiterhin die erforderlichen Aufklärungen 
geben und Ausführungen vortragen werden. Aber 
wir wünschen eine Politik, die geeignet ist, unsere 
Heimat nicht zum atomaren Schlachtfeld zu machen, 
unsere Heimat nicht der völligen Vernichtung 
preiszugeben. Eine Politik, diese Gefahr beinhaltet, 
ist keine Politik der Sicherheit mehr, sie hat mit 
Verteidigung von Volk und Heimat nichts mehr zu 
tun. 

(Beifall bei der SPD.) 

Nun möchte ich den Herrn Bundesfinanzminister 
ernsthaft bitten; uns künftig solche, verzeihen Sie, 
Milchmädchenrechnungen nicht vorzuhalten, ohne 
zugleich mindestens auch die Protokolle des Haus-
haltsausschusses und die Anträge im Plenum zu 
würdigen, die in sehr erheblichem Umfang Minder-
ausgaben vorsehen. 

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen vor-
hin gesagt, dieser Haushalt sei für uns kein Haus-
halt des Vertrauens. Er ist es schon nicht in bezug 
auf die Ausführung. Wir haben kein Vertrauen zur 
Bundesregierung; woher sollten wir dieses Ver-
trauen auch haben? Wie soll bei dem Verhalten der 
Bundesregierung eine wirkliche Zusammenarbeit 
ermöglicht werden? Ich glaube, der  weitere  Verlauf 
der Beratungen wird einiges auf diesem Gebiet noch 
sehr deutlich machen. 

Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren 
so schöne graphische Darstellungen gemacht, und 
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sie wird sie vermutlich in diesem Jahre wieder 
machen; sie hat ja die entsprechenden Ansätze und 
Zusammenstellungen bereits in den Vorbemerkun-
gen zum Haushalt niedergelegt. Kollege Schoettle, 
der heute leider seine Rede hier nicht halten kann, 
würde sicherlich noch einmal auf das zurückkom-
men, was er in diesem Hohen Hause wiederholt 
gesagt hat: daß die Zusammenstellung dessen, was 
die Regierung und die Regierungsparteien unter 
dem Begriff „Sozialausgaben" verstehen, nicht kor-
rekt ist und daß der Begriff „Sozialausgaben" weit 
enger gefaßt werden muß. Ich darf Sie nur an weni-
ges erinnern: Darlehen für den Wohnungsbau, die 
wieder zurückfließen, sind keine Sozialausgaben; 
Zahlungen an die 131 er beispielsweise sind keine 
Sozialausgaben, sie ergeben sich aus beamtenrecht-
lichen Forderungen der verdrängten Beamten und 
ehemaligen Berufssoldaten. Wenn Sie diese Be-
träge, die sehr erheblich sind, abziehen, kommen 
Sie zu dem Ergebnis, das wir immer vertreten ha-
ben: Der weitaus größte Posten, ein Posten von er-
schütterndem Ausmaß in diesem wie im vorigen 
Haushalt, ist der Haushalt für das  Verteidigungs-
wesen; er beträgt in diesem Jahr 29,7% der Ge-
samtausgaben. Die wirklichen Sozialausgaben lie-
gen erheblich darunter. 

Wenn Sie nun mit dem Ton nicht berechtigten 
Stolzes auf die sehr erheblichen tatsächlichen So-
zialausgaben hinweisen, so möchte ich Ihnen dazu 
folgendes sagen. Ich habe einmal mit dem Haus-
halt des Reiches vom Jahre 1931, den ich dieser 
Tage in der Hand hatte, verglichen und festgestellt, 
wie hoch damals die Ist-Ausgabe des Reichshaus-
halts im ganzen gewesen ist — das waren 9 571,1 
Millionen — und wie hoch die echten Sozialausga-
ben im Jahre 1931 gewesen sind — das waren 
3 106,3 Millionen RM, also rund 30 % —. 

(Abg. Dr. Conring: Das war die Zeit der 
großen Arbeitslosigkeit! — Abg. Frau 
Dr. h. c. Weber [Essen] : Damals war 

Arbeitslosigkeit!) 

— Das war die Zeit der großen Arbeitslosigkeit, 
aber es war auch eine Zeit, in der das Sparen auf 
dem Gebiete der Verwaltung — Herr Kollege Con-
ring, ich erinnere Sie, den ehemaligen preußischen 
Landrat, daran — etwas größer geschrieben wurde 
als beispielsweise im Haushalt des Bundesverteidi-
gungsministeriums.. 

(Beifall bei der SPD.) 

Der Ansatz im Haushalt befriedigt uns nach an-
deren Seiten ebenfalls nicht. Ich habe vorhin schon 
auf die Streichungen auf dem Gebiet der Kriegs-
opferversorgung hingewiesen. Ich finde auch, daß 
der Haushalt in Fragen der Etatklarheit und der 
Etatwahrheit manche Forderung offenläßt. Wie 
steht es beispielsweise, Herr Bundesfinanzminister, 
mit den Erstattungen nach § 90 des Bundesversor-
gungsgesetzes? Wie steht es mit den Forderungen 
des Verbandes Deutscher Rentenversicherungsträ-
ger? Warum erfolgt auf diesem Gebiet — es soll 
sich um einen sehr großen Posten rückständiger 
Verpflichtungen des Bundes handeln — keine In-
formation des Haushaltsausschusses? Warum er-
folgt keine entsprechende Etatisierung? 

Meine Damen und Herren! Ich darf zu einem an-
deren Kapitel übergehen. Der Herr Bundesfinanz-
minister hat dem Bundestag am 13. März 1958 eine 
sehr gute Erkenntnis mitgeteilt. Er hat wörtlich ge-
sagt: 

Die Gemeinschaft kann nicht unbegrenzt geben, 
weil sie sonst immer unbegrenzter nehmen 
müßte. Das aber würde bedeuten, die private 
Sphäre immer mehr einzuengen, das Eigentum 
immer mehr zu beschränken und schließlich 
eine freiheitliche Lebens- und Wirtschaftsord-
nung zu verneinen. 

Ich wäre glücklich, Herr Bundesfinanzminister, 
wenn Sie diese sehr berechtigte Erkenntnis einmal 
bei Einzelplan 14 mit aller Gründlichkeit und mit 
den Methoden des guten Finanzmannes, den ich 
in Ihnen schätze, anwenden wollten. 

Meine Damen und Herren! Wir leiden doch noch 
— die Reste zeigen es ja — unter den Auswirkun-
gen einer Politik, die damals schon unverantwort-
lich genannt werden mußte. Ich erinnere Sie an den 
globalen Ansatz von 5,2 Milliarden DM für Vertei-
digungszwecke im Haushalt 1955. Damals wurden 
mitten im Hochsommer die Mitglieder zweier Aus-
schüsse aus Kliniken und Sanatorien zusammen-
getrommelt, um an Stelle des Parlaments einen 
Nachtragshaushalt ohne zureichende Begründung 
zu verabschieden. In dieser Hinsicht ist nicht ein-
mal der Herr Bundesfinanzminister a. D. Fritz 
Schäffer der Vater des Juliusturms, sondern der 
Vater des Juliusturms heißt in dieser Hinsicht ganz 
anders; er heißt Blank. Was Herr Blank damals 
vom Parlament und von den verantwortlichen Aus-
schüssen gefordert hat, ging über die Hutschnur, 
ging über das Erträgliche hinaus. Die Konsequen-
zen haben wir heute mit zu tragen. 

Der Herr Bundesfinanzminister hat in seiner 
Rede und auch bei anderen Gelegenheiten wieder-
holt darauf hingewiesen, daß im Verteidigungshaus-
halt wie im Haushalt überhaupt nur die Ausgaben 
veranschlagt seien, die in diesem Jahr auch tatsäch-
lich ausgegeben würden. Nun sind in diesem Haus-
halt mit der bekannten Vorbemerkung „soweit 
Reste verausgabt werden, sind sie an der Summe 
abzusetzen" 10 Milliarden DM vorgesehen. Ich 
möchte beinahe — wenn der Herr Bundesverteidi-
gungsminister nicht etwa noch nicht genehmigte 
atomare Anschaffungen machen sollte — demjeni-
gen einen Preis aussetzen — wenn ich dazu in der 
Lage wäre —, der nachweisen könnte, daß diese 
10 Milliarden im Rechnungsjahr 1958 wirklich aus-
gegeben werden können. 

Meine Damen und Herren! Wir stehen doch am 
Beginn der Geburt eines neuen Juliusturms, und 
wir müssen uns vor den Folgen bewahren, die dar-
aus entstehen. Ich darf Sie an die Geschichte der 
jüngsten Zeit erinnern. Die Mehrheit des Hauses 
hat dreimal 9 Milliarden DM in den Verteidigungs-
haushalt in drei Jahren eingestellt; das sind 27 Mil-
liarden DM. Ausgegeben wurden für diese Zeit-
räume 9 Milliarden DM, also nur ein Drittel. Selbst 
wenn Sie noch den Rest von 5,4 Milliarden aus dem 
Verteidigungshaushalt hinzurechnen — er kann 
unmöglich umgesetzt werden —, kommen Sie auf 
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etwa die Hälfte der wirklich bewilligten 27 Mil

-liarden DM. 

Dagegen richtet sich auch grundsätzlich unsere 
Kritik. Es ist kein Haushalt der Klarheit, es ist kein  

Haushalt der Wahrheit. Mein Freund, Professor 
Gülich, wird noch näher darauf eingehen, wie die 
Verteidigungshilfe für Großbritannien in Höhe von 
rund einer Milliarde DM etatisiert werden soll, und 
wenn Sie bedenken, was sich an Überlegungen dar-
an knüpft, dann haben wir erst recht keine Veran-
lassung, einen solchen Haushalt etwa mit Begeiste-
rung zu akzeptieren. 

Die Umrüstung, die uns hier zugemutet wird — 
das muß bei einer Haushaltsberatung gesagt wer-
den —, übersteigt bei weitem die deutsche Finanz-
kraft. Ich will keine Unkenrufe in bezug auf die 
Zukunft der deutschen Währung ausstoßen; aber 
ich möchte der nüchternen Erkenntnis Ausdruck 
geben, daß Rüstungsausgaben dieses Formats zur 
Gefahr für die Währung werden können. Sie neh-
men im ordentlichen Haushalt einen erheblichen 
Teil des zur Verfügung stehenden Raumes ein. Herr 
Kollege Schoettle gebrauchte in diesem Zusammen-
hang . das Bild von dem jungen Kuckuck, der die 
rechtmäßigen Inhaber aus dem Nest wirft. Die Rü-
stungsausgaben nehmen im ordentlichen Haushalt 
einen Raum ein, der anderen notwendigen Aus-
gaben gebührt, die damit in den außerordentlichen 
Haushalt abgedrängt werden. Dieses Verfahren 
führt zum Schuldenmachen. 

Der Herr Kollege Vogel zitierte vorhin meinen 
Freund Baade, und es ist schon der Mühe wert, 
nachzulesen, was Professor Baade gesagt hat. Aber 
ich möchte Herrn Vogel entgegnen: Die Rüstung 
und nicht die Lohnentwicklung ist etatmäßig und 
währungspolitisch gesehen die Gefahr. Ob Rüstungs-
ausgaben unmittelbar oder mittelbar zum Schulden

-

machen veranlassen, ist im Grunde gleich. Ich bin 
überzeugt, meine Damen und Herren, Sie werden 
im Prinzip der Feststellung nicht widersprechen, 
„daß man der Diskussion über die Zusammenhänge 
von Rüstung, Finanzierung durch Anleihen und de-
ren Gefahren für das Geld nicht ausweichen sollte. 
Die Geldzerstörungen im 20. Jahrhundert sind nicht 
durch den programmatischen Sozialismus, nicht 
durch Lohnforderungen, auch nicht durch Sozial-
reformen gekommen, sondern durch Rüstungen, 
Kriege und am meisten durch Kriegsliquidationen, 
wo sich der Staat durch Geldzerstörungen seiner 
Schulden entledigte und auch noch die Schulden 
Privater in diesen Prozeß einbezog — dafür aber 
die Rolle des Versorgungsstaates übernehmen 
mußte." 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich kann mir nicht vorstellen, daß Sie von der CDU 
und von der Deutschen Partei dieser Feststellung 
widersprechen können. Sie stammt von einem der 
Ihren, von Herrn Dr. Dresbach. Sie können sie in 
der „Frankfurter Allgemeinen Zeitung" vom 14. Mai 
dieses Jahres nachlesen. Wenn Sie aber dieser Fest-
stellung zustimmen, dann ist es Ihre Pflicht, die 
entsprechenden Konsequenzen zu ziehen. Das ver-
missen wir bis jetzt. 

Meine Damen und Herren, ich will nicht von den 
drohenden Kosten — von denen der Herr Bundes-
verteidigungsminister bis jetzt in allen Sprachen 
schweigt — sprechen, von den Kosten, die im Rah-
men seiner noch nicht offen zugegebenen Konzep-
tion auf künftige Haushalte zukommen. Ich möchte 
mich aber im voraus mit dem von Ihnen — das 
klang auch leise in den Ausführungen des Herrn 
Kollegen Vogel an — zu erwartenden Einwand, 
andere Länder brächten höhere Verteidigungslasten 
auf, auseinandersetzen. 

Ich halte namens meiner Fraktion dem gegenüber, 
daß andere Länder, was die soziale Sicherheit an-
geht, anders gestellt sind. Sie haben keine Spaltung 
von Volk und Land wie wir in Deutschland, sie 
haben keine Verluste an Wirtschaftskraft aus die-
sem Anlaß zu verzeichnen, sie haben keine Mehr-
kosten auf Grund der Spaltung, sie haben nicht die 
gewaltigen Kasten des Flüchtlingsproblems, des 
Lastenausgleichs. 

Ich bedaure sehr, daß die Bundesregierung bis 
jetzt keine Gelegenheit genommen hat, sich mit 
dem Hinweis auf derartige Lasten — andere, zum 
Beispiel die Kriegsfolgelasten, kommen noch hin-
zu — bei der Bemessung des Verteidigungsbeitrags, 
den die NATO von uns verlangt und erwartet, 
durchzusetzen. Im Jahre 1958 ist der Verteidigungs-
haushalt größer als der ganze Reichshaushalt im 
Jahre 1931. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Jaeger.) 

Ich frage nun  in  bezug auf einzelne Punkte: Herr 
Bundesverteidigungsminister, wissen Sie eigentlich, 
wie summarisch die Ansätze Ihres Haushalts zu-
stande kamen? Ich habe vorhin das, was Herr Kol-
lege Dr. Vogel über die verfasungsrechtliche Stel-
lung des Etatreferenten Ihres Hauses erwähnt hat, 
unter der Decke einigermaßen verstanden. Herr 
Bundesverteidigungsminister, wissen Sie um die 
Methode, die in Ihrem Hause üblich ist? Ich habe 
das von keinem verantwortlichen Mitglied Ihrer 
Verwaltung, aber es stimmt. 

Wenn jemand in einer Abteilung 3 Millionen DM 
braucht, dann tritt er zuerst mit einer Forderung 
auf 10 Millionen DM in Erscheinung in der Hoff-
nung, daß er 5 Millionen DM bekommt. Mindestens 
diesen Betrag erhält er dann auch. Er braucht aber 
nur 3 Millionen DM. Daher rühren eben die Reste. 

Oder halten Sie es für richtig, Herr Verteidi-
gungsminister, daß in nicht wenigen Abteilungen 
bei relativ kleiner Besetzung ein Übermaß an 
Kosten entsteht, etwa durch die Bereitstellung von 
Automobilen, zum Beispiel eines Automobils und 
eines Kraftfahrers für zwei Offiziere verschiedener 
Rangstufen? Würden Sie nicht gut daran tun, Herr 
Verteidigungsminister, in Ihrem Hause sehr bald 
einen gründlichen, vielleicht von altpreußischer 
Sparsamkeit getragenen Sparkommissar einzuset-
zen? 

Meine Damen und Herren, wir hätten im Haus-
haltsausschuß Gelegenheit haben müssen, diesen 
Milliardenhaushalt Einzelplan 14, Verteidigung, 
nach allen Seiten hin zu prüfen und zu durchleuch- 
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ten. Wir haben infolge der allen bekannten Zeitnot 
diese Möglichkeit nicht gehabt. Aber wir möchten 
einen aktiven Beitrag leisten, Herr Bundesfinanz-
minister, um die Sparsamkeit im Bundesverteidi-
gungshaushalt zu bewirken, die. nach unserer Auf-
fassung zwingend notwendig ist. Ich darf Ihnen hier 
ankündigen, daß wir einen Antrag auf Minderung 
der Ausgaben im Bundesverteidigungshaushalt um 
den Betrag von 3 Milliarden DM zur dritten Bera-
tung einreichen werden. 

Nun zum Problem des Finanzausgleichs zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden. Wir kennen die 
wenig erfreuliche Dotationspraxis, die der Bund 
gegenüber gewissen Ländern treibt. Wir wissen um 
die Notwendigkeit, die Finanzgebarung als ein 
Ganzes zu entwickeln. Wir haben Ihnen Anregun-
gen unterbreitet, die Ihren Beifall nicht gefunden 
haben. Wir sind von der Auffassung ausgegangen, 
daß Bundeslasten vom Bund getragen werden sol-
len. Das bezieht sich beispielsweise auf die Berg-
mannsprämien und auf einen Bruchteil der Leistun-
gen auf dem Gebiete der Berliner Wiedergut-
machung. 

Wir und Sie alle kennen die Finanznot der Ge-
meinden. Wir wissen um die Vorschläge, die von 
der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzen-
verbände zur Verbesserung der kommunalen Fi-
nanzen gemacht worden sind, und wir hören zu 
unserer Genugtuung, daß der Herr Bundesfinanz-
minister sich em 16. April  grundsätzlich bereit-
erklärt hat, den Gemeinden und den Ländern eine 
Beteiligung an der Umsatzsteuer zuzugestehen. 
Vielleicht kann der Herr Bundesfinanzminister un-
sere Sorgen etwas beheben, wenn er uns sagt, 
wann er damit rechnet, diese Beteiligung der Länder 
und Gemeinden an der Umsatzsteuer zu realisieren. 

Der Herr Bundesfinanzminister hat  bis -jetzt eine 
nicht absolut klare Haltung zu einem Problem ein-
genommen, idas die Kommunalpolitik im ganzen 
Bund heute und seit langem beschäftigt. Es ist das 

 Problem der Bürgersteuer. Ich weiß, daß in diesem 
Hause die Bürgersteuer viele Anhänger hat, möchte 
Ihnen aber sagen, daß sie nach unserer politischen 
Meinung nicht akzeptabel ist, einmal weil sie un-
sozial ist, weil sie im Grunde den Armen ebenso 
stark belastet wie den Reichen, und zum anderen, 
weil sie die steuertechnischen Schwierigkeiten noch 
vergrößert, neuen Personalaufwand erfordert, sich 
auf eine schon besteuerte Quelle des Einkommens 
stützt und weil ihr Ertrag per Saldo nicht genügen 
würde, um die vorhandenen Schwierigkeiten zu 
überwinden. 

(Zustimmung bei der  SPD.) 

Ich darf Ihnen in diesem Zusammenhang die  so-
zialdemokratischen Forderungen in Erinnerung 
bringen: direkter Anteil der Gemeinden an der Ein-
kommen- und Körperschaftsteuer, Beteiligung der 
Gemeinden an  der  Umsatzsteuer, Gewährung einer 
Grundsteuer-Ausfallentschädigung, solange die 
Grundsteuerbegünstigungen fortbestehen, und Ent-
schädigung der Gemeinden für die von ihnen getra-
genen mittelbaren und unmittelbaren Kriegsfolge

-

lasten. 

Ich komme zu einem weiteren Problem  ides  Haus-
halts, das anzuschneiden wir im Haushaltsausschuß 
wiederholt Gelegenheit gehabt haben. Nun ist es 
an der Zeit, das auch einmal öffentlich zu sagen: 
Wir wünschen von der Bundesregierung eine Über-
prüfung der Beiträge der Bundesrepublik Deutsch-
land an internationale Organisationen. Wir wün-
schen eine Aktivität der Bundesregierung 'in (bezug 
auf die enorm übersetzten Spitzengehälter in diesen 
internationalen Organisationen. Da kommen astro-
nomische Ziffern zustande. Meistens ist es  so,  daß 
die dortige Bürokratie den Bedarf festsetzt, und 
wir haben dann Order zu parieren und zu zahlen. 
Die Bundesregierung wind gut daran tun, sich gege-
benenfalls einmal vorher, quasi interfraktionell, 
mit den anderen beteiligten Ländern zu verstän-
digen. 

Dann noch eine Bitte.  Man möge doch endlich 
einmal im Bundeshaushalt haltmachen mit der Fi-
nanzierung der Berufseuropäer. Wir haben eine 
Reihe von Organisationen, die praktisch nichts an-
deres sind als Propagandaorganisationen für die 
Politik ides Herrn Bundeskanzlers. Sie  bekommen 
dann aus den berühmten Geheimfonds die  entspre-
chenden Mittel, u nid sie vertreten in Wort' und 
Schrift das, was ihnen befohlen wind, und dafür 
werden sie honoriert. Dais hat mit wahrhaftem eu-
ropäischem Bekenntnis und europäischer Gesin-
nung wirklich wenig zu tun. 

Zum Schluß möchte ich der Sorge um einen ech-
ten Ausgleich des Haushalts, die auch aus den Aus-
führungen des Herrn Kollegen Dr. Vogel klang, 
und zugleich der Sorge in bezug auf den Haushalts-
ausgleich 1959 Ausdruck geben. Rückschläge, die 
wir alle nicht wünschen, sind nicht unmöglich. Kon-
junkturschwächungen sind denkbar. Sie führen dann 
zu steuerlichen Mindereinnahmen. Sie begünstigen 
die Tendenz zur Inanspruchnahme des Kapital-
markts. Diesem Prozeß sind natürliche Grenzen ge-
gesetzt. Wenn es nicht gelingt, der Preissteigerun-
gen Herr zu werden, kann, ja muß fast zwangsläufig 
eine für die Bundesfinanzen gefährliche Lage ent-
stehen. Die mit einer merkwürdigen Begeisterung 
begrüßte Feststellung, daß der Haushalt sich am 
Rande des Defizits entwickle, gibt nach unserer Auf-
fassung zu freudiger Genugtung wirklich keinen 
Anlaß. Wir sind sehr darauf bedacht, daß vermö-
genswirksame Ausgaben, deren Charakter es recht-
fertigt, in den außerordentlichen Haushalt gelangen, 
aber wir wollen nicht, daß dieser Grundsatz ver-
wischt wird. Wir möchten vor allen Dingen nicht, 
daß das Bundesvermögen in einem Augenblick ver-
schleudert wird — ich erinnere an die Howaldt-
werke; wenn Sie den Auftragsbestand der Howaldt-
werke mit dem Kaufpreis vergleichen, kommen Sie 
zu dem Ergebnis der Verschleuderung —, in dem 
im Einzelplan 14 nicht unerhebliche Beträge für 
zwei neu zu errichtende Werften angefordert wer-
den. 

Im Hinblick auf die unsichere Etatgestaltung für 
1959 fragen wir die Regierung, wie sie sich die 
Entwicklung vorstellt. Anfang Dezember 1957 er-
klärte der Herr Bundesfinanzminister in einem 
Schreiben an  die Länder: Das sprunghafte Anstei- 
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gen der Verteidigungsausgaben wird die Ver-
schlechterung der Bundesfinanzen in  den nächsten 
Jahren noch deutlicher hervortreten lassen. Diese 
sehr nüchterne Erkenntnis des Herrn Bundesfinanz-
ministers kann doch nicht ohne Wirkung, kann doch 
nicht ohne Maßnahmen und ohne Taten bleiben. 
Die Regierung und die Regierungsparteien tragen 
eine schwere Verantwortung, um so mehr, als die 
Bundesrepublik, wie die Statistiken nachweisen, 
bisher schon neben England das steuerlich am 
schwersten belastete Land ist. 

Meine Damen und Herren! Wir hätten noch viele 
Wünsche zum Haushalt. Wir stellen sie bis auf 
wenige Anträge, die wir zur dritten Beratung un-
terbreiten, zurück, in der Hoffnung, daß bei Ihnen 
einmal der Wille wächst, mit uns zusammenzuar-
beiten. So, wie dieser Haushalt heute aussieht, sind 
wir nicht in der Lage, ihm unsere Zustimmung zu 
geben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Niederalt. 

Niederalt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Wenn man als Mitglied des 
Haushaltsausschusses am Schluß einer langen Reihe 
von arbeitsreichen und manchmal recht sauren Wo-
chen steht, so, glaube ich, darf und soll man sich 
fragen: ist das Ergebnis dieser langen Arbeit gut, 
können wir damit zufrieden sein, kann man ihm zu-
stimmen? Diese Frage, gestellt bei der dritten Le-
sung des Bundeshaushalts, umfaßt natürlich sofort 
auch die Frage nach der Richtigkeit der Regierungs-
politik, und zwar deshalb, weil von . ganz gering-
fügigen Änderungen abgesehen, die im Haushalts-
ausschuß beschlossen wurden, der Bundeshaushalt 
im wesentlichen in der Regierungsvorlage vorliegt 
und weil der Bundeshaushalt in der Regierungsvor-
lage doch nichts anderes ist als der in Zahlen zum 
Ausdruck gebrachte Wille der Bundesregierung zur 
Fortsetzung ihrer Politik. 

Es ist deshalb klar, daß die von mir gestellte 
Frage je nach dem Standpunkt, den man im politi-
schen. Leben einnimmt, verschieden beantwortet 
wird. Es ist das gute Recht der Opposition, hier an 
einzelnen Positionen oder insgesamt Kritik zu 
üben, den einen oder anderen Einzelplan oder den 
gesamten Haushalt abzulehnen. Herr Kollege Rit-
zel, niemand von uns erwartet — um Ihr Wort auf-
zugreifen —, daß Sie diesem Haushalt mit Begei-
sterung zustimmen. Das können wir nicht erwarten, 
und das wäre auch schlecht; denn dieser Haushalt 
drückt unsere Politik aus, und unsere Politik ist 
eine andere als die Ihre. 

Wir, die Angehörigen der Regierungsparteien, 
können den Bundeshaushalt bejahen, weil wir die 
Regierungspolitik bejahen. Wir bejahen sie auf 
wirtschaftlichem, auf sozialem Gebiet, weil sie, auf-
bauend auf der Chance der Entfaltung des freien 
Individuums, uns aus dem Nichts herausgeführt und 
dem deutschen Volk einen Lebensstandard ver-
schafft hat, den niemand von uns vor zehn Jahren 
auch nur erhoffen konnte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn Herr Dr. Deist jüngst sagte: wir müssen eine I 
 Sprache führen, die es ermöglicht, einmal 51 % der 

Stimmen zu bekommen, so erwidern wir darauf: 
Die Regierung Adenauer, ihre Wirtschafts- und 
Sozialpolitik hat Taten gesetzt, die diese 51% er-
brachten, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und Taten sind immer beweiskräftiger als Worte. 

Wir bejahen diese Regierungspolitik vor allem 
auf dem Gebiet der auswärtigen Beziehungen und 
auf dem Gebiet der Verteidigung, und zwar vor 
allem deshalb, weil wir wissen, daß die beste Wirt-
schafts- und Sozialpolitik umsonst und ihr Ergebnis 
in kürzester Zeit vernichtet ist, wenn wir die Siche-
rung der Freiheit außer acht lassen, der Freiheit, 
auf der die Erfolge unserer bisherigen Wirtschaft 
überhaupt beruhen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir müssen für die Sicherung unserer Freiheit auch 
unpopuläre Forderungen an das deutsche Volk er-
heben — aus der Verantwortung heraus. Wir müs-
sen dem deutschen Volke hohe Opfer zumuten, 
Opfer finanzieller und anderer Art, wie sie sich aus 
der Zugehörigkeit zur Gemeinschaft der freien Na-
tionen ergeben. Man kann nun einmal im Leben 
nicht Mitglied einer Gemeinschaft sein und dauernd 
nur die Vorteile aus dieser Gemeinschaft ziehen, 
man muß schon auch seine Pflichtbeiträge zu dieser 
Gemeinschaft entrichten; und als Pflichtbeitrag ge-
nügen nicht gelegentliche Proklamationen, daß man 
auch seitens der Opposition die Landesverteidigung 
bejahe. 

(Zustimmung bei CDU/CSU.) 

So gesehen, meine Damen und Heren, können die 
alljährlich wiederkehrenden Anträge der Opposi-
tion auf Erhöhung der sozialen Leistungen, auf Er-
höhung der kulturellen Leistungen des Bundes um 
viele Hunderte von Millionen, immer auf Kosten 
unserer Verteidigung, also auf Kosten der Siche-
rung unserer Freiheit, nur als propagandistisch an-
gesehen werden. Denn man wird sich doch auch in 
den Reihen der Opposition darüber klar sein, daß 
uns die schönsten Schulhäuser nicht mehr gefallen 
können, wenn wir unter Umständen Gefahr laufen, 
daß in diesen Schulhäusern unsere Kinder kommu-
nistisch erzogen werden. 

(Zustimmung bei den Regierungspar

-

teien.) 

Man sollte sich doch endlich zu der Binsenweisheit 
bekennen, daß es im öffentlichen Haushalt nicht 
anders ist als im privaten Haushalt: daß zuerst das 
unabdingbar Notwendige angeschafft und getan 
werden muß und dann erst das Nützliche kommen 
kann. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir so die ge-
samte Politik der Bundesregierung mit dem Bun-
deshaushalt bejahen, so möchten wir vor allem und 
ganz deutlich ein uneingeschränktes Ja zu dem 
Mann aussprechen, der nunmehr seit neun Jahren 
die Richtlinien dieser Politik bestimmt. Dies sage 
ich nicht nur als ein weiterer Sprecher der CDU/ 
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CSU-Fraktion, sondern dies sage ich vornehmlich 
und in erster Linie als Sprecher der CSU. 

(Beifall bei der CSU.) 

Sie wissen es, die CSU ist eine selbständige Lan-
despartei, 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

die einzige Landespartei, die überhaupt im Bundes-
tag vertreten ist. Wir behalten diese Selbständig-
keit als Landespartei, weil sie uns gerade im Kampf 
um die Rechte der Länder notwendig erscheint. Sie 
dürfen davon überzeugt sein, daß, abgesehen von 
dem gemeinsamen politischen Ziel, das die CSU 
mit der CDU verbindet, die einmalige Persönlich-
keit des Bundeskanzlers Adenauer es  ist,  die diese 
enge Bindung zwischen CDU und CSU mit trägt. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Aus diesem Grunde weisen wir auch die Art und 
Weise der Kritik, wie sie in der zweiten Lesung 
beim Etat des Bundeskanzlers von der Opposition 
vorgetragen wurde, schärfstens zurück. Kein objek-
tiv denkender Mensch wird diese Art der Kritik an 
Bundeskanzler Adenauer, der in der ganzen Welt 
höchstes Ansehen genießt, verstehen. Ich sagte es 
schon: es ist das gute Recht der Opposition, Kritik 
zu üben, auch am Etat des Bundeskanzlers, meinet-
wegen sogar scharfe Kritik aber sachliche Kritik! 
Das ist das Kriterium. Wir können uns auch damit 
abfinden, wenn die Opposition meint, es sei beson-
ders attraktiv, uralte Ladenhüter immer wieder aus 
der Schublade zu ziehen. 

Aber, meine Damen und Herren, etwas können 
wir nicht hinnehmen, und das ist, wenn hier offen 
Beleidigungen gegen den Bundeskanzler ausge-
sprochen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ein solches Verhalten verstößt nicht nur gegen die 
Würde des Hauses, ein solches Verhalten läßt nicht 
nur jedes institutionelle Denken vermissen, ein sol-
ches Verhalten ist, vor allem wenn es von jungen 
Kollegen gezeigt wird, ein Mangel an Anstand und 
an der Kinderstube. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich glaube — das sage ich vollen Ernstes —, der 
Opposition würde es sehr gut anstehen, wenn sie 
in aller Öffentlichkeit von solchen Beleidigungen 
abrückte. 

(Beifall bei der CDU/CSU:) 

Ich habe zu Beginn meiner Ausführungen die 
Frage gestellt: Kann man mit der Vorlage einver-
standen sein, können wir zufrieden sein?, und ich 
habe diese Frage uneingeschränkt in dem Sinne be-
jaht, daß der Bundeshaushalt die gesamte Regie-
rungspolitik repräsentiert. Es wäre aber nach mei-
ner Meinung eine gefährliche Selbstzufriedenheit, 
wollte man mit der Bejahung dieser wesentlichen 
Frage auch sagen: Jawohl, alles, auch die Details, 
alles ist bestens, alles ist wohlgeraten, alles ist 
wohlberaten. Das wäre eine gefährliche Selbstzu-
friedenheit, ich wiederhole es. 

Von „wohlberaten" kann in diesem Haushalts-
jahr schon wegen des geradezu mörderischen Zeit-
drucks kaum die Rede sein. Wir werden Ihnen in 
der dritten Lesung einen Entschließungsentwurf 
zum Haushaltsgesetz vortragen, von dem wir hof-
fen, daß er insoweit Wandel schafft. Wir verlangen 
darin von der Bundseregierung, daß sie bezüglich 
bestimmter Teile im Haushalt, die erfahrungsgemäß 
besonders viel Zeit in Anspruch nehmen, zu einem 
zweijährigen Turnus übergeht. 

Der vorliegende Haushalt ist in seinen Details, 
in seinen ungezählten — so muß ich sagen, weil 
ich nicht weiß, ob es 30- oder 40- oder 50 000 sind 
— Titeln und in seinen vielen Kapiteln natürlich 
da und dort noch diskussionsfähig. Ich will nur 
einige Probleme herausstellen, die uns in der 
CDU/CSU-Fraktion und vor allem uns in der CSU 
besonders am Herzen liegen. 

Da ist das regionale Förderungsprogramm. Wir 
haben den Betrag im Haushaltsausschuß um 5 Mil-
lionen DM aufgestockt, um dadurch noch einige 
ganz wenige — es sind insgesamt bloß vier Land-
kreise hereinzunehmen, die jetzt schon unter dem 
wirtschaftlichen Niveau der Landkreise liegen, die 
bisher gefördert wurden. Wenn man da und dort 
hörte, daß das regionale Förderungsprogramm ab-
gebaut oder eingeschränkt werden soll, so möchten 
wir an die Adresse der Bundesregierung ganz klar 
und deutlich zum Ausdruck bringen: Ganz im Ge-
genteil, meine Herren, es muß noch ausgebaut wer-
den. Wir haben bisher nach unserer Auffassung 
alle Fragen der regionalen Wirtschaft eher zu 
stiefmütterlich als zu gut behandelt, soviel auch in 
den letzten Jahren im einzelnen geschehen ist. 
Nur durch eine weitere Intensivierung auf diesem 
Gebiet können wir dem Problem der geballten 
Wirtschaftsräume mit ihren kaum zu lösenden 
kommunalen Konsequenzen — man denke an die 
Probleme, die in den Großstädten auftreten — und 
mit ihren gefährlichen wirtschafts- und sozialpoli-
tischen Folgeerscheinungen einigermaßen Herr 
werden. Ich brauche jetzt nicht auf Einzelheiten ein-
zugehen; aber das darf ich sagen: Ich freue mich 
außerordentlich, daß Sie, Herr Bundeskanzler, in 
einem Gespräch, das ich vor einigen Tagen mit 
Ihnen führen durfte, Verständnis für diese Fragen 
gezeigt haben und daß Sie genau wissen, daß die 
Fragen der regionalen Wirtschaft in Zukunft inten-
siviert behandelt werden müssen, und ich danke 
Ihnen von Herzen für dieses Verständnis. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

In diesem Zusammenhang steht auch die im Land-
wirtschaftsgesetz proklamierte und verankerte For-
derung der Durchsetzung von verkehrsentlegenen 
kleinbäuerlichen Gebieten mit gewerblichen Betrie-
ben. Die Regierungsvorlage zum Grünen Plan vom 
13. Februar 1958 hat dieses Problem deutlich und 
klar behandelt. Das Ziel ist erkannt, auch das Pro-
blem ist erkannt. In den kleinbäuerlichen Betrieben 
sind vielfach noch viele Arbeitskräfte nicht genü-
gend ausgelastet. Es besteht die große Gefahr, daß 
sie abwandern und das Problem der Ballungsräume 
noch verschärfen. Das Problem ist erkannt, auch 
das Ziel wird gesehen. Aber, meine Herren von 
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der Regierung, es ist leider übersehen worden, für 
dieses gute Ziel innerhalb des Grünen Plans Mit-
tel einzusetzen. Das wollen wir in Zukunft geän-
dert sehen. Darüber wollen wir uns im nächsten 
Jahr bei den Debatten über den Grünen Plan und 
auch im Haushaltsausschuß gründlich aussprechen. 
Man darf ein Problem nicht bloß ansprechen, son-
dern man muß dann auch zeigen, daß man eine 
Änderung herbeiführen will. 

Sie wissen, meine Damen und Herren, daß wir 
uns in diesem Jahr bei den Haushaltsberatungen 
wieder sehr eingehend und sehr zeitraubend mit 
dem Personalproblem befaßt haben. Es wäre auch 
hier vermessen, zu sagen: Alles ist in Ordnung, 
alles  Fist  wohlgeraten, alles ist wohlberaten. Nein, 
es ist noch vieles offen, und auch auf diesem Ge-
biet ist noch vieles zu tun. Wir haben durchweg 
einen sehr strengen Maßstab angelegt. Wir sind 
dafür von  der  einen Seite gelobt und von  der  an-
deren Seite getadelt worden, obwohl uns eigentlich 
weder an Lob noch an Tadel etwas lag. Wir wollten 
nur 'der Sache, der guten Sache dienen. 

Der Erfolg unserer Bemühungen ist nicht über-
ragend. In Zahlen ausgedrückt: Bei den obersten 
Bundesbehörden — ohne das Bundesverteidigungs-
ministerium — haben wir von insgesamt 609 ange-
forderten Beamten- und Angestelltenstellen 373 ab-
gelehnt und 236 bewilligt. Soweit, glaube ich, kön-
nen wir mit unseren Bemühungen zufrieden sein. 
373 abgelehnte Beamten- und Angestelltenstellen 
in den obersten Bundesbehörden bedeuten schon 
etwas; das ist für meine Begriffe ein handfestes 
Ministerium. Wesentlich weniger Erfolg hatten wir 
bei den nachgeordneten Dienststellen. Von 1441 
angeforderten Stellen verfielen nur 184 dem Rot

-

stift. Allerdings handelt  es  sich hier im wesentlichen 
um untergeordnete Stellen. 

Im Bereich des Bundesverteidigungsministeriums 
wunden im Ministerium von 299 angeforderten 
Stellen für Beamte und Angestellte 164 Stellen nicht 
bewilligt und 135 Stellen genehmigt, während auch 
hier bei vielen nachgeordneten Dienststellenweit 
mehr Stellen genehmigt als abgelehnt wurden. Ich 
nenne diese Zahlen nur,  um nochmals klar heraus-
zustellen, daß bei noch so großer Strenge  des 

 Haushaltsausschusses und bei noch so starker An-
wendung des  Rotstiftes alle unsere Bemühungen 
auf 'diesem Gebiet zum Scheitern verurteilt sind, 
wenn wir nicht an die Wurzel des Übels gehen, 
wenn wir nicht hier in diesem Hohen Hause uns 
endlich dazu durchringen, unsere Gesetze nicht im-
mer mehr zu komplizieren und nicht durch neue 
Gesetze immer mehr neue Aufgaben tauf den Staat 
zu übernehmen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Im einzelnen will ich dazu im Augenblick nichts 
mehr ausführen. Ich darf nur noch folgendes erwäh-
nen. Ich habe eine Entschließung ausgearbeitet, 
und ich bin  der Fraktion der CDU/CSU sehr dank

-bar — ich möchte das hier ausdrücklich feststellen 
—, daß sie diese Entschließung einmütig angenom-
men hat. Wir können bei der Beratung der Ent-
schließung noch zu Einzelheiten sprechen. 

Im vorliegenden Haushalt hat wieder einmal 
auch das Problem des Finanzausgleichs zwischen 
Bund und Ländern eine große Rolle gespielt. Rund 
330 Millionen DM sind durch den Einbau des Not-
opfers Berlin in die Körperschaftsteuer vom Bund 
auf die Länder übergegangen. Dadurch wurde ein 
Weg versperrt, der nach meiner Auffassung das 
schwierige Problem des Finanzausgleichs vielleicht 
besser gelöst hätte; es ist dies der Weg der unmit-
telbaren Finanzhilfe an die finanzschwachen Länder 
allein. 

Wir müssen uns klar sein, daß beim Finanzaus-
gleich das Krebsübel darin besteht, 'daß wir Länder 
mit  völlig verschiedener Wirtschaftsstruktur und — 
daraus resultierend — völlig verschiedener Steuer-
kraft haben. Wenn wir nicht darangehen, differen-
zierte Maßnahmen zu ergreifen, werden  wir 'dieses 
Problem niemals lösen. Der Einbau des Notopfers 
Berlin ist leider Gottes wiederum eine schematisie-
rende Maßnahme. Sicher — das wird gern zugege-
ben — kommt ein großer Prozentsatz dieser Ein-
nahmen auf dem Wege über den horizontalen Fi-
nanzausgleich in erster Linie den schwachen Län-
dern zugute. Aber der andere Weg wäre mir lieber 
gewesen, und ich halte ihn nach wie vor für besser. 
Ich fürchte, daß hier vor allem die finanzstarken 
Länder einen Pyrrhussieg errungen haben. 

Ich glaube voraussagen zu dürfen, daß es nun 
weitergeht wie bisher. Es werden wiederum For-
derungen erhoben, weil die armen Länder diese 
oder jene Aufgabe nicht erfüllen können, — For-
derungen auf allen möglichen Gebieten, vor allem 
auf dem kulturellen Sektor. Man wird verhandeln, 
man wird da ein Stück zugeben, dort ein Stück ab-
lehnen. Man wird dann beim Bund ein neues Töpf-
chen aufmachen, um zu helfen, und die Verwaltung 
wird immer komplizierter, die Übersicht immer 
geringer, und - was mir am meisten wehtut und 
was die Länder offensichtlich zu wenig bedenken — 
die  verfassungsmäßig gegebene Zuständigkeit der 
Länder auf dem kulturellen Sektor wird immer 
mehr ausgehöhlt. Man darf nämlich die Wirkung 
des alten Wortes: „Wer zahlt, schafft an" nie über-
sehen. Ich fürchte also, daß die Länder aus einer, 
wie ich meine, kurzsichtigen fiskalischen Augen-
blicksbetrachtung heraus eine Chance verpaßt 
haben. Jedenfalls muß bei künftigen Verhandlun-
gen — ich möchte das immer wieder aussprechen — 
unser Ziel sein: klare Abgrenzung der Verantwor-
tung und der Zuständigkeit zwischen Bund und 
Ländern, also klare Verhältnisse. 

Zum Schluß möchte ich noch auf einen Punkt zu 
sprechen kommen, der mir vom Standpunkt un-
seres allgemeinen parlamentarischen Lebens sehr 
wichtig erscheint. In diesen Wochen der Haushalts-
beratungen ist wiederholt durch die Presse gegan-
gen, daß die sogenannten Haushaltsexperten der 
CDU/CSU-Fraktion zu eigenwillig seien, daß die 
CDU/CSU-Mitglieder des Haushaltsausschusses ei-
nen eigenen Weg gingen. Da las man: „Haushalts-
ausschußmitglieder der CDU/CSU-Fraktion gegen 
Brentano"; man las: „gegen Generale, gegen Strauß, 
gegen den Bundeskanzler und seinen von ihm ge- 



2128 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode — 37. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 1. Juli 1958 

Niederalt 
forderten Unterstaatssekretär". Man hatte manch-
mal den Eindruck, daß die Mitglieder der CDU/CSU- 
Fraktion im Haushaltsausschuß auf dem besten 
Wege seien, so  etwas wie einen algerischen Wohl-
fahrtsausschuß zu bilden. 

(Heiterkeit.) 

Dem ist nicht so. Diejenigen, die sich darüber ge-
freut hätten, muß ich enttäuschen, und diejenigen, 
die vielleicht darüber betrübt gewesen wären, darf 
ich trösten. Wir Haushaltsleute haben eine ganz 
nüchterne, sachliche Sprache und bemühen uns, in 
dieser nüchternen, sachlichen Sprache zu überzeu-
gen. Wir haben überzeugt, und es muß wohl so 
sein. Auch die Regierungsparteien — das unter-
streiche ich doppelt und dreifach — nehmen an der 
Kontrolle des Parlaments gegenüber der Exekutive 
teil. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir müssen uns ab und zu bei diesen Lesungen an 
gewisse institutionelle Einrichtungen erinnern und 
aus dieser — ich möchte beinahe sagen — Sonn-
tagsbetrachtung das eine oder andere in den grauen 
Alltag mit hineinnehmen. 

Wenn wir den Sinn des Parlaments richtig ver-
stehen, so ist sein Grundrecht das Kontrollrecht. 
Dieses Kontrollrecht wird vornehmlich im Haus-
haltsausschuß ausgeübt. Ich sage „vornehmlich", 
denn es geschieht selbstverständlich auch in den 
anderen Ausschüssen; es kommt aber vornehmlich 
im Haushaltsausschuß zum Ausdruck. Daraus ergibt 
sich ganz automatisch, daß auch einmal Meinungs-
verschiedenheiten vorkommen. Ich glaube, daß wir 
uns darüber freuen sollten, denn wir sind keine 
Ja-Sager, sondern verantwortungsbewußte Parla-
mentarier, die sich bemühen, zum Wohle der Ge-
samtheit zu arbeiten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Lenz (Trossingen). 

Lenz (Trossingen) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Trotz aller Erfahrungen der 
letzten Woche stehe ich nicht an, zu erklären, daß 
die große Mehrzahl dieses Hauses homines bonae 
voluntatis sind. Diese Menschen guten Willens sind 
in diesem Augenblick aufgerufen, den Stil dieses 
Parlaments entscheidend mitzubestimmen; denn 
ich glaube nicht — gestatten Sie  mir  diese Vor-
bemerkung —, daß wir in den Haushaltsberatungen 
auf der verderblichen Bahn fortfahren können, die 
wir in der letzten Woche manchmal eingeschlagen 
haben. 

(Beifall.) 

Ich stehe weiterhin nicht an, zu erklären, daß der 
Kollege, dessen Tod wir heute betrauert haben, 
zu der größten Fraktion dieses Hauses, also zu den 
hommes bonae voluntatis gehört hat. 

Ich bin nicht so kleinlich, zu meinen, die alte Tra-
dition solle verschwinden und man könne sich bei 
den Haushaltsberatungen frisch-fröhlich im ganzen 
Feld der Politik tummeln. Das kann man durchaus  

tun. Ich gebe Ihnen zu, daß ich diesen Beratungen 
mit einem gewissen Neid gefolgt bin, weil ihnen 
die große Vergünstigung des vollen Hauses ver-
gönnt war, die uns bei der ein wenig nüchtern 
geführten allgemeinen Aussprache über den Haus-
halt nicht immer beschieden ist. Es ist sehr bitter, 
zu bemerken, daß wir in den großen Fragen der 
Finanz- und Haushaltspolitik, wie sie nun in der 
dritten Lesung angesprochen werden, auch nicht 
ein einziges Mal das volle Haus gehabt haben wie 
bei der Aussprache über „Reptilienfonds" und um-
gestürzte Lautsprecherwagen. 

(Abg. Dr. Bucerius: Sehr gut!) 

Ich muß es sagen und sage es jedes Jahr wieder, 
daß der Haushalt trotz aller Gewöhnung und trotz 
der ewigen Wiederkehr eben doch das schicksal-
hafte Buch der Nation ist und daß dieses schicksal-
hafte Buch keinen ausreichenden Platz in diesem 
Hause hat. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Einzelplan um Einzeplan wurde früher im Reichs-
tag grundlegend mit einem vielleicht zehnmal grö-
ßeren zeitlichen Aufwand behandelt. Ich weiß, daß 
man jene Zeit und die heutige nicht miteinander 
vergleichen kann. Ich weiß, daß viel Politisches der 
Haushaltsdebatte entzogen ist, und zwar durch 
große Anfragen, durch eine andere Geschäftsord-
nung des Hohen Hauses und anderes mehr. 

Trotzdem ist man voller Bewunderung, möchte 
ich beinahe sagen, über die Sorgfalt und die Akri-
bie, mit der der Haushalt im Reichstag in den Jah-
ren 1920 bis 1932 behandelt wurde. Heute flitzen 
ganze Milliardenpläne wie ein Film an uns vorüber, 
und es werden im besten Falle Änderungsanträge 
und nicht der eigentliche Plan behandelt. Ganz 
zwangsläufig erhalten die Haushaltsdebatten auf 
diese Weise einen etwas kuriosen Verlauf, und 
man muß mit der hier seit langem üblichen Resig-
nation feststellen, daß über 99% all dieser Haus-
haltsansätze nicht in diesem Hause gemacht wer-
den, sondern daß die Entscheidungen anderswo ge-
fallen sind. 

Deshalb erlaube ich mir in der dritten Lesung, 
im Namen meiner politischen Freunde einige grund-
sätzliche Feststellungen zu treffen und dabei den 
Versuch zu machen, einige Zusammenhänge darzu-
stellen. 

Der Regierungsentwurf des Haushalts 1958 hat 
im Haushaltsausschuß und in der zweiten Lesung 
weder wesentliche noch unwesentliche Änderungen 
erfahren. Der Bundesfinanzminister hat das Hohe 
Haus aus diesem Grunde besonders gelobt. Ich 
habe Zweifel, ob wir uns dieses Lobes freuen 
dürfen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Ich bin grundsätzlich mißtrauisch, wenn ein Mini-
ster das Parlament lobt; dann muß das Haus fra-
gen, was es falsch gemacht hat. 

(Beifall bei der FDP und der SPD. — 
Heiterkeit.) 

Wie Sie alle wissen und wie es auch heute schon 
zur Sprache gekommen ist, wurde der Regierungs- 
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voranschlag, der ja der Entwurf eines neuen Mini-
sters ist, im Geschwindschritt beraten. Die einmali-
gen Vorteile eines solchen Verfahrens für diejeni-
gen, die den Haushalt eingebracht haben, liegen auf 
der Hand. Aber solche Vorteile sind unser viel-
leicht nicht ganz würdig. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich darf das doch einmal sagen. 

Herr Kollege Vogel, auch ich habe jenen Aufsatz 
von dem ehemaligen bayerischen Minister Zorn 
über Autorität und Regierung gelesen. Aber so sehr 
ich Ihnen zustimme, daß eine Regierung Autorität 
braucht, so sehr glaube ich, daß auch das Par-
lament ein Attribut braucht, eine Würde, die nicht 
verletzt werden darf. Sie ist durch die  Eile, mit der 
wir diesen Haushalt beraten haben, verletzt wor-
den. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Überall war große Freude, daß es uns gelang, 
wenigstens ein paar Kleinigkeiten umzustellen. 
Aber insgesamt war es nicht anders als bei der 
zweiten Lesung, wo Änderungen von nicht ganz 
6 Millionen DM im ordentlichen Haushalt heraus-
sprangen. 6 Millionen DM sind etwas mehr als ein 
hunderstel Prozent des ganzen Budgets. In der drit-
ten Lesung wird es nicht anders sein. Man kann 
wohl ohne weiteres die Prophezeiung wagen, daß 
der Haushalt nicht mehr geändert werden wird. 
Wir haben weder die Neigung noch die Macht, 
daran etwas zu ändern, und das letztere ist betrüb-
lich. 

Nur in den letzten Stunden ,der Ausschußbera-
tungen gab es die übliche Überraschung — üblich, 
weil sie uns nun von Jahr zu Jahr wieder beschert 
wird —, als nämlich der Bundesfinanzminister sei-
nen Voranschlag korrigieren ließ. Dies ist das erste 
Thema, das wirklich allgemeines Interesse verdient. 
Bei dieser Gelegenheit wurde nämlich der bisher 
schon ausgeglichene Entwurf des Bundeshaushalts-
plans noch mehr ausgeglichen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Bekanntlich fordert  die Verfassung den Haushalts-
ausgleich. Die Finanzexperten streiten sich seit lan-
gem darum, ob es sich hier nur um einen sogenann-
ten formellen oder um einen materiellen Ausgleich 
handelt. Ich meine, es wäre eine Art Verschleierung, 
wenn man nur die Zahlen auf der Einnahmen- und 
Ausgabenseite einander anpaßte, wirtschaftlich 
aber den Haushalt nicht ausbalancierte. 

Erstmals seit Jahren, ja beinahe einem Jahrzehnt, 
stieg die Regierung von ihren Einnahmeschätzungen 
herunter und offenbarte einen zusätzlichen unge-
deckten Bedarf von mehreren hundert Millionen 
DM. Zusammen mit den Auswirkungen der Steuer-
gesetze der letzten Woche, auf die ich noch zu spre-
chen komme, waren es insgesamt 947,7 Millionen 
DM, für die eine Deckung neu gesucht werden 
mußte. Aber — und damit stelle ich gleich eine 
weitere wichtige Tatsache fest — es fehlte der Mut, 
ganz Ian  die Wirklichkeit und ganz an die Wahr-
heit heranzugehen. Noch heute stecken in den 
Steuerschätzungen echte Risiken, die wahrschein-

lich zwischen 300 und 600 Millionen DM liegen. Das 
eine Prozent, um das man bei 'der erhofften Zu-
wachsrate des Sozialprodukts zurückgegangen ist, 
reicht schon deshalb nicht aus, weil die Basis zu 
hoch liegt. Bekanntlich hat der Bund im vergange-
nen Rechnungsjahr eine halbe Milliarde DM we-
niger eingenommen, als er erhofft hatte. Die neuen 
Einnahmeschätzungen gehen von der alten Schät-
zung einschließlich dieser halben 'Milliarde DM aus, 
müssen also von vornherein unrichtig sein. 

Es mag vielen recht bedeutungslos erscheinen, ob 
diese 300 bis 600 Millionen DM aufgenommen wer-
den oder nicht. Für uns begründen sie — neben 
vielem anderen — den Eindruck, daß dieser Haus-
halt an zahlreichen Stellen unsolide ist und daß 
die „Gemütlichkeit" nicht berechtigt ist, mit der 
man ihm allenthalben gegenübersteht. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD.) 

Wir sind heute in der glücklichen Lage, das erste 
Vierteljahr des neuen Rechnungsjahres hinter uns 
zu haben. Der Herr Kollege Dr. Vogel hat in aller 
Offenheit die neuen Aufkommenszahlen genannt. 
Man  wird keinen wirklichen Finanzsachverständi-
gen finden, der die Steuerschätzungen, wie sie die-
sem Haushalt zugrunde liegen, für realistisch hält. 

Die genannten 947 Millionen DM Einnahmever-
lust, die zu unser aller Glück das Volumen dieses 
Haushalts wieder etwas von der 40-Milliarden-
Grenze entfernen, welche auf uns einen beängsti-
genden Eindruck gemacht hat, sind nach den Vor-
schlägen der Regierung in erster Linie durch jene 
6 % Kürzungen aufgefangen worden, mit denen 
sich der Finanzminister in den Fußstapfen seines 
Vorgängers bewegt. Runde 660 Millionen DM sol-
len mit dieser Kürzung aufgebracht werden, eine 
Summe, die nach früheren Erklärungen der Regie-
rung zur Ergiebigkeit von Prozent-Kürzungen ge-
radezu sensationell erscheinen muß. Man muß sie 
sehr kritisch untersuchen. 

Da stellt sich überraschenderweise heraus, daß 
von diesen 660 Millionen DM rund 500 Millionen 
DM vom Haushalt für Verteidigung aufgebracht 
werden, während der übrige Haushalt nur rund 
160 Millionen DM zu leisten hat. Soll man seinen 
Ohren trauen? Dieselbe Verteidigung, die wegen 
ihres angeblich so dringenden und riesigen Finanz-
bedarfs den ersten Finanzminister zur Strecke ge-
bracht hat, weil er die Ausgabenreste streitig 
machte und immer wieder erklärte, man brauche 
diese Reste bis zum letzten Pfennig, kann nach der 
heutigen Auffassung der Regierung nicht nur die 
Stationierungskosten tragen, sondern dazu noch 
eine halbe Milliarde DM für den Haushaltsausgleich 
opfern. Ich habe den Eindruck, daß m an  uns hier 
jahrelang an der Nase herumgeführt hat, wenn das, 
was man  hier  vorsieht, möglich sein  soll. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Ich will gleich sagen, daß ich den Herrn Finanz-
minister nicht anklage; er und sein Vorgänger sind 
hier Opfer. Aber das hat es in der Finanzgeschichte 
noch nicht gegeben, daß Jahr für Jahr Milliarden-
beträge ungenutzt und besseren Zwecken vorent-
halten bleiben. Wie weit könnten wir heute sein, 
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sei es im Straßenbau, in der Atomwirtschaft, in der 
allgemeinen Forschung, im Wohnungsbau oder bei 
der Bundesbahn, wenn man nicht immer wieder 
diese Summen in Anspruch genommen hätte, ohne 
sie auszugeben. Einmal hat er nur ganze 2 % seiner 
Haushaltsansätze abgerufen, und immer noch sind 
es bis zum heutigen Tage Milliardenbeträge, die in 
der Kasse liegen bleiben und die das Ansehen un-
serer Finanzpolitiker so diskreditiert haben. Und 
nun wird erneut und sozusagen amtlich dokumen-
tiert, daß der Verteidigungshaushalt von 10 Milliar-
den DM weit übersetzt und daß man heute schon 
neben den 1,2 Milliarden DM Stationierungsver-
pflichtungen weitere 500 Millionen DM abstreichen 
kann. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Der dritte trübe Punkt des neuen Haushaltsaus-
gleichs ist die Einstellung weiterer 285 Millionen 
DM in den außerordentlichen Haushalt, der damit 
auf rund 1,8 Milliarden DM ansteigt. Ich möchte 
ganz formell fragen, wer dies verantworten kann 
und verantworten will. Mit einem solchen Verfah-
ren der Belastung des außerordentlichen Haushalts 
in den blauen Himmel hinein 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

wird nicht nur der fatale Charakter dieses Haus-
halts noch deutlicher und seine Wirklichkeit noch 
unwirklicher, sondern es werden auch ganz einfach 
die Grundlagen anständigen finanziellen Verhal-
tens beseitigt. Glaubt jemand, meine Damen und 
Herren, daß wir bis zum 31. März nächsten Jahres 
fast 2 Milliarden DM Anleihe aufnehmen werden? 

(Abg. Dr. Gülich: Nein!) 

Oder hat die Regierung die Absicht, der deutschen 
Wirtschaft, den schwerringenden Gemeinden und 
den Ländern wiederum den Kapitalmarkt zuzu-
mauern und damit die günstige Entwicklung der 
letzten Zeit abzuschließen? Die Regierung denkt 
ja wohl in Wirklichkeit auch nicht daran, den 
außerordentlichen Haushalt durch Anleihen zu 
finanzieren, sondern sie hofft, daß der Verteidi-
gungshaushalt noch über die von mir vorhin ge-
nannten 2 Milliarden DM hinaus weitere Kassen-
mittel zurückläßt, die dann für die außerordent-
lichen Vorhaben verwendet werden können. Ist das 
aber nicht so, dann ist es wirklich ein Spiel mit 
dem Feuer, das hier beginnt und das unweigerlich 
bei einer kurzfristigen Verschuldung bei der Bun-
desbank enden muß. Ich denke, daß ich verstanden 
werde, wenn ich diesen Punkt nicht noch deutlicher 
herausstelle. 

Herr Kollege Dr. Vogel hat einen beachtenswer-
ten Katalog von aufzugreifenden Aufgaben vor uns 
ausgebreitet. Ich stimme ihm zu, wenn er sagt, wir 
werden in der Zukunft schwere Opfer bringen müs-
sen, weil wir es nicht verstanden haben, in einem 
wirklich geeigneten Augenblick unser Ausgaben-
kostüm wesentlich enger zu schneidern. 

Ein weiterer Kernpunkt des jetzt zu verabschie-
denden Haushaltsplanes ist jener Haushaltsver-
merk, der dem Verteidigungsminister die Inan-
spruchnahme früherer Ausgabeermächtigungen nur  

gestattet, wenn er die Mittel kassenmäßig aus den 
jetzigen 58er Ansätzen einspart. Haushaltsrechtlich 
scheint diese Lösung des alten und schweren Pro-
blems nach der Meinung der Haushaltsexperten 
unzulässig zu sein, aber sie ist, wie so oft, ein 
Kompromiß; sie ist unzulässig deshalb, weil man, 
was die neuen Ansätze angeht, nicht veranschlagen 
darf, was man nicht braucht — der neue Finanz-
minister begeht hier dieselbe schwere Sünde wie der 
alte —, unzulässig aber auch, weil  man nicht ältere 
Ermächtigungen aufrechterhalten und die Ausgaben 
aber dann aus den neuen Mitteln bestreiten darf. 
Es bleibt uns gar nichts anderes übrig: entweder 
veranschlagt man ganz neu und streicht die Reste, 
oder man setzt für die Bedienung der Reste einen 
ausreichenden Betrag ein und vermindert die An-
sätze für die Neuausgaben. Das scheint mir so klar 
zu sein, daß es sich nicht verlohnt, noch mehr als 
dieses eine Wort darüber zu sprechen. Der Kern-
frage, ob die Einsparungen in den neuen Ansätzen 
wieder Reste werden können — ich muß mich hier 
etwas der Sprache des Haushalts bedienen; sie mag 
schwer verständlich sein —, gehen Regierung und 
Haushaltsausschuß aus dem Wege. Diese Frage ist 
aber, so scheint mir, für unsere Finanzwirtschaft die 
Kernfrage, eine Lebensfrage, und Sie werden dieses 
pompöse Wort erst ganz verstehen, wenn ich darauf 
aufmerksam mache, daß von diesen Resten, die 
Ermächtigungen, aber keine Mittel sind, rund 8,3 
Milliarden DM — die Zahl ist heute auch schon 
genannt worden — vorhanden sind. 

Wie Sie sich noch erinnern, übernahm der jetzige 
Finanzminister von seinem Vorgänger 3 Milliarden 
DM Kassenmittel, die er als außerordentliche Dek-
kungshilfe in diesem Bundeshaushalt für 1958 ein-
stellte. Wir haben damals gleich erklärt, daß man 
damit die Dinge auf den Kopf stellt, weil gerade 
die Verwendung von Kassenmitteln für den lau-
fenden Verwaltungsbedarf dem Vorgänger des 
jetzigen Finanzministers dick angekreidet worden 
ist. Die 3 Milliarden DM sind natürlich auch wäh-
rend der Haushaltsberatungen im Haushalt geblie-
ben und bilden also neben den eben genannten 
zweifelhaften Posten den Haushaltsausgleich. 

In der Öffentlichkeit ist die Erklärung des Finanz-
ministers,  daß er die 3 Milliarden ausgeben müßte, 
um hart am Rande des Defizits zu bleiben, mit 
Wohlwollen aufgenommen worden, allerdings nur 
von denen, die sich über das, was nun folgen muß, 
nicht den Kopf zerbrochen haben. Wir wissen in-
zwischen, daß die 3 Milliarden nur der Ermögli-
chung weiterer Ausgaben — öffentlicher Ausgaben 
— dienen und daß die Öffentlichkeit in ihrer An-
nahme, das Defizit und der Verzicht auf Ausgaben 
würden eine Senkung von Steuern näherrücken, 
enttäuscht worden ist. Vielleicht sollte man diesen 
3 Milliarden nicht allzusehr nachtrauern. Sie soll-
ten ja einmal Verteidigungsausgaben decken, die 
schon seit Jahren ausgeblieben sind. Aber ich 
möchte doch dringend davor warnen, sich auf Grund 
von Kassenresten auf die Dauer einen Ausgaben-
luxus zu leisten, der unserem tatsächlichen der-
zeitigen finanziellen Leistungsvermögen wider-
spricht. 
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Ich habe mir erlaubt, anläßlich der ersten Lesung 

auf eine gefährliche Entwicklung hinzuweisen, und 
ich habe auch den Ausführungen meiner drei Vor-
redner entnommen, daß sie sich sehr ernste Ge-
danken darüber machen. Verstehen Sie recht, meine 
Damen und Herren — ich weiß nicht, ob das schon 
zum allgemeinen Wissen jedes einzelnen von uns 
gehört —, die beteiligten Ressorts können außer 
dem Haushalt von 1958, außer dem Haushalt, den 
wir in den nächsten Tagen beschließen werden, 
für 8 oder über 8 Milliarden DM Ausgaben tätigen, 
ohne daß dafür eine Deckung vorhanden wäre oder 
geschaffen würde. 

Natürlich — das weiß auch wieder jeder von 
uns — rollen diese 8 Milliarden DM nicht in einem 
Monat oder in einem Jahr auf uns zu, aber ein 
paar Milliarden werden es in diesem Jahre sein. 
Wie gut wäre es da gewesen, die 3 Milliarden zur 
Bedienung der Reste aufzuheben und sie nicht zur 
Erhaltung oder gar Vergrößerung unserer bisheri-
gen Ausgabenbreite zu verwenden. 

Diese 8,3 Milliarden sind, wie mir scheint, der 
kardinale Mittelpunkt unserer Haushaltswirtschaft. 
Ihre Bedienung ist schlechterdings ausgeschlossen, 
da über alle vorhandenen und künftigen flüssigen 
Mittel mit diesem Haushalt verfügt ist. 

Man kann es aus diesem Grunde meinen Freun-
den und mir schwerlich verübeln, wenn ich sage, 
daß dieser Haushaltsplan ein Übermaß von kaum 
Vertretbarem enthält. Zum mindesten müßten 
schlechterdings — und dazu scheint eine gewisse 
Geneigtheit auf allen Seiten des Hauses vorhanden 
zu sein — die rund 3,5 Milliarden DM Verteidi-
gungsreste aus den Jahren 1955 und 1956 formell 
beseitigt werden. Die Reste aus dem Jahre 1957 
sind schon groß genug. 

Mit vielen Fragen, die zwar auch wichtig sind, 
aber hinter diesen Kernproblemen etwas zurück-
treten, will ich Sie nicht aufhalten. Nur noch ein 
paar Bemerkungen zu gewissen Entwicklungsten-
denzen! Was gerade den Verteidigungshaushalt an-
geht, wehren wir uns heute schon ganz entschieden 
dagegen, daß für 1959 wiederum ein höherer Be-
trag in  Aussicht ,genommen wird, der dann doch 
nichtgebraucht und an die Stationierungsmächte 
abgegeben wird. Gerade wegen dieses Zustands 
ist die Politik, die im Verteidigungshaushalt und in 
dem Gesamthaushalt ides  Jahres 1958 zum Aus-
druck kommt, so denkbar unglücklich. 

Um nicht irgendwelches Porzellan zu beschädi-
gen, will ich mich im Augenblick zu dem neuen 
Abkommen über die Stationierungskosten nicht 
äußern. Aber man kann natürlich nicht hoffen, daß 
eine weitere halbe Milliarde an Verteidigungsaus-
gaben eingespart werden kann und daß sich darauf-
hin die Verhandlungspositionen in der NATO bes-
sern. Das  halte  ich nicht für möglich. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Hier empfinden wir eben immer wieder, wie we-
nig durchdacht all diese Dinge sind und welchen 
Zufallscharakter sie haben. 

Zu dem dunklen Finanzfirmament gehören auch 
die Bindungsermächtigungen, die immer noch in 
der Größenordnung von 15 Milliarden herumgei-
stern. Sie sind schon von den Vorrednern behandelt 
worden. In diesen Bindungsermächtigungen liegt 
die ganze Manövrierunfähigkeit der nächsten Haus-
halte. Das bedeutet, daß wir sehr wahrschein-
lich in einen Engpaß hineingeraten werden, wenn 
wir diese Dinge nicht angehen. Auch hier sind 
heute Töne- iangeklungen, als ob man dieses Pro-
blem ernsthaft in Angriff nehmen wollte und als ob 
die volle Bereitschaft dazu vorhanden wäre, diesen 
für mein Empfinden großen, schweren Fehler zu 
korrigieren, daß man das Parlament gezwungen hat, 
im Geschwindschritt Weichen auf Wege zu stellen, 
deren Ende nicht abzusehen ist.  

Anläßlich der großen Geschenke  an  die Länder 
— ich weiß nicht, ob der Kollege Niederalt es hört 
— durch 'die Beseitigung des Notopfers Berlin ist 
vielleicht von einer sgewissen Entspannung der 
Finanzbeziehungen zwischen Bund und den Ländern 
zu 'sprechen. Die Kosten für dieses Geschenk haben 
wir 'in .diesem Haushalt zu honorieren. Sie stecken 
in 'den 947 Millionen DM, von denen ich eingangs 
sprach. 

Es gehört vielleicht nicht ganz zum Thema, aber 
es scheint mir doch so bedeutungsvoll zu sein, daß 
ich es hier zum Ausdruck bringen möchte: Auch 
in der Finanzpolitik gibt es gewisse Imponderabi-
lien, die man nicht vergessen soll. Da scheint mir 
die jüngste Linie doch recht bedenklich, in der man 

 mit der Beseitigung des Notopfers, d. h. mit  der 
 Einarbeitung des Notopfers in die Körperschaft-

steuer, das letzte Berlin-Memorial im öffentlichen 
Finanzbewußtsein gestrichen hat. Ich bedauere das 
sehr, weil ich glaube, daß damit eine bestimmte 
Qualität verlorengegangen ist, deren sich dieses 
Haus in all den letzten Jahren bewußt war. 

Zweitens scheint mir auch die gleichzeitige Ent-
lassung von fast 3 Millionen Steuerpflichtiger aus 
der Lohnsteuer nach den Steuergesetzen recht be-
denklich. Hier bahnen sich Entwicklungen  an,  die 
bei aller Freude an der steuerlichen Entlastung doch 
sehr kritisch stimmen. 

Wenn es noch eines Beweises bedurft hätte, daß 
alle diese Erwägungen — aber auch wirklich 
alle —, die einen solchen Niederschlag haben, wie-
der in der lieben, guten Tagespolitik ihren Ur-
grund haben, so war es der Beschluß, die steuer-
liche Entlastung noch mit Rückwirkung zum 1. Ja-
nuar dieses Jahres zu vollziehen. Meine Damen 
und Herren, ich sage es ganz leise, aber es ist sehr 
hart: Ohne die Angst vor den Landtagswahlen in 
diesem Jahr wäre dieses Geschenk nicht gemacht 
worden. Ursprünglich wehrte sich nämlich der 
Bundesfinanzminister mit Armen und Füßen gegen 
diese Rückwirkung, weil er sie haushaltsmäßig 
nicht verantworten wollte, aber die Länder wollten 
sie. Jetzt haben sich plötzlich die Fronten völlig 
umgekehrt. Der Finanzminister des Bundes mußte 
die Länder bedrängen, die neue Ordnung schon ab 
1. Januar 1958 in Kraft zu setzen. Kurios, kurios, 
wenn ich es recht bedenke! 
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Das sogenannte Überrollen des Personalhaushalts 
des Bundes, also die Vertagung der Entscheidung 
über die Neuanforderungen in das nächste Haus-
haltsjahr — das versteht man ja wohl unter „Über-
rollen" —, hat dem Haushaltsausschuß in der Öf-
fentlichkeit großen, bei den Beteiligten geringen 
Beifall eingetragen. In der Tat kann man diese 
Dinge mit einem lächelnden und einem weinenden 
Auge  betrachten.  Aber leider ist es  uns, meine sehr 
verehrten Herren Kollegen vom Haushaltsaus-
schuß, doch wiederum nicht richtig geglückt, und 
leider sind trotz des  Überrollungsversuchs auch in 
diesem Jahr wieder fast 1500 Stellen bewilligt wor-
den.  

(Zuruf von der FDP: 1451 Stellen!) 

— Genau 1451 Stellen. Was uns leider gar nicht ge-
lingt, ist die Freimachung des Personals, das für 
längst zurückliegende Aufgaben eingestellt war, 
für neue Aufgaben. Hier hält sich das Alte mit 
einer Zähigkeit, die einer besseren Sache würdig 
wäre. 

Es wäre noch viel zu sagen über die Leistungen 
für Berlin, die Bundeshilfe für die Saar, die Lage 
unserer großen Betriebsverwaltungen, wie Bahn 
und Post, die neuen Anstrengungen zugunsten der 
Landwirtschaft, des Wohnungsbaus, der Straßen 
und der Autobahnen. Ich will mich, was alle diese 
Brennpunkte des Finanzbedarfs angeht, damit be-
gnügen, hier mein Bedauern darüber auszudrücken, 
daß wir weder im Ausschuß noch im Plenum zu 
einer echten Diskussion all dieser schwierigen Pro-
bleme gekommen sind. Ich muß die Übernahme des 
Regierungsentwurfs en  bloc  eben doch als eine 
sachlich und finanzpolitisch bescheidene Leistung 
des Hauses ansehen. Von Jahr zu Jahr fällt die Un-
beweglichkeit der parlamentarischen Haushaltspoli-
tik auf. Ich begrüße außerordentlich bestimmte Ini-
tiativen, die in diesem Jahr sichtbar waren. Alle 
guten Kräfte sollten sich diesen Initiativen an-
schließen. 

So gern ich Ihnen zustimmen würde, Herr Kol-
lege Dr. Vogel —, aber ich glaube nicht, daß wir 
einen Haushalt der Stabilität vor uns haben. 

(Abg. Dr. Gülich: Einen Haushalt der Sta

-

bilität? — Abg. Dr. Vogel: Habe ich nicht 
gesagt!) 

Ich bedaure, daß ich diesem Haushalt Tendenzen 
entnehmen kann, die leider zu großen Enttäuschun-
gen führen werden. Sosehr auch uns an der Er-
füllung der Aufgabe gelegen ist,  der kommenden 
Generation etwas zu hinterlassen, nach dem sie 
sich richten und an dem sie sich aufrichten kann, 
so wenig glaube ich, daß es gerade dieser Haushalt 
sein wird. 

Bei der Schlußabstimmung über diesen Haus-
haltsplan werden wir der Enttäuschung über die 
Entwicklung des parlamentarischen Budgetrechts 
Ausdruck geben müssen. In dieser unserer Haltung 
steckt aber zugleich die schwere Besorgnis, daß die 
vielen großen Risiken des Haushalts zu einer ech-
ten  Bedrohung unseres Finanzgefüges werden kön-
nen. 

(Beifall bei der FDP, der SPD und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Meine Damen und 
Herren, ich darf noch bekanntgeben, daß am Don-
nerstag von 14 bis 18 Uhr Plenarsitzung ist, aller-
dings ohne Abstimmungen. 

Das Wort hat der Abgeordnete Schild. 

Dr. Schild (DP) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Nachdem die Verhand-
lungen über den Haushalt dieses Jahres in drei 
Teile aufgegliedert sind, einmal die Generaldebatte 
über die wirklichen Haushaltsprobleme, zweitens 
die Spezialdebatten über die Regierungspolitik, die 
Wirtschafts-, Sozial- und Verteidigungspolitik, und 
drittens die Debatte über die Einzelpläne, soweit 
Anträge und grundsätzliche Entschließungen vor-
liegen, möchte ich mich sine ira et studio lediglich 
mit den Haushaltsproblemen befassen. Meine poli-
tischen Freunde werden in den nächsten Stunden 
und Tagen in  den  Generaldebatten über die ver-
schiedenen politischen Bereiche noch zu Einzelhei-
ten Stellung nehmen. Wir sollen uns hier in der 
Generaldebatte auf die  haushalts- und finanzpoli-
tischen Probleme beschränken. 

Der Herr Bundesfinanzminister selbst hat den 
Tenor dieses Haushalts angegeben, indem er von 
einem Haushalt am Rande des Defizits gesprochen 
hat.  Die Öffentlichkeit und insbesondere sehr starke 
und einflußreiche Organisationen haben dieses „am 
Rande ides  Defizits" auch kommentiert: keine Aus-
gabe ohne Deckung. Ich muß mich wundern, daß in 
den bisherigen Erörterungen über den Charakter 
des Haushalts, über sein Gewicht, über die Art 
und Methode der Beurteilung der  Ausgabepositio-
nen in den Einzelplänen von Unsolidität gespro-
chen worden ist und daß beispielsweise Haushalts-
wahrheit und Haushaltsklarheit nicht mehr in dem 
notwendigen Maß in Erscheinung treten. Ich möchte 
gleich zu Beginn meiner Ausführungen sagen, daß 
meine politischen Freunde diese Charakterisierung 
ablehnen. Dieser Haushalt ist nun einmal eingebet-
tet in allgemeinpolitische Unsicherheiten, außen-
politische Unwägbarkeiten, unüberschaubare vertei-
digungspolitische Probleme, aber auch eingebettet 
in gewisse innerpolitische Unsicherheiten, die 
sich in der Entwicklung auf den Gebieten der Wirt-
schaft, des sozialen Lebens und unseres institutio-
nellen Staatslebens klar und deutlich abzeichnen. 

Bei diesen Unwägbarkeiten, bei diesen Unüber-
schaubarkeiten der allgemeinen Politik bleibt es 
gewiß nicht aus, daß auch die Finanzpolitik in 
bezug auf die auf uns zukommenden Ausgaben in 
vielen Einzelheiten vor Rätseln steht. Diese Rätsel 
kann man natürlich nun nicht umdeuten in Unsoli-
dität oder als Wahrscheinlichkeitsrechnungen hin-
stellen, die nicht aufgehen. Meine politischen 
Freunde sind deshalb der Auffassung, daß diese 
Charakterisierung nicht am Platze ist, sondern daß 
wir die stillen Reserven, die in diesem Haushalt 
vorhanden sind und auch in den vergangenen 
Haushalten vorhanden waren, eben doch als not-
wendige fragmentarische Substanzmasse behandeln 
müssen, die sich letzten Endes aus den allgemeinen 
unsicheren politischen Verhältnissen herleitet. 
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Wie soll man über einen Verteidigungshaushalt 

unter dem Gesichtspunkt von Etatwahrheit und 
-klarheit disponieren, wenn es bei der Ausrüstung 
einer Wehrmacht von Halbjahr zu Halbjahr zu neuen 
technischen Entwicklungen kommt? Wie soll man 
über außenpolitische Ausgaben, insbesondere im Etat 
des Bundesministers des Auswärtigen, Klarheit im 
Sinne einer absoluten Rechnungsvorschau schaffen, 
wenn man über die Notwendigkeiten außenpoliti-
scher Beziehungen, außenpolitischer Konferenzen, 
außenpolitischer Ereignisse beim Beginn oder in 
der Mitte des Haushaltsjahres überhaupt noch nicht 
klar sieht? Ich betrachte deshalb diesen Haushalt 
absolut nicht, wie manche der Herren Kollegen, als 
unsolide oder als nicht der Haushaltsordnung im 
Sinne von Etatwahrheit und -klarheit entsprechend, 
sondern betrachte ihn als einen Haushalt, der un-
gewisse, bewegliche Momente enthält, die eben mit 
den Bewegungsmomenten der Politik zusammen-
hängen. 

Eine Befürchtung, die in der Offentlichkeit in den 
letzten Wochen und Monaten immer wieder ver-
nehmbar war, ist die, daß sich bei der Entwicklung 
dieses Haushalts im Verhältnis zum nächsten Haus-
halt unter Umständen die Ausgabenwirtschaft ins-
gesamt so  steigern könnte, daß das Deckungsprinzip 
für den nächsten Haushalt zu neuen Steuern oder 
Steuererhöhungen führen könnte oder müßte. Meine 
Damen und Herren, es gab im Haushaltsaus-
schuß eine ernste Stunde — das war am letzten 
Tage der Haushaltsberatungen —, als der Herr 
Bundesfinanzminister doch eine Zahl nennen mußte, 
die auf die Frage eingeht: was für Bewegungsmög-
lichkeiten hat die Regierung finanzpolitisch in die-
sem Haushalt? Ich war erstaunt, aus dem Munde 
des Herrn Finanzministers zu hören, daß er bei 
einem Bundeshaushalt von rund 38,5 Milliarden 
DM die Ausgabenbewegungsmasse, die nicht auf 
rechtlichen Verpflichtungen beruht, immerhin auf 
rund 20 Milliarden DM schätzte. Die rechtlichen 
Ausgabeverpflichtungen, die also auf Gesetzen be-
ruhen, würden demnach rund 18 Milliarden DM be-
tragen. Das heißt praktisch, daß der Regierung und 
dem Parlament immerhin über 20 Milliarden DM 
die Verfügungsgewalt gegeben ist, die Möglichkeit 
also, diese Gewalt je nach der politischen Situation 
voll auszunutzen, sie nicht ganz auszunutzen, ja, 
auch noch Ersparnisse zu machen oder Abstriche 
zu machen, wenn es im Gesamtinteresse unserer 
Finanzwirtschaft und Finanzpolitik erforderlich ist. 

Diese Zahl wurde genannt, als die Frage der 
Deckung mit sechsprozentigen Einbehalten wichti-
ger einmaliger und fortlaufender Ausgaben gestellt 
wurde. Ich bin überzeugt, daß bei einer solchen 
finanzpolitischen Bewegungsmasse die Bundesre-
gierung auch beim Etat 1959/60 — und diese Dis-
kussion soll ja mit dazu dienen, schon die Weichen 
für den Etat 1959/60 zu stellen — in der Lage ist, 
wieder am Rande des Defizits ohne irgendwelche 
Steuererhöhungen und ohne neue Belastungen der 
Steuerzahler auszukommen. Denn sonst hätte der 
Hinweis auf den Hintergrund dieser Zahl von rund 
20 Milliarden DM ja keinen Sinn. 

Die rein rechtlichen Verpflichtungen, für die Aus-
gabeposten in den Bundesetat eingesetzt werden  

müssen, sind demnach von dem Herrn Bundes-
finanzminister auf die ungefähre Summe von 18 
Milliarden DM zwar nicht ausdrücklich angegeben, 
aber nach dem ganzen Zahlenspiel doch veran-
schlagt worden. 

Was meine politischen Freunde besonders inter-
essiert, sind die zukünftige Methode, das Ziel, sind 
die finanzpolitischen Grundsätze, nach denen in der 
nächsten Zeit verfahren wird. Es bestehen in die-
sem Hause zwei Meinungen darüber. Die einen 
wollen eine absolute Stetigkeit, eine Stabilität der 
Ausgabenwirtschaft und eine Übersichtlichkeit der 
Ausgabenwirtschaft erringen; die anderen sind der 
Überzeugung, daß infolge der politischen Unsicher-
heitsmomente eine derartige Stetigkeit und Stabi-
lität gar nicht zu erreichen ist. 

Aber einige früher angewandte Methoden kön-
nen wir doch kritisieren und müssen wir kritisie-
ren, um auf einen Weg zu kommen, der zur lang-
fristigen Stabilität führt. Von der in den letzten 
Jahren geübten Methode, den außerordentlichen 
Haushalt vom ordentlichen Haushalt her zu decken 
— aus Kassenüberschüssen oder aus Juliusturm-
beträgen —, möchten wir, Herr Finanzminister, im 
Sinne einer klaren und eindeutigen Finanzpolitik 
endgültig herunterkommen. 

(Sehr richtig! bei der DP.) 

Wir möchten zweitens Ihre gute Absicht mit 
allen Kräften durch das ganze Haus unterstützt 
wissen, die überfälligen Ausgabenreste so schnell 
wie möglich verschwinden zu lassen. Schon wenn 
das geschieht, wird der Haushaltsplan 1959/60 ganz 
anders aussehen als dieser Haushaltsplan. 

Drittens gebe ich denjenigen Kollegen recht, die 
auch die Bindungsermächtigungen als eine nicht im 
Wesen eines gesunden Haushalts liegende Erschei-
nung betrachten. Die Bindungsermächtigung von 
8 Milliarden DM, von denen mein verehrter Kol-
lege Lenz als von einer großen Gefahrenquelle 
sprach, als einer Quelle der eigenständigen Behand-
lung durch die Ressorts und einer unkontrollierbaren 
Ausgabenwirtschaft, ist ja, lieber Kollege Lenz, in 
diesem Sinne nicht da. Ich darf doch wohl dahin-
gehend richtigstellen, daß der größte Teil dieser 
8 Milliarden DM insofern gesperrt ist, als zu ihrer 
endgültigen Verwendung doch noch Beschlüsse des 
Haushaltsausschusses, unter Umständen auch des 
Verteidigungsausschusses, nachgeholt werden müs-
sen. Man kann also nicht unbedingt sagen, daß 
diese 8 Milliarden DM Bindungsermächtigungen in 
jedem Falle ein plein pouvoir für die Ressorts dar-
stellen. 

Ferner, meine Damen und Herren, haben wir an 
diesem Bundeshaushalt schon bei der ersten Lesung 
einige grundsätzliche Bemerkungen geknüpft, die in 
der dritten Lesung nicht verlorengehen sollen; 
denn sie gehören auch zur Weichenstellung für 
die nächsten Haushalte, die dieser Bundestag bis 
zum Ablauf seiner Legislaturperiode noch zu ver-
abschieden hat. 

Dieser Bundeshaushalt erklärt der Öffentlichkeit 
und dem Volke ja nur einen Teil der wirklichen 
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Sachausgaben, die die Gesellschaft eigentlich im 
ganzen Umfange wissen müßte. Denn der eigent-
liche Fnuktionshaushalt unseres Volkes liegt uns 
nicht vor. Wir wissen nicht im einzelnen, wie nun 
die Harmonisierung zwischen Bundeshaushalt, Län-
derhaushalten und Gemeindehaushalten sich zah-
lenmäßig auswirkt. Wir müßten also wissen, was 
Bund, Länder und Gemeinden für einen bestimmten 
Zweck insgesamt ausgeben, um uns ein Bild machen 
zu können: wie hoch ist dabei der Anteil des Bun-
des, und ist das Gewicht des Bundes bei diesem 
Anteil richtig bemessen, oder was können wir daran 
korrigieren? Dieses Problem bitte ich die Bundes-
regierung und den Herrn Bundesfinanzminister als 
für die erste Beratung des kommenden Haushalts 
dringend zu betrachten. E rs handelt sich um ein 
wichtiges Anliegen finanzpolitischer, haushaltspoli-
tischer Art. Wir brauchen solche Übersichten und 
im Rahmen der Vorbemerkungen nach Möglichkeit 
auch Zahlen. Wo die echten Zahlen fehlen, müssen 
geschätzte Zahlen genommen werden, die einiger-
maßen an die Grenze der Wirklichkeit heranrei-
chen. Wir brauchen also den echten Funktionshaus-
halt für die Gesamtausgaben aller Gebietskörper-
schaften in unserem Volke. 

Nur dann, wenn uns ein solcher Funktionshaus-
halt vorliegt, können wir uns über das Problem 
der Verwaltungsvereinfachung, der Zuständigkei-
ten und des Kostenapparates wirklich unterhalten. 
Sie wissen, im vorigen Bundestag hatten wir einen 
besonderen Ausschuß für Verwaltungsvereinfa

-

chung eingesetzt. In diesem Bundestag ist ein sol-
cher Ausschuß nicht geschaffen worden. Ich ver-
misse die politische Arbeit an dem Problem der 
Verwaltungsvereinfachung, das man nicht einfach 
mit roher Hand durch Anwendung des Überrol-

lungsprinzips lösen kann. Dazu gehört vielmehr 
auch eine echte Auseinandersetzung zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden: Wer ist wofür verant-
wortlich, wer führt eine Sache durch, und wer 
finanziert diese Dinge?  Diese  Verantwortlichkeit 
ist heute, wie die Haushaltsberatungen im Haus-
haltsausschuß ergeben haben, in vielen Punkten 
sehr strittig. 

Deswegen lege ich Wert darauf, der Bundes-
regierung im Namen meiner politischen Freunde 
in dieser Generaldebatte über den Haushalt zu 
sagen, daß wir stärkstens interessiert sind an einer 
Initiative der Bundesregierung für das Zustande-
kommen von Staats- und Verwaltungsabkommen 
zwischen Bund und Ländern über viele Fragen, die 
sonst ungeklärt bleiben, insbesondere über Zu-
ständigkeits- und Finanzierungsfragen. Wir haben 
auf zwei Gebieten solche Staats- und Verwaltungs-
abkommen zwischen Bund und Ländern. Ich nenne 
das Königsteiner Abkommen über die Förderung 
wissenschaftlicher Institute, und ich nenne das Ab-
kommen über die Finanzierung des Wissenschafts-
rats und all der Maßnahmen, die mit der finan-
ziellen Förderung der Wissenschaft, der Hoch-
schulen und der Forschung zusammenhängen. 

Es fehlt aber z. B. ein Staats- und Verwaltungs-
abkommen über den Straßenbau. Es fehlt eine  

klare Vorstellung darüber, wer hier als Lastenträ

-
ger echte Lasten zu übernehmen hat und wer nicht. 

(Abg. Niederalt: Da ,sind die Zuständig- 
keiten klar!) 

Ich erinnere daran, daß der Bundesverkehrsmini-
ster einmal gesagt hat, 90 000 km Gemeindestraßen 
müßten jährlich gepflegt und in Ordnung gehalten 
werden, und die Gemeinden seien bei einem Ge-
samtetat aller deutschen Gemeinden in Höhe von 
rund 7 Milliarden DM  mit diesen 90 000 km über-
fordert. 

(Abg. Niederalt: Herr Kollege Schild, die 
Zuständigkeiten sind klar! Die Frage ist 
nur, ob die Zuständigkeiten richtig sind!) 

— Die formellen Zuständigkeiten sind nach dem 
Grundgesetz klar, Herr Kollege Niederalt, darüber 
brauchen wir uns nicht zu unterhalten. Ob sie sich 
in der Praxis bewähren, das ist das Problem! Wir 
erleben doch im Haushaltsausschuß, daß sie sich 
nicht bewähren. — Besteht die Möglichkeit, daß 
etwa 25 000 km  Gemeindestraßen von den Ländern 
in ihre Obhut übernommen werden, um die Ge-
meinden zu entlasten, und daß dementsprechend 
25 000 km Länderstraßen als Ausgleich für die 
neuen Lasten der Länder in Bundesregie übernom-
men werden? Alles das müßte in einem Staats- 
und Verwaltungsabkommen einmal geregelt wer-
den, damit nicht die Frage: Wer steht für diese 
Aufgabe zur Verfügung und wer finanziert sie? 
von Haushaltsjahr zu Haushaltsjahr problemati-
scher wird. 

Dasselbe trifft für den Schulbau, für die allge-
meinbildenden Schulen und für die Berufsschulen 
zu. Dasselbe trifft auch für den  Wohnungsbau zu. 
Die 1,5 Milliarden, die wir in diesem Jahr für den 
Wohnungsbau hergeben, ziehen Folgemittel der 
Länder und der Gemeinden nach sich. Es müßte eine 
Harmonisierung mindestens in der Durchführung 
dieser Aufgaben herbeigeführt werden. 

Es gibt noch ernstere Probleme als diese. Da ist 
beispielsweise das Problem der Heranbildung von 
Beamtennachwuchs und die Regelung des Beamten-
austauschs zwischen Bund und Ländern. Wir kran-
ken im Haushaltsausschuß bei allen Fragen der 
Stellenbesetzung und des Stellenplans immer wie-
der daran, daß uns die Regierungsvertreter sagen: 
Wir haben nicht die erfahrenen Beamten, wir kön-
nen nicht die sachverständigen Leute bekommen, 
weil der Austausch zwischen Bund und Ländern 
nicht möglich ist, weil die Rechte in den Ländern 
andere sind als die Rechte im Bund. Hier stehen 
wir also vor großen verwaltungsmäßigen Personal-
schwierigkeiten; auch sie könnten durch einen 
Staatsvertrag zwischen Bund und Ländern beseitigt 
werden. 

Dazu gehört die möglichst einheitliche Regelung 
der Besoldungsfragen. Bei den letzten Beratungen 
im Haushaltsausschuß sagte ein Kollege: Beim Be-
soldungsgesetz haben wir vom Haushaltsausschuß 
nicht aufgepaßt! Ich glaube, es darf ruhig einmal in 
der Öffentlichkeit gesagt werden, daß uns die Aus-
wirkungen des Besoldungsgesetzes auch für die 
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Etatgebarung der nächsten Bundeshaushalte, erst 
recht aber in ihrem Verhältnis zu .den Landeshaus-
halten noch besondere Schwierigkeiten bringen 
werden. Ich weiß, ,daß sich Koalition und Opposi-
tion in dieser Auffassung .absolut einig sind. 

Man könnte diese Schwierigkeiten aber meistern, 
wenn man in einem Staatsvertrag zwischen Bund 
uni Ländern — in einem Verwaltungsabkommen 
oder wie man es nennen will — einmal Klarheit 
schaffte, was gemeinsam gewollt ist. Oder es kaut 
auf Grund des Grundgesetzes jeder seinen eigenen 
Strick weiter, und es kommt zu differenzierten Lö-
sungen, die letztlich die gesamte Gesellschaft schä-
digen. 

In einen solchen Staatsvertrag gehört auch zumin-
dest der Versuch, die Vermögensverhältnisse zwi-
schen Bund und Ländern zu klären. Bei den Haus-
haltsberatungen stoßen wir immer wieder darauf, 
daß die Vermögensverhältnisse zwischen Bund 
uni  Ländern, wie sie sich von früher her ergeben 
haben, nicht geklärt sind. 

(Abg. Dr. Gülich: Sehr richtig!) 

Ich erinnere mich, daß Herr Kollege Professor Gü-
lich im Haushaltsausschuß auf diese Unklarheiten 
ganz besonders hingewiesen und sich dafür ein-
gesetzt hat, daß hier endlich einmal — auch mit 
den notwendigen gesetzlichen Mitteln nach Art. 
134 GG — vorgegangen wird, 

(Abg. Dr. Gülich: Jawohl!) 

damit nicht wieder die Weichen falsch gestellt wer-
den. Das hat uns in den letzten drei Jahren bei 
den Haushaltsberatungen in der Finanzpolitik mehr 
Schaden als Nutzen gebracht. 

Ich darf letztlich daran erinnern, daß in unserem 
Rechtsstaat, in unserer Verfassung auch gewisse 
Dinge ungeklärt geblieben sind, für die es anschei-
nend keine neue gesetzliche Regelung geben soll. 
Ich darf an zweierlei erinnern. Wenn heute irgend 
jemand einen Antrag stellen würde, die Getränke-
steuer in Deutschland aufzuheben, dann wäre die 
Durchführung der beantragten Aufhebung unmög-
lich. Nach den Bestimmungen des Grundgesetzes 
über die konkurrierende Gesetzgebung und nach 
den Art. 106 und 107 ist die Getränkesteuer eine 
Ewigkeitssteuer. Für den Bund ist in der vergange-
nen Legislaturperiode im Rechts- und Verfassungs-
ausschuß erklärt worden, daß er die Getränkesteuer 
nicht aufheben könne. Als die Angelegenheit im 
Lande Nordrhein-Westfalen zur Sprache kam 
haben die Mehrheitsparteien im Lande gesagt, das 
Land sei nach dem Grundgesetz und seiner Landes-
verfassung nicht zuständig. Wir haben also hier 
aus der Ara Brüning, aus dem Jahre 1930, eine 
Ewigkeitssteuer, die niemand beseitigen kann, auf 
deren Wirksamkeit man zwar effektiv von den 
Kommunen her verzichten kann, deren Veranke-
rung im System unserer Steuergesetze aber nicht 
beseitigt werden kann. 

Ein anderes Beispiel! Aus dem Jahre 1941 gibt 
es eine sogenannte Sauckel-Verordnung über die 
Regelung der Entschädigungssätze für Jugendliche 
in Betrieben, insbesondere für die Lehrlinge in den 

Betrieben der gewerblichen Wirtschaft. Diese 
Sauckel-Verordnung ist schon wegen ihrer niedri-
gen Sätze längst überholt; in ihr stehen für das 
erste, zweite, dritte und vierte Lehrjahr Sätze, an 
die man heute gar nicht mehr zu denken wagt. 
Aber niemand ist nach den Bestimmungen des 
Grundgesetzes in der Lage, diese Verordnung auf 
dem Wege einer Gesetzgebung aufzuheben. Nun, 
man könnte sie sich totlaufen lassen; aber sie läuft 
sich nicht tot; denn heute noch sind die Mindest-
sätze für die Entschädigung von Lehrlingen, die in 
Lehrverträgen vereinbart werden können, auf 
Grund der Sauckel-Verordnung rechtlich möglich; 
natürlich sind sie in Wirklichkeit meistens auf das 
Zwei- bis Dreifache erhöht worden. Hier müssen 
wir aber doch einmal Klarheit zwischen Bund und 
Ländern schaffen, wie dieser — letzten Endes — 
rechtliche Unfug, der aus der Vergangenheit 
stammt, beseitigt werden kann. 

Bei der Erörterung des Verhältnisses zwischen 
Bund und Ländern muß auch über die Tätigkeit der 
Kriminalpolizei oder mehr am Rande liegende Fra-
gen gesprochen werden, die aber für unser Volk 
und für unsere Gesellschaft im Zeichen der indu-
striellen Entwicklung wichtig sind, wie etwa die 
Frage der Errichtung von Naturschutzparks. Auch 
da geht es darum: wer tut was, wer fördert was; 
man könnte zwischen Bund und Ländern in vielen 
Sachaufgaben noch zu einem echten Abkommen für 
lange Zeit kommen. 

Ich wollte diese Einzelheiten anführen, weil sie 
bei allen Beratungen des Haushaltsausschusses und 
des Parlaments gewissermaßen als lästige Fragen 
über Zuständigkeiten und finanzpolitische Dotierun-
gen immer eine Rolle gespielt haben. Hier wirft 
einer dem anderen die Bälle zu. Ein besonders 
prononcierter Landesvertreter, der nicht nur die 
Bundesinteressen, sondern auch die Interessen sei-
nes Landesetats im wohlverstandenen föderalisti-
schen Sinne im Auge hat, wird dann versuchen, 
mit Anträgen das eine oder andere herauszuholen, 
weil von den beteiligten Regierungen keine echte 
vertragliche Klarheit geschaffen worden ist. 

Es ist klar, daß bei der neunjährigen Entwicklung 
der Bundeshaushalte, der Finanzpolitik und der 
damit zusammenhängenden Finanzverfassung sehr 
verschiedene Stile zugrunde gelegen haben. Vom 
Stil der harten Notwendigkeit ist man ausgegan-
gen, wenn man über Steuereinnahmen Maßahmen 
finanziert hat, die normalerweise nicht aus Steuer-
quellen finanziert worden wären wie beispielsweise 
der soziale Wohnungsbau. Aus dem Stil der harten 
Notwendigkeiten der Jahre 1949, 1950, 1951 und 
1952 haben sich Zweckmäßigkeiten, Nützlichkeiten 
ergeben. Aus diesen Zweckmäßigkeiten und Nütz-
lichkeiten haben sich aber auch Bequemlichkeiten, 
ja, ich möchte sagen, zum Teil auch Oberflächlich-
keiten entwickelt. Man hat nicht genügend Phan-
tasie aufgebracht, um aus den damaligen anomalen 
Notwendigkeiten zu neuen Finanzierungsformen zu 
kommen. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß wir uns mit der 
Kapitalsubvention, die wir aus Steuermitteln vor-
nehmen, bereits am Anfang einer Fehlentwicklung 
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befinden. Diese Art der Kapitalsubvention war  von 
1949 bis 1953, in der ersten Legislaturperiode, eine 
absolute Notwendigkeit. In der zweiten Legislatur-
periode war sie bis kurz vor ihrem Ende vielleicht 
noch eine Zweckmäßigkeit und eine Nützlichkeit. 
Heute ist sie jedoch fragwürdig geworden. Wir 
müssen uns überlegen, ob wir nicht die Kapital-
subvention für viele Ausgabeposten, die wir ge-
schaffen haben, beenden und diese Ausgaben aus 
dem privaten Kapitalmarkt finanzieren wollen. Was 
hat es für einen Sinn, eine Bundesanleihe in Höhe 
von — sagen wir — 1,5 Milliarden DM aufzuneh-
men — die Größe steht vorläufig noch nicht fest — 
und daraus 650 Millionen DM für den sozialen 
Wohnungsbau über den außerordentlichen Haus-
halt zu geben, obwohl man den Trägern des sozia-
len Wohnungsbaus den Zugang zum nachstelligen 
Kapitalmarkt unmittelbar erschließen könnte. Das 
ist möglich. Das geht mit Bundes- oder Landes-
bürgschaften. Dabei kann man in einem Verwal-
tungsabkommen mit den Ländern die Fragen der 
Übernahme von Bürgschaften für die Inanspruch-
nahme des Kapitalmarktes für nachstellige Finan-
zierungen klären. Es ist dann viel billiger, für den 
Bundeshaushalt Zinsverbilligungszuschüsse für die 
im sozialen Wohnungsbau verwendeten nachstel-
ligen Finanzierungsmittel des Kapitalmarktes zu 
geben. 

Die Kapitalsubvention war einmal eine dira 
necessitas, später eine Zweckmäßigkeit, aber heute 
müssen wir überlegen, ob sie nicht abgeschafft wer-
den muß, ob sie nicht für die nächsten Jahre eine 
Fehlentwicklung wäre. So gibt es sehr viele Kapi-
talsubventionierungen, die man verlagern kann, 
die man auch zum Teil aufheben kann, indem man 
die Subventionsobjekte exakter in die soziale 
Marktwirtschaft einbaut. Natürlich werden dadurch 
Verbraucherinteressen berührt und alle möglichen 
Interessen der Bevölkerung. Wir können aber 
wegen einer einmal notwendigen Bereinigung nicht 
dauernd die Kapitalsubvention bejahen, sondern 
wir müssen hier zu vernünftigeren Verhältnissen 
kommen. 

Der Bundeshaushalt hat seine besondere Anzie-
hungskraft. Er ist der größte Haushalt in der Bun-
desrepublik, und nach dem Gesetz der großen Zahl, 
der Schwerkraft der großen Zahl, hat der Bundes-
haushalt auch die allergrößte Anziehungskraft für 
die Begehrlichkeit. 

Wir erleben dauernd Zementierungen von Aus-
gaben, die längst überflüssig geworden sind. Wir 
müssen uns diese Zementierungen von Ausgaben 
für den nächsten Haushalt nicht nur in der Regie-
rung, sondern auch im Haushaltsausschuß ernst 
überlegen. Es gibt auch politische Ausgaben, die 
zementiert sind, die auch überholt sind. Ich denke 
da etwa an das Oberste Rückerstattungsgericht. Es 
wäre des Schweißes der Edlen wert, diese Insti-
tution mit ihren längst überfälligen Aufgaben und 
Zwecken im nächsten Bundeshaushalt verschwinden 
zu lassen. 

(Abg. Dr. Gülich: Sehr richtig!) 

So, wie ich das Rückerstattungsgericht nannte, bitte 
ich die Bundesregierung, ähnliche Institutionen, die 
aus den Anfängen der Besatzungszeit stammen, 
daraufhin zu untersuchen, ob sie wirklich in un-
serer heutigen Situation im Haushaltsplan sein 
müssen oder nicht längst abgebaut werden können. 

Ganz besonders wehren sich meine politischen 
Freunde gegen die in diesem Jahre erstmalig auf-
tretenden Sonderprivilegien der europäischen Ver-
waltungsbehörden. Was sich da tut, können wir 
auf keinen Fall gutheißen. Steuerfreie Sonderge-
hälter passen einfach nicht in den Rahmen einer 
vernünftigen europäischen Gemeinschaft. 

(Abg. Dr. Gülich: Und in welcher Höhe?) 

— Herr Professor Gülich, das gehört selbstver-
ständlich zu dem ganzen Komplex. 

(Abg. Dr. Gülich: Es war nur eine 
rhetorische Frage!) 

Ich möchte wissen, wer die politisch-moralische 
Legitimation gehabt hat, so etwas zu vereinbaren, 
denn dazu gehört doch letzten Endes eine politisch

-

moralische Legitimation,  und man muß dabei Rück-
sicht nehmen auf das, was in unserem Volk gang 
und gäbe ist und  der allgemeinen Meinung ent-
spricht. Unser Volk weiß ja gar nicht, welche Ver-
einbarungen über derartige Verwaltungsmaßnah-
men und Dotierung von Gehältern in diesem Zu-
sammenhang getroffen worden sind. Wir möch-
ten die Regierung ernstlich bitten, daß zusam-
men  mit  den europäischen Ländern, die hier  in 
Frage kommen, andere Zustände geschaffen werden, 
als sie bislang in diesen Verträgen und  in  den nach-
folgenden Verwaltungsabkommen festgelegt sind. 

Eine gewisse finanzpolitische Entartungserschei-
nung ist es auch, wenn für internationale Etats — 
europäische wie internationale — etwas beschlos-
sen wird, ohne daß dieses Parlament, dieses Haus 
oder andere zuständige Gremien vorher gefragt 
werden: „Was können und dürfen wir in dieser 
Frage tun?" Es dreht sich nicht nur um die poli-
tische Kontrolle. Wir haben im Haushaltsausschuß 
die Erfahrung gemacht, daß in diesen internatio-
nalen Gremien die sogenannten Entwicklungsländer 
die anderen Länder vollkommen überstimmen kön-
nen, und zwar sowohl in der Etatgebarung wie 
allgemein. Das heißt mit  anderen Worten, daß die 
genannten Länder über den Geldbeutel derjenigen 
verfügen, die alle Mittel für den Etat aufbringen 
müssen, daß diese Länder selber aber keinen Pfen-
nig dazutun. Diese Probleme scheinen uns also 
nicht richtig behandelt worden zu sein, und die Ent-
wicklung hat zu einem totalen Durcheinander ge-
führt. Das ist kein Ausdruck, den ich präge, son-
dern er wurde im Haushaltsausschuß von anderen 
Kollegen geprägt: ein totales Durcheinander bei 
den internationalen Gremien. 

Wir müssen zu diesen Grundsatzfragen einige 
öffentliche Hinweise machen sowohl zu dem Stil, 
zu der Art, zu der Form, zu der Zweckmäßigkeit 
der zukünftigen Finanzpolitik als auch zu all dem, 
was sich aus den letzten Beratungen ergeben hat. 

Das ist ein rein sachlicher Beitrag, der, von poli- 
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tischen Alternativen losgelöst, quer durch alle Par-
teien hindurch geleistet wird.  Wenn wir die Fra-
gen mit dieser Sachlichkeit erörtern, weil wir hier 
vor einer nationalen Aufgabe stehen, bei der es 
keine politische Alternative gibt, dann tun wir, 
glaube ich, für die kommenden Etatberatungen das 
Richtige. 

Ich habe noch den Wunsch meiner Freunde vor-
zutragen, Herr Bundesfinanzminister, daß uns das 

Überrollungsprinzip, das wir in diesem Jahre an-
gewandt haben und bei dem sich der Haushalts-
ausschuß als „Streichorchester" entwickelt hat, 

(Zuruf von  der  CDU/CSU: Mit Pauken

-

schlägen!) 

nicht noch einmal zugemutet wird, sondern daß es 
sich bei der Aufstellung des nächsten Etats im 
Schoße des Kabinetts vollzieht und daß Sie mit 
Brachialgewalt die sogenannten Ü berforderungen 
der Ressorts von vornherein zusammenstreichen 
oder ganz ablehnen. Wir möchten nicht wieder 
hören — wie in den Jahren 1957 und 1958 —, daß 
der Finanzminister die Kraft aufbringen mußte, 
5 oder 6 Milliarden DM  Überforderungen innerhalb 
der Ressortverhandlungen abzuwehren. Diese Kraft 
ist unnütz vertan; sie kann anderweitig verwandt 
werden, wenn man mit den notwendigen Erlassen 
und Verordnungen an die einzelnen Ressorts und 
ihre Haushaltsreferenten herantritt. 

Die Deutsche Partei wird diesem Haushalt ihre 
Zustimmung geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Wort hat der 
Abgeordnete Eilers (Oldenburg). 

Eilers (Oldenburg) (FDP) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Beratung 
und Beschlußfassung über den Bundeshaushaltsplan 
ist eines der wesentlichsten Rechte des Bundes-
tages. Dieses Recht auszuüben ist aber nur mög-
lich, wenn der Entwurf von der Bundesregierung 
rechtzeitig vorgelegt wird. Die jetzige Beratung 
steht, wie es hier vorhin von einem Mitglied der 
Regierungskoalition gesagt wurde, unter dem 
Zwang eines mörderischen Tempos. Unter solchen 
Umständen kann man wohl kaum mit Gewicht da-
von reden, daß dieses wesentlichste Recht des Bun-
destages in der rechten Form gewahrt werden 
könne. 

Nun haben Sie, Herr Bundesfinanzminister Etzel, 
in Ihrer Haushaltsrede am 16. April dieses Jahres 
zwar versichert, daß es künftig eine verspätete Fer-
tigstellung des Haushaltsentwurfs nicht mehr 
geben solle. Wir hoffen, daß dieser Versicherung 
im nächsten Jahr, möglichst gar noch in diesem 
Jahre die Tat folgen kann, damit der Bundestag in 
der Lage ist, seine Entschlüsse rechtzeitig zu fas-
sen. Mir scheint aber auch, daß die jetzige ver-
spätete Vorlage Ihrem Grundsatz, die Einheit von 
Steuerpolitik und Haushaltspolitik herbeizuführen, 
außerordentlich hinderlich im Wege steht. Ich 
möchte gerade auch aus diesem Grunde bitten, da-
für zu sorgen, daß der Haushaltsentwurf dieser 

Einheit von Steuerpolitik und Haushaltspolitik 
künftig mehr gerecht wird, damit wir in dem vor-
läufigen Staatsgebilde Bundesrepublik im Inter-
esse der gesamten deutschen Bevölkerung zu han-
deln vermögen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
verspätete Verabschiedung dieses Haushaltsplans 
in dieser Woche wird auch ein wesentliches Hemm-
nis für den gesamten Ablauf der öffentlichen Ver-
waltung nicht nur beim Bund, sondern ebenso bei 
den Ländern und vor allem bei den deutschen 
Städten und Gemeinden sein. Die Gemeinden und 
Städte sind ohnehin in ihrer finanziellen Ge-
barung hart bedrängt. Es liegt mir deshalb sehr 
am Herzen, auf diese Sorgen und Nöte im Zusam-
menhang mit der Beratung des Haushaltsplans hier 
einzugehen. Der gute alte Grundsatz, der in frühe-
ren Zeiten vor allem in Deutschland gepflegt 
wurde, der darüber hinaus aber ein internationaler 
Grundsatz ist, nämlich daß öffentliche Aufgaben 
der verschiedenen öffentlichen Träger gleichrangig 
seien, scheint mir in der Bundesrepublik keine oder 
nur noch eine sehr geringe Geltung zu haben. Die 
Rangunterschiede beherrschen weitgehend das Feld 
nicht nur im Leben des einzelnen in unserer Bun-
desrepublik, sondern noch viel mehr auf den ver-
schiedenen Ebenen der öffentlichen Verwaltung. Ja, 
es gilt fast als unfein, den Ländern in ihren Auf-
gaben gleiche Bedeutung wie dem Bund zusprechen 
zu wollen. Aber gar den Sorgen der Städte und Ge-
meinden gleiches Gewicht wie denen des Bundes 
einzuräumen, das scheint für manche, ich möchte 
sogar sagen, für viele Menschen an Vermessenheit 
zu grenzen. Dabei ist jeder Abgeordnete dieses Ho-
hen Hauses, jeder Abgeordnete eines Landtags, 
jeder Minister und jeder Beamte und Angestellte 
der öffentlichen Verwaltung Bürger einer Gemeinde, 
Bürger einer Stadt. Bundes- oder landesunmittel-
bare Bürger gibt es nicht und wird es hoffentlich 
auch nie geben. 

Ich kann mich aber des Eindrucks nicht erwehren, 
daß trotz dieser Tatsache das Wissen um die kom-
munalen Nöte in der Bundesrepublik sehr gering 
ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir müssen 
doch von der Aufgabenstellung ausgehen!) 

— Ja, wir sprechen von der Aufgabenstellung; sie 
ist in den Artikeln 106 und 107 des Grundgesetzes 
eindeutig niedergelegt. Erfreulicherweise hat dieses 
Hohe Haus in der letzten Legislaturperiode die Er-
gänzung vorgenommen. Aber mir scheint, daß das 
allein nicht genügt. Man darf diese Fragen nicht 
nur deklamatorisch behandeln, sondern man muß 
den Deklamationen mehr als bisher auch praktische 
Folgerungen folgen lassen. Das ist keine Frage der 
Parteipolitik, sondern eine Angelegenheit der ge-
meinsamen Staatspolitik. Wir brauchen hier daher 
keinerlei Fraktions- oder Parteiegoismus an den 
Tag zu legen. 

Die bisherige Entwicklung der kommunalen 
Finanzen und ihre Behandlung im Bundestag und 
in den Ländern lassen jedenfalls berechtigte Zweifel 
daran aufkommen, ob überall die richtige Erkennt- 
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nis waltet. Das ist deshalb so besonders bedauer-
lich, meine Herren Minister der Bundesregierung, 
weil lebensfähige Gemeinden den Grundpfeiler 
jedes Staates ausmachen. Wenn die Finanzen der 
Gemeinden auf tönernen Füßen stehen, so ist das 
eine schlechte Grundlage für den Staatsorganismus 
in Bund und Ländern. 

Die Gemeinden und die Städte sind immer mehr 
zu finanziellen Kostgängern von Ländern, Reich und 
Bund geworden. Wir dürfen uns deshalb nicht wun-
dern, daß diese Fragen so stark im Vordergrund 
des allgemeinen Interesses stehen. Wir in diesem 
Hohen Hause dürfen uns den harten Tatsachen und 
den sich daraus ergebenden Notwendigkeiten nicht 
verschließen. 

Der Anteil der eigenen Steuerquellen der Gemein-
den und Städte an den Gesamteinnahmen aller 
öffentlichen Haushalte betrug im Jahre 1913/14 noch 
37 %, 1928 immerhin noch 33 % ;  1955 waren es noch 
ganze 11 %. So sieht also die so viel gepriesene 
kommunale Selbstverwaltung unter finanziellen 
Gesichtspunkten aus. 

Von den früher, nach dem ersten Weltkrieg, vor-
handenen drei Steuerquellen, nämlich den Zuschlä-
gen zur Einkommensteuer, der Grundsteuer und der 
Gewerbesteuer, die seinerzeit wohl ausgewogen 
waren und sein mußten, um eine übermäßige Be-
lastung einer Steuergruppe zu vermeiden, ist im orga-
nischen Aufbau nur sehr wenig übrig geblieben. 
Sie werden wissen, daß die Erzbergersche Steuer-
reform die Selbstverwaltung noch mehr einengte, 
indem . sie keine Zuschläge zur Einkommensteuer 
mehr zuließ, dafür aber den Anteil an großen 
Reichssteuern vermehrte, der dann mit gewissen 
Auflagen hinsichtlich der Verwendung dieser Mit-
tel verbunden war und auch in dieser Weise die 
Selbstverwaltung einengte. Damals erhielten die 
Gemeinden und Städte wenigstens auf dem Umweg 
über die Länder noch einen Teil der 75 % aus-
machenden Einkommen- und Körperschaftsteuer. 
Die Gemeinden hatten damals — und das ist außer-
ordentlich interessant — einen Anteil von 5 % an 
der Umsatzsteuer. Das ist auch deshalb interessant, 
weil man sich neuerdings wieder der Forderung zu-
wendet, ähnlich etwa in Zukunft den Gemeinden 
eine Verbesserung ihrer Finanzen zuzugestehen. 
Wichtig aber war, daß auch damals dieser Anteil an 
der Umsatzsteuer schon vorhanden war und daß 
durch die Erzbergersche Steuerreform der Steuer-
verbund verbessert wurde. Damals, als Auswirkung 
der Krisenerscheinungen nach dem ersten Welt-
kriege, erhielten die Gemeinden das Recht, eine 
Bürgersteuer, im Volksmund die sogenannte Neger-
steuer, zu erheben. Sie ist überall noch in sehr 
schlechter Erinnerung. Es ist gar nicht verwunder-
lich, daß dann im Dritten Reich der Steuerverbund 
zu bestehen aufhörte und das Dritte Reich den An-
teil an den großen Steuern blockierte. Es war nur 
noch ein kleiner Schritt zu den Finanzzuweisungen, 
die als Ersatz für die Steueranteile den Gemeinden 
zuflossen. Auch die Rückerstattung der Körper-
schaftsteuer fiel weg. Die Bürgersteuer wurde auf-
gehoben, so daß die Gemeinden nicht mehr in der 
Lage waren, dazu überhaupt Stellung zu nehmen,  

wie erhoben und wie hoch erhoben werden sollte. 
Dafür gab es die Bürgersteuerausgleichsbeträge. 
Das sind alles Tatsachen, die dazu führten, daß eine 
umfassende eigene Finanzgebarung den Gemeinden 
verwehrt wurde. Die Selbstverwaltung stand also 
nur noch auf dem Papier. 

So gingen wir in das Jahr 1945, in das Jahr des 
größten staatlichen Zusammenbruchs in der deut-
schen Geschichte. Alle Reichs- und Staatsgewalt wa r 

 versunken; nur die Gemeinden waren noch in der 
Lage,  das  staatliche Leben zu erhalten. Sie waren 
der letzte Wall gegen das Chaos. Die Selbstlosigkeit 
der Bürger wird wohl erst in den nächsten Jahren, 
vielleicht gar erst in den nächsten Jahrzehnten rich-
tig gewürdigt werden können. 

Herr Dr. Vogel hat vorhin schon darauf aufmerk-
sam gemacht, wie groß der Nachholbedarf auf allen 
Gebieten in Deutschland, d. h. bei den Gemeinden 
und Städten vor allem, heute in Erscheinung tritt. 
Wir sollten das nicht vergessen, meine Damen und 
Herren!  Zwar haben wir als Menschen ja die Fähig-
keit, sehr schnell zu vergessen. Mir will aber schei-
nen, daß wir manche harten Umstände zu schnell 
vergessen, nämlich daß die Bundesrepublik mehr als 
9 Millionen Vertriebene und Flüchtlinge aufnahm, 
d. h. sie wurden aufgenommen von den Gemeinden 
und Städten. Damit entstand eine ungeheure Ver-
mehrung der Aufgaben in der Wasserversorgung, 
im Bau von Wohnungen, von dem hier schon mehr-
fach gesprochen wurde, und gleichzeitig im Ausbau 
der Straßen und, was für die Erhaltung unseres Vol-
kes noch viel wesentlicher ist, im Ausbau der Schu-
len und im Ausbau der Krankenanstalten für die 
Gesundheitspflege. 

Herr Vogel hat davon gesprochen, daß der Haupt

-

teil dieser Aufgaben in den nächsten Jahren die 
Bundesfinanzen arg belasten werde. Er hat aber lei-
der mit keinem Wort davon gesprochen, daß die 
Hauptträger dieser Last die Gemeinden und die 
Städte sind. Die Großstädte wurden zerstört, und 
über Nacht wurden unzerstörte Städte zu Großstäd-
ten. Bei allen diesen riesigen Aufgaben — ich muß 
das heute einmal in dieser Öffentlichkeit vor diesem 
Hohen Hause sagen — ist es  bei Gott kein Wunder, 
daß sich die Gemeinden und Städte in Deutschland 
außerordentlich stark verschulden mußten. Trotzdem 
begegnet man in der Öffentlichkeit nicht selten Vor-
würfen gerade gegen die Tatsache, daß die Gemein-
den bereit waren, diese Aufgabe zu übernehmen, 
und sich nicht scheuten, diese Schulden auf sich zu 
nehmen. Warum? Sie konnten nicht ausweichen; sie 
mußten helfen, und zwar unverzüglich; sie mußten 
helfen vor allem bei Anlagen und Investitionen, die 
unrentierlich sind. So gesehen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, hat der Bund allen Anlaß, bei 
der künftigen Gestaltung der Haushaltspläne über 
die Länder im Rahmen des Finanzausgleichs nach 
Artikel 106 und 107 des Grundgesetzes auf die 
finanzielle Grundlage, auf eine verbesserte Finanz-
gebarung bei den Gemeinden und Städten einzu-
wirken. 

(Sehr richtig! bei der FDP.) 

Wir alle wissen, daß die Grundsteuer durch die 
Gesetzgebung des Bundes eingefroren ist, um dem 
sozialen Wohnungsbau eine Hilfe zu gewährleisten. 
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Die Ausfälle hat aber nicht der Bund, sondern die 
Städte und Gemeinden müssen sie tragen. Es ist des-
halb für einen Bundesgesetzgeber leicht, solche Be-
stimmungen zu erlassen, wenn er sich nicht gleich-
zeitig und im gleichen Rahmen darum kümmert, den 
Gemeinden für diesen Ausfall einen Ersatz zu geben. 

Mehrfach ist in diesem Hause und auch sonst in 
der Öffentlichkeit auf das krasse Mißverhältnis zu 
der Gewerbesteuer — der einzigen Kommunalsteuer, 
die an der Steigerung des Sozialprodukts teilgenom-
men hat - hingewiesen worden. Wir sind uns doch 
wohl völlig darüber klar, daß ohne die konjunktu-
rell gestiegenen Einnahmen durch die Gewerbe-
steuer die Gemeinden und Städte überhaupt nicht 
in der Lage gewesen wären, ihre Aufgaben zu er-
füllen. Man kann natürlich darüber streiten, ob es 
gerecht oder richtig ist, einen begrenzten Teil der 
Bevölkerung mit der Gewerbesteuer in der Weise 
zu belasten, wie es gegenwärtig der Fall ist. 

Ich bin auch der Meinung, daß die Gesetzgebung 
hinsichtlich der Gewerbesteuer geändert werden 
sollte. Wenn aber der Bundesgesetzgeber wie in 
der letzten Legislaturperiode diese Gesetzgebung 
zuungunsten der Finanzeinnahmen der Gemeinden 
und Städte ändert, dann hat er die Verpflichtung, 
für einen Ersatz dieser Ausfälle zu sorgen. 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 

Solange der Bund nicht dazu bereit ist und solange 
e diesen Ersatz nicht zu leisten in der Lage sein 
mag, darf der Bundesgesetzgeber diese Steuerquel-
len der Gemeinden nicht noch mehr beeinträchti-
gen, weil er sonst die Grundlagen unseres staat-
lichen Lebens in Gefahr bringt. 

(Erneuter Beifall bei der FDP und SPD.) 
Ich darf diese Feststellungen mit Nachdruck und 

Bedacht unterstreichen, und ich darf als objektiven 
Zeugen für diese Behauptung den Monatsbericht 
der Deutschen Bundesbank vom Januar 1958 zitie-
ren. Dort wird auf Seite 29 festgestellt, daß die 
Kreditmarktverschuldung allein der Gemeinden 
Ende 1957 - schon damals! — mit 6,2 Milliarden 
DM doppelt so hoch war wie die der deutschen 
Länder. Dabei ist die Verschuldung der Stadtstaa-
ten — oder Länder, wie Sie wollen — West-Berlin, 
Hamburg und Bremen noch in die Verschuldung der 
Länder einbezogen, ist also nicht etwa bei der 
Verschuldung der Städte berücksichtigt. 

Der Deutsche Städtetag hat in den letzten Tagen 
der vergangenen Woche in Hannover getagt und 
hat bei dieser Tagung noch einmal das Interesse 
der Öffentlichkeit auf die Tatsache gelenkt, daß 
sich die Gesamtverschuldung der deutschen Städte 
inzwischen der 10-Milliarden-Grenze nähert. Diese 
Verschuldung muß zu der Feststellung führen, daß 
es so auf gar keinen Fall weitergehen kann. Diese 
Tatsache muß uns vor Augen führen und klarwer-
den lassen, daß möglichst bald eine grundsätzliche 
Neuverteilung der Steuern zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden erfolgen muß. Wenn das nicht ge-
schieht — Herr Bundesfinanzminister, ich richte 
diesen Appell ganz bewußt an Sie-, dann wird 
der Tag nicht mehr fern sein, wo die Gemeinden 
überhaupt nicht mehr investieren können. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Das würde aber bedeuten, daß die Erfüllung we-
sentlicher Gemeinschaftsaufgaben wie des Baues 
von Schulen — in denen heute noch weitgehend 
Schichtunterricht erteilt wird — unterbleibt, des 
Baues der Schulen, in denen die kommende Gene-
ration unseres Volkes erzogen und gebildet wird. 
Wir werden nicht in der Lage sein, die Kranken-
häuser auszubauen, geschweige denn zusätzlich zu 
den Mitteln des Bundes und der Länder den Bau 
von Wohnungen zu finanzieren oder Straßen zu 
bauen. Wenn aber diese Möglichkeiten für die 
Gemeinden nicht bestehen, dann bedeutet das, daß 
ein öffentlicher Notstand heraufbeschworen wird. 
Die Gemeinden würden dann nicht in der Lage sein, 
diesen Notstand ohne fremde Hilfe zu überwinden. 
So weit aber darf die Bundesregierung die Ent-
wicklung gar nicht erst kommen lassen. 

Die deutsche kommunale Selbstverwaltung ist 
in der Tat in ernster Gefahr. Die jetzigen finan-
ziellen Grundlagen, die tönernen Füße dieser 
Selbstverwaltung der Gemeinden in der Bundes-
republik drohen unter der schweren Last, die ge-
genwärtig auf ihnen ruht, zu zerbrechen. Ein sol-
cher Bruch rührt nach meiner festen Überzeugung 
auch an die Grundfesten unseres gesamten vorläu-
figen Staatswesens, ja, ein solcher Bruch könnte 
dieses Staatswesen verhängnisvoll erschüttern. 

Deshalb ist die baldige Schaffung eines neuen 
kommunalen Steuersystems im Rahmen der Ge-
samtsteuerverteilung unbedingt erforderlich. Neue 
Einnahmequellen müssen erschlossen werden, wenn 
die Selbstverwaltung gesunden soll. Ob es zu einer 
Anhebung der Grundsteuer kommen kann, wird 
im Rahmen der gesamten Überlegungen erwogen 
werden müssen. Auf jeden Fall scheint es mir not-
wendig zu sein, daß das Bewertungsgesetz aus dein 
dreißiger Jahren, die Grundlage der Einheitswerte, 
endlich den tatsächlichen Verhältnissen angepaßt 
wird und daß die Gemeinden und Städte einen An-
teil an den Kraftverkehrsteuern, also an der  Kraft-
fahrzeugsteuer und an der Mineralölsteuer, erhal-
ten. 

Meine Damen und Herren, die größte Zahl der 
Unfälle wird seit Jahren in den Städten und Ge-
meinden, nicht auf der Autobahn, nicht auf den 
Bundesstraßen erster und zweiter Ordnung ge-
zählt. In den Städten und Gemeinden ereignen sich 
die meisten Unfälle. Dort muß etwas geschehen. 

Ich halte die  mehrfach erörterte Personensteuer 
im Vergleich etwa zu der früheren „Negersteuer" 
nicht für eine geeignete Maßnahme, den Städten 
und Gemeinden entscheidend zu helfen, es sei denn, 
Herr Finanzminister Etzel, Sie wären bereit, für 
diese Personensteuer einen Teil der Einkommen-
steuer frei zu machen, um auf diese Weise eine 
zusätzliche Belastung der Bürger in den Gemeinden 
zu verhüten. Nur unter dieser Voraussetzung hielte 
ich es überhaupt für möglich, daß eine solche Maß-
nahme erfolgte. 

Herr Dr. Vogel, Sie haben vorhin die Notstände 
der Schulen apostrophiert. Auch ich bin mit Ihnen 
der Auffassung, daß das Kriegsnotstände sind, die 
die  Gemeinden und Städte nicht allein bewältigen 
können, und daß der Bund dafür zusätzliche Mittel 
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in ausreichendem Umfange zur Verfügung stellen 
sollte. Die Schulen sind die Stätte, in  der die Zu-
kunft unseres Volkes ruht. Wir sollten alles tun, 
um hier eine Verbesserung zu erreichen. Nur auf 
diese Weise können die staatliche Einheit und 
die Gleichheit von Bund, Ländern und  Gemeinden 
¡von Bestand und auch entwicklungsfähig sein. 

Während der vorhergehenden Aussprache wurde 
immer wieder betont, daß wir sparen müssen. Mir 
scheint aber, daß mit den  bisherigen Wegen und 
Methoden eine wirkliche Ersparnis kaum zu erzie-
len sein wind. Wir müssen neue Wege beschreiten. 
Einer dieser neuen Wege scheint mir zu sein, daß 
man das Rechnungsjahr, ,das antiquiert immer noch 
vom 1. April  bis  31. März läuft, endlich auf das 
Kalenderjahr abstellt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD.) 

Meine Herren Minister, meine Damen und Herren 
dieses Hohen Hauses, ich darf mir gestatten, wegen 
der großen volkswirtschaftlichen Auswirkung die-
ser Maßnahme, die durchaus nicht nur eine admini-
strative Angelegenheit ist, noch auf einiges Wesent-
liche hinzuweisen. Es ist erstaunlich, daß Bundesre-
gierung, Bundestag und auch die Länderregierungen 
die Angleichung ides  Haushaltsjahres an idas Ka-
lenderjahr schon oft diskutiert haben, ohne jemals 
zu einem Entschluß gekommen zu sein. Gerade wir 
in diesem Hohen Hause sollten es uns angelegen 
sein lassen, endlich zu einem so wesentlichen Ent-
schlusse zu gelangen. Daß wir bis jetzt noch nicht 
dazu gekommen sind, ist um so verwunderlicher, 
als im Jahre 1951 — damals stellte der Herr Bun-
desfinanzminister Schäffer eine Untersuchung an — 
alle Bundesminister bis auf den Herrn Bundeswirt-
schaftsminister einer solchen Angleichung zustimm-
ten. Es ist schade, daß der Herr Vizekanzler und 
Bundeswirtschaftsminister nicht mehr da ist. An-
gesichts seiner Vitalität und seiner Aufgeschlossen-
heit gegenüber allen Problemen bin ich doch sehr 
darüber verwundert, daß gerade er sich dagegen 
wandte mit der Begründung, eine pünktlichere Ver-
abschiedung des Haushaltsplans müsse genügen, 
um die gewünschte Wirkung zu erzielen. 

Interessant ist auch, daß die Finanzminister der 
Länder 1951 die  Angleichung des Haushaltsjahrs 
an das Kalenderjahr für unzweckmäßig hielten. Nur 
der Finanzminister von Rheinland-Pfalz hat sich 
damals dafür ausgesprochen. Immerhin hat die da-
malige Bank deutscher Länder aus geldmarktpoli-
tischen Erwägungen zugestimmt. Ich darf wegen der 
Bedeutung dieser Frage die Erklärung der dama-
ligen Bank deutscher Länder mit Genehmigung des 
Herrn Präsidenten kurz zitieren: 

Würde das Rechnungsjahr in Zukunft ab 
1. Januar beginnen, so könnte der Bund, der 
im Januar über besonders hohe Steuereinnah-
men verfügt, die mit dem Beginn des Rech-
nungsjahres zusammenfallenden erhöhten Aus-
gaben voraussichtlich ohne Inanspruchnahme 
von Kreditmitteln finanzieren. Ein eventuell 
erhöhter Kreditbedarf der Länder könnte bei 
der im Januar üblichen Verflüssigung des 

Geldmarktes leichter befriedigt  werden, als 
dies im April" der Fall ist. 

Mir scheint, daß allein diese Begründung für die 
Verlegung auf das Kalenderjahr ausreicht. Den-
noch waren damals alle Bemühungen umsonst, und 
sie sind es bisher geblieben. Auch als im Jahre 
1954 im Zusammenhang mit der Finanz- und 
Steuerreform vom Bundesfinanzminister Schäffer 
ein erneuter Versuch unternommen wurde, änderte 
sich nichts. Die Finanzminister der Länder erörter-
ten abermals diese Fragen; einige zeigten Nei-
gung, einige nicht. Eigenartigerweise waren die 
Länder der Meinung — das wird Sie, meine Damen 
und Herren, und vor allem die Öffentlichkeit in-
teressieren —, daß sie eine solche Verlegung des 
Haushaltsjahres deshalb nicht billigen könnten, 
weil die Haushaltspraxis der Länder auf lokale 
Verhältnisse zugeschnitten sei und deshalb nicht 
geändert werden dürfe. Man kann darüber des-
halb besonders erstaunt sein, weil die Spitzenorga-
nisationen der Körperschaften, die den lokalen Ver-
hältnissen am nächsten stehen, nämlich die Städte 
und Gemeinden, dieser Änderung der Haushalts-
praxis zugestimmt haben. 

Die Verwunderung über das Verhalten der Län-
der wird alber noch größer, wenn man einen kurzen 
Blick in die Geschichte wirft. — Keine Sorge, ich 
will das mit zwei Sätzen tun und nicht etwa ein 
großes Band aufrollen. 1871 hat das Deutsche Reich 
für das Haushaltsjahr bereits das Kalenderjahr 
bestimmt. Erst 1877 wurde die jetzige Form ein-
geführt. Aber siehe da, bei den Ländern war es 
schon damals schwierig. Ich weiß nicht, woran das 
liegt. In Bayern ist das anscheinend besonders 
ausgeprägt; denn das Land Bayern hat erst im 
Jahre 1920 das Haushaltsjahr auf die jetzige Form 
gebracht; bis zum Jahre 1920 galt in Bayern das 
Kalenderjahr als Haushaltsjahr. 

(Abg. Niederalt: Wir sind immer vor

-

bildlich!) 

— Natürlich, ich habe das auch mit Freude unter-
strichen und glaube, daß Sie sich auch in dieser 
Beziehung nicht ändern werden. Bis zum Jahre 
1920 standen die Länder vielleicht den lokalen 
Verhältnissen weniger nahe als später. 

Wie sieht es im übrigen in der Bundesrepublik 
aus? Seit 30 Jahren arbeitet die Bundesbahn er-
folgreich nach dem Kalenderjahr, die Bundespost 
seit zwei Jahren. Auch die deutsche Sozialversiche-
rung macht seit Jahren mit 'dem Kalenderjahr als 
Haushaltsjahr die besten Erfahrungen. Hinzu 
kommt, daß viele wichtige Steuern auch jetzt schon 
nach dem Kalenderjahr veranlagt werden. Die Ver-
zahnung dieser Einrichtungen bzw. Institutionen 
mit dem Bundeshaushalt ist aber aus all diesen 
Gründen gegenwärtig erheblich erschwert. Über-
schneidungen und zusätzliche Arbeiten verursachen 
ständig Mehrkosten und - was viel schlimmer ist 
— Mißverständnisse und Unrichtigkeiten. Schauen 
Sie sich einmal die Statistiken an; sie zu verglei-
chen, ist außerordentlich schwer. 

Ich glaube aber, meine Damen und Herren, in der 
gegenwärtigen Weltsituation ist auch ein Blick in 
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Europa hinein richtig: Die Montanunion und der 
Gemeinsame Markt rechnen mit dem Kalenderjahr. 
In Frankreich, in Belgien und in den Niederlanden 
in das Kalenderjahr das Haushaltsjahr. Auch ein 
internationaler Vergleich ist uns Deutschen also 
aus diesen Gründen erschwert, neben den Erschwer-
nissen, die wir ohnehin im innerdeutschen Gebiet 
haben. 

Welche anderen Gründe sprechen nun für die 
Verlegung? Die öffentlichen Haushalte des Bundes, 
der Länder und der Gemeinden geben der deutschen 
Volkswirtschaft in jedem Jahre Aufträge von vielen 
Milliarden D-Mark. Dies trifft besonders für die 
Bauwirtschaft als Schlüsselwirtschaft zu. Durch die 
Einführung des Kalenderjahres als Haushaltsjahr 
werden ein besserer Wettbewerb und eine rechtzei-
tige Ausschreibung und Vergabe der Aufträge der 
gesamten öffentlichen Hand ermöglicht. Die öffent-
liche Hand kann günstigere Preise erzielen und da-
durch erhebliche Ersparnisse machen. Wir wollen 
doch sparen, nicht wahr? Vorhin ist hier immer wie-
der davon gesprochen worden. Eine bessere und 
breitere Verteilung der Arbeiten auf baugünstigere 
Monate ist durch diese Maßnahme möglich. Das ist 
auch lohnpolitisch sehr wertvoll. Es werden weniger 
Überstunden, weniger Sonntags- und Nachtarbeit 
erforderlich. Auch aus diesem Grunde sind die Ar-
beiten billiger. Die Betriebe brauchen geringere Be-
triebsmittel bei den Kreditinstituten anzufordern. 
Eine bessere Ausnutzung der Baumaschinen und 
Baueinrichtungen, eine günstigere Arbeitsverteilung 
auf allen Gebieten ist möglich. In der Wirtschaft 
werden weniger unproduktive Zeiten auftreten. 

Meine Damen und Herren! Der Haushaltsplan 
1958 wird jetzt Anfang Juli verabschiedet. Die Folge 
ist, daß die einzelnen Ministerien frühestens Ende 
Juli oder Anfang August Aufträge erteilen können. 
Es ist gar nicht daran zu denken, daß vor August 
oder September in den einzelnen Betrieben der 
Bauwirtschaft, im Hochbau oder im Tiefbau, der 
Start für eine praktische Arbeit in diesem Zweig 
der deutschen Volkswirtschaft gegeben werden 
kann. 

(Abg. Dr. Gülich: Es sind ja schon so viele 
Vorwegbewilligungen erfolgt!) 

— Lieber Herr Professor Gülich, diese Haushalts-
ermächtigungen führen doch zu einer Unsicherheit 
in der öffentlichen Verwaltung, die auf die Dauer 
untragbar ist und die kein Ersatz dafür ist. — Hoch-
bauten und auch Straßen werden — und Sie werden 
daran denken, meine Damen und Herren, wenn wir 
in den Dezember kommen — wieder bis zum Win-
tereinbruch nicht fertig. Verkehrsstockungen sind 
wieder unausbleiblich, weil auch in den langen Win-
termonaten Baustellen auf den Straßen nicht zu ver-
meiden sein werden. Das Kapital für diese Arbeiten 
liegt fest und ist wieder ohne rechten Ertrag. 

Wenn das Rechnungsjahr mit dem 1. Januar be-
ginnt, ist sowohl in der Bundesregierung wie bei 
den Länderregierungen und den Gemeinden aus-
reichend Zeit für Arbeitsvorbereitungen bis zum 
Eintritt besserer, baugünstigerer Witterung. 

Neben fiskalischen Vorteilen stehen allgemeine 
günstige volkswirtschaftliche Auswirkungen. Ich  

glaube, der Gesichtspunkt, den ich jetzt vortrage, 
hat besonderes Gewicht: Die winterliche Spitze der 
Arbeitslosigkeit in der Bundesrepublik würde bei 
rechtzeitigem Einsetzen der Mittel der öffentlichen 
Hand etwa in der zweiten Hälfte des Monats März, 
spätestens im Monat April schneller abgebaut wer-
den können. Millionen D-Mark Unterstützung für 
Arbeitslose würden wahrscheinlich gespart und für 
produktive Zwecke frei gemacht werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Ein letztes Argument, das sehr wichtig ist und 
das ich kurz ansprechen muß: Die Länder behaup-
ten, ein Hindernis für die Umstellung des Rech-
nungsjahres auf das Kalenderjahr sei das jetzige 
Schuljahr, das mit dem Haushaltsjahr überein-
stimmt. Der Schuletat sei der größte Etat im Länder-
haushalt. — Nach unserer Auffassung ist diese 
Begründung absolut nicht durchschlagend. Notfalls 
wäre sogar zu überlegen, das Schuljahr ebenfalls 
mit dem Kalenderjahr Bleichlaufen zu lassen. Dann 
würde wenigstens eines erreicht: daß unsere Kinder 
rechtzeitig im Silvesterrausch mit den Eltern ge-
meinsam ihre Sorgen über die schlechten Zeugnisse 
ertränken könnten — falls sie solche erhalten 
haben. Auf keinen Fall dürfte man natürlich die 
Schulzeugnisse vor Weihnachten erteilen. 

(Heiterkeit.) 

Als weiterer Einwand wird vorgebracht, daß die 
rechtzeitige Verabschiedung des Haushaltsplans im 
Rahmen des  Kalenderjahres wegen des Sommerur-
laubs der mit dem Haushalt befaßten Volksver-
treter oder der Ministerialvertreter zweifelhaft sei. 
Ich glaube, meine Damen und Herren, keine Be-
gründung ist verwunderlicher als diese. Denn sind 
bei der Bundesbahn oder bei der Bundespost bisher 
Urlaubswünsche unerfüllt geblieben? Fahren weni-
ger Züge? Werden Briefe durch die Post weniger 
pünktlich zugestellt; oder werden Renten in den 
Urlaubsmonaten nicht pünktlich ausgezahlt? Es geht 
bei der Bundesbahn, es geht bei der Sozialversiche-
rung, es geht im Ausland; warum denn nicht bei 
uns? Das Kalenderjahr ist ein natürlicherer Rhyth-
mus, menschlich und auch wirtschaftlich gesehen. 

Alles in allem: Schneiden wir, meine Damen und 
Herren, endlich diesen alten Zopf ab, in den Län-
dern und in den Gemeinden, und schaffen wir ge-
meinsam mit dem Bund eine moderne Frisur. Ich 
glaube, sie ist nicht nur schöner, sondern auch prak-
tischer. Meine Fraktion wird zur Schlußabstimmung 
einen entsprechenden Entschließungsantrag ein-
bringen. 

Noch einige Worte zu einer anderen Maßnahme, 
die Einsparungen zur Folge haben würde. Ich 
glaube, wir sollten alles tun, Herr Bundesfinanz-
minister, gemeinsam mit den Ländern dahin zu 
gelangen, daß endlich eine einheitliche Bundes-
finanzverwaltung geschaffen wird, die in der Lage 
wäre, auch sparsamer zu wirtschaften. Ich darf nur 
darauf aufmerksam machen, daß der jetzt geän-
derte § 7 c des Einkommensteuergesetzes 150 Län-
dererlasse veranlaßt hat — 150 Erlasse, die ver-
öffentlicht worden sind; von denen, die nicht ver- 
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öffentlicht sind, gar nicht zu reden. — Ein anderes. 
Die Steuerfahndung ist zweifellos nicht beliebt. Bei 
einheitlicher Durchführung im Rahmen einer Bun-
desfinanzverwaltung könnten örtliche Übergriffe 
besser vermieden werden als bei der gegenwärti-
gen Verwaltung durch die Länder. Die Steuerfahn-
dung würde auch wirksamer sein. — Die Betriebs-
prüfung hat, wie wir alle wissen, mit der Steuer-
fahndung nichts zu tun. Dennoch kann man sich 
gegenwärtig des Eindrucks nicht erwehren, als 
würde die Betriebsprüfung manchmal zu einer Art 
Steuerfahndung benutzt, — nein, besser gesagt: 
mißbraucht, 

(Beifall bei der FDP.) 

Es kann kein Zweifel darüber sein, daß alle sach-
verständigen Persönlichkeiten eine einheitliche Bun-
desfinanzverwaltung als das Gebot der Stunde an-
sehen. Deshalb sollte sich der Bundestag endlich 
bereitfinden, den Artikel 108 des Grundgesetzes 
zu ändern und die Errichtung einer einheitlichen 
Bundesfinanzverwaltung zu beschließen. 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Ich bitte um Entschuldigung, daß ich wegen 
der Wichtigkeit dieser Umstände die Mittagspause 
um eine Viertelstunde hinausgezögert habe. Ich 
verspreche, mich in Zukunft zu bessern. 

(Beifall bei der FDP. — Heiterkeit.) 

Vizepräsident Dr. Jaeger: Das Haus nimmt 
diese Erklärung des Redners mit Zuversicht ent-
gegen. 

(Heiterkeit.) 

Wir wollen uns aber die Mittagspause nicht ver-
kürzen lassen. Deshalb unterbreche ich bis 
14.45 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung von 13.20 Uhr 
bis 14.45 Uhr.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Wir nehmen die 
unterbrochene Sitzung wieder auf. 

In der Fortsetzung der Generaldebatte der drit-
ten Lesung des Bundeshaushalts hat der Abgeord-
nete Gülich das Wort. 

Dr. Gülich (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Obgleich es wirklich nicht reizvoll ist, 
in der Mittagsstunde vor so leerem Hause zu spre-
chen, will ich doch einige Anmerkungen vom 
Standpunkt der Opposition aus machen. 

Herr Kollege Niederalt sagte heute morgen: Die-
ser Haushalt drückt unsere Politik aus, und unsere 
Politik ist anders als Ihre Politik. Das ist ein rich-
tiger Satz. Er gilt aber für weite Gebiete des Haus-
halts nicht. In sehr weiten Gebieten des Haushalts 
bestehen ja keine Differenzen, und vor allen Din-
gen: das Einmaleins, das Haushaltsrecht und die 
ökonomischen Gesetze gelten sowohl für die 
Koalition wie für die Opposition. 

Der Vorgänger des Herrn Bundesfinanzministers 
Etzel, Herr Minister Schäffer, pflegte jedem Haus-
halt eine bestimmte Kennzeichnung zu geben. So 
gab er dem Haushalt 1957 das Signum, es sei der 

Haushalt der Sicherheit und der Stabilität. In Wirk-
lichkeit — ich habe damals darauf hingewiesen  — 
war  dieser Haushalt so unsolide und so unstabil, 
wie er nur eben sein konnte. Herr Bundesfinanz-
minister Etzel hat Gott sei Dank diese Praxis nicht 
fortgesetzt. Ich wüßte auch wirklich nicht, wie er 
diesen „Rocher de bronze" des Haushalts 1958 als 
Steigerung zu den Schäfferschen Bezeichnungen be-
nennen würde. 

Über folgende Tatsachen sind wir uns einig. Ob-
gleich das Ist-Aufkommen an Steuern im Haushalt 
1957 um 540 Millionen DM geringer war als das 
Soll, ist beim Ansatz 1958 wieder die Annahme 
zugrunde gelegt, daß wir eine etwa 7%ige Steige-
rung des Sozialprodukts zu erwarten hätten. Diese 
Annahme wird sich als unrichtig erweisen. Wenn 
man die Ansätze der Steuern im einzelnen betrach-
tet, so sieht man, verglichen mit den Ist-Ergebnis-
sen von 1957 und mit der mutmaßlichen Entwick-
lung — man braucht dann noch gar nicht schwarz 
zu sehen —, daß die Ansätze 1958 in den meisten 
Fällen nicht erreicht werden können. 

Nun hatte die Bundesregierung in ihrem Ent-
wurf zu den bereits überschätzten Steuerziffern 
noch einen sogenannten Optimismuszuschlag von 
300 Millionen DM eingesetzt, der in Wirklichkeit 
ein Unsoliditätszuschlag war. Diese 300 Millio-
nen DM haben wir nun im Haushaltsausschuß ein-
mütig in der Einnahme beseitigt, wodurch das Dek-
kungsproblem natürlich schwieriger geworden ist, 
Sie werden es mir als Mitglied der Opposition, der 
ich seit Jahren hier immer mit dem Minister Schäf-
fer diskutiert habe, nicht verargen, wenn ich in 
wenigen Sätzen auf einiges aus der Entwicklung 
hinweise. 

Der Bundeshaushalt ist seit Jahren gekennzeich-
net durch Unstabilität und Unsolidität. Das ist le-
diglich in den Jahren 1952 bis  1956 etwas verdeckt 
worden durch die Mehreinnahmen, also die Kas-
senüberschüsse, unid die Ausgabenreste. Die Mehr-
einnahmen entstanden dadurch, weil immer zuwe-
nig geschätzt wurde, und die Wenigerausgaben, 
weil auf vielen Gebieten die Ausgaben gar nicht 
geleistet werden konnten. Sie erinnern sich, wie 
oft der frühere Bundesfinanzminister von dieser 
Stelle aus in bewegten Worten das haushalts-
mäßige Defizit dargelegt hat. Aber er hat immer 
vergessen, auf die Kassenlage hinzuweisen, und 
erst die Haushaltslage und die Kassenlage zusam-
men ergeben das richtige Bild. Die Haushaltslage 
war immer schlecht, die Kassenlage war immer 
vorzüglich. Der höchste Stand der Kassenüber-
schüsse war im Herbst 1956 mit rund 8 Milliarden 
DM erreicht. Am Beginn des Rechnungsjahres 1957 
waren es 7 Milliarden DM; davon waren 6,1 Mil-
liarden DM sofort verfügbar, der Rest war kurzfri-
stig angelegt. 

Nun ,sind —das gibt ,der Entwicklung des Haus-
halts in den letzten Jahren die besonders schlechte 
Note und nötigt uns leiste zu Überlegungen, wie 
wir aus dem Dilemma herauskommen — im Jahre 
1956 aus diesen hohen Kassenbeständen, die auf 
einem Rückstellungskonto bei der Bank deutscher 
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Länder — heute Deutsche Bundesbank — angelegt 
waren, 1738 Millionen DM, im Jahre 1957 4020 
Millionen DM und in dem Haushalt 1958, den  wir 
jetzt zu verabschieden haben, 3000 Millionen DM 
als Deckungsmittel in den ordentlichen Haushalt 
getan worden; das sind also zusammen 8758 Mil-
lionen DM Einnahmen, idle  aus Kassenüberschüssen 
herrühren und für Mehrausgaben verwendet wor-
den sind, für die in der Zukunft Einnahmen nicht 
vorhanden sind. 

Wir stehen also finanzpolitisch in der Tat vor 
einer Wende. Ich habe in den letzten Jahren immer 
wieder auf die vom Bundesfinanzminister falsch be-
urteilte Situation hingewiesen. Ich bitte, mir zu 
glauben, wenn ich Ihnen sage, ich wollte, ich hätte 
mit meiner Kritik unrecht gehabt; denn wenn ich 
mit meiner Kritik unrecht gehabt hätte, stünden wir 
heute besser da. 

Abg. Dr. Bucerius: Ihr Wunsch ist 
erfüllt; Sie haben unrecht behalten!) 

— Ich hätte unrecht behalten? Ach, Herr Bucerius, 
dann kommen Sie mal nachher hierher und legen 
Sie uns dar, inwiefern ich unrecht behalten habe. 
Darauf bin ich gespannt! 

Dr. Bucerius (CDU/CSU) : Herr Professor Gülich, 
Sie sagten, die Haushaltsgebarung sei leichtfertig 
gewesen. Halten Sie wirklich Ansätze für leicht-
fertig, wenn die Einnahmen höher und die Ausga-
ben geringer sind, als man  im vorhinein geschätzt 
hat? Kaufleute pflegen anders zu denken. 

Dr. Gülich (SPD) : Es wäre nicht leichtfertig, 
wenn diese falsche Schätzung auf einem normalen 
Irrtum beruhte, wie er jedem Menschen zustoßen 
kann. Wenn aber ein Finanzminister die Einnahmen 
niedriger schätzt, als sie sein müssen, und höhere 
Ausgaben einsetzt, als geleistet werden können?! 
Und beides hat sich gezeigt, sonst hätten wir heute 
nicht beinahe 8,5 Milliarden Ausgabereste! 

(Abg. Dr. Bucerius: Ich würde es Vorsicht, 
nicht Leichtfertigkeit nennen!) 

— Auch ich würde es zunächst Vorsicht nennen, 
wenn es sich nicht als dauernd unrichtig erwiesen 
hätte. Aber, daß die Ausgaben nicht stimmen konn-
ten, trat sehr bald zutage, und daß die Einnahmen 
nicht richtig waren, hat man immer spätestens nach 
einem Jahr deutlich bemerkt. Für den, der die Ein-
nahmen monatlich kontrolliert hat, war es auch mo-
natlich bemerkbar, Herr Bucerius. Sie haben sich 
da eben ein bißchen zu weit vorgewagt. 

(Heiterkeit.) 

Sie sollten es vielleicht nachher noch einmal er-
klären! 

Es ist doch wirklich so, daß wir immer wieder auf 
den finanzpolitischen Fehler der hohen Ausgabe-
reste und der Bindungsermächtigungen hingewiesen 
haben. Die Rechtfertigung der Bundesregierung, daß 
die bis zum Herbst 1956 erfolgte Stillegung von 
Umlaufsmitteln wesentlich konjunkturdämpfend ge-
wirkt habe, ist doch eine nachträgliche Konstruk-
tion. Diese Wirkung hat sie unbeabsichtigt gehabt, 
wenn sich die Richtigkeit dieser Argumente über

-

haupt beweisen läßt. Aber nach den Monatsberich-
ten der Bank deutscher Länder dieser Jahre haben 
wir allein an kurzfristigen, mittelfristigen und lang-
fristigen Krediten einen Anstieg um 11 bis 12 Mil-
liarden, ein Beweis, wie notwendig die Wirtschaft 
Mittel benötigte. Also selbst, wenn man unterstellt, 
daß die Bildung von Reserven in den öffentlichen 
Kassen aus etatpolitischen und betriebswirtschaft-
lichen Gesichtspunkten erwünscht gewesen wäre, 
etwa weil der Bundesfinanzminister zunächst mit 
dem baldigen Abruf der vollen Beträge aus dem 
Verteidigungshaushalt hätte rechnen können, hätte 
man doch das Steuer herumwerfen müssen, nachdem 
sich die Wirklichkeitsferne dieser Haushaltsplanung 
klar erwiesen hatte. 

Das aber war doch für jeden allerspätestens im 
Jahre 1956 feststellbar. Man hätte z. B. für eine 
durchgreifende Finanz- und Steuerreform eine ge-
wisse Manövriermasse in die Fondsbildungen der 
Privatwirtschaft legen müssen, man hätte den Spar-
willen anregen müssen, man hätte alles tun müssen, 
um die Bildung eines Kapitalmarkts in der Bundes-
republik zu ermöglichen, und man hätte in diesen 
Jahren aus der Fülle heraus auch die Bundesbahn 
sanieren und die Bundespost modernisieren können. 
Der Bundesfinanzminister hat sich ja oft — und es 
ist wahr, das ist heute weitgehend seine Funktion — 
als Hüter der Währung bezeichnet. Aber er hat 
diese Funktion eines Hüters der Währung bei der 
Auflösung der Kassenreserven außer acht gelassen. 

Ich habe schon darauf hingewiesen, wieviel Mehr-
ausgaben bewilligt worden sind, denen nur ein-
malige Einnahmen aus den Kassenreserven gegen-
überstanden. Auch die Übernahme von 3000 Millio-
nen DM aus dem „Juliusturm" in den Haushalt 1958 
bedeutet, daß die auf den Haushalt 1958 übertrage-
nen Ausgabereste von 7,8 Milliarden DM haushalts- 
und kassenmäßig ungedeckt sind. Davon entfallen 
allein auf den Verteidigungshaushalt — Einzelplan 
14 —, den wir heute morgen besprochen haben, 5,4 
Milliarden DM, die also als Ausgabebewilligung aus 
früheren Jahren zur Verfügung stehen und früher 
ja auch einmal gedeckt waren. 

Das Problem der Ausgabereste ist damit aber 
nicht gelöst. Es wird nötig sein, diese ungedeckten 
Verpflichtungen abzubauen. Das könnte dadurch ge-
schehen, wie es der Haushaltsausschuß für die Aus-
gabereste im Verteidigungshaushalt vorschlägt, daß 
in den Haushalten der nächsten beiden Jahre diese 
Haushaltsreste allmählich beseitigt werden, was na-
türlich eine Wiederholung der Deckung für bereits 
bewilligte Mittel bedeutet. Ich bin sehr dankbar, 
daß der Kollege Lenz in seinem Bericht die Frage 
der Haushaltsreste und die Frage der Bindungs-
ermächtigungen so klar herausgestellt hat. Man muß 
die Ausgabereste überprüfen, und man muß sie 
streichen, soweit sie ihren Sinn überhaupt verloren 
haben. Dazu wird es auch nötig sein, daß man im 
nächsten Haushalt die Haushaltsreste offen aus-
wirft; denn wenn man nicht fortgesetzt nach den Ist

-

Zahlen und nicht bei allen einmaligen und den all-
gemeinen Ausgaben, die durch das Haushaltsgesetz 
übertragbar gemacht worden sind, nach den Resten 
fragt, kann man aus dem Haushaltsplan ja nicht 
ersehen, was tatsächlich an Ausgabeermächtigungen 



2144 	Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode — 37. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 1. Juli 1958 

Dr. Gülich  
bereits vorliegt. Diese Klarheit sollten wir unter 
allen Umständen haben. 

Ich habe vorhin noch vergessen, zu sagen, daß 
außer den klar aus dem „Juliusturm" genommenen 
Beträgen, die in den Haushalt eingesetzt worden 
sind, auch noch andere Beträge daraus genommen 
wurden. Es waren 1,9 Milliarden DM für den außer-
ordentlichen Haushalt vorgesehen, von denen 1,5 
Milliarden DM aus dem „Juliusturm" genommen 
worden sind. Das verschärft also die Situation. Wir 
haben auch jetzt bei dem fragwürdigen Deckungs-
manöver eine Reihe von Ausgaben in den außer-
ordentlichen Haushalt gestellt, die unter allen Um-
ständen bedient werden müssen, z. B. die Ausga-
ben für das Saarland, die Ausgaben für Berlin und 
andere. Es ist also damit zu rechnen, daß ein 
Kassenbestand, der sich im Laufe dieses Jahres 
bilden mag, restlos zur Bedienung des außerordent-
lichen Haushalts verwendet werden muß. Wie hoch 
der Kassenbestand sein wird, läßt sich natürlich 
angesichts der Unsicherheit der Lage nicht sagen. 

Neben dieser außerordentlich schwierigen Haus-
haltslage mit den hohen Ausgaberesten von bei-
nahe 8 1/2 Milliarden DM, die Ausgabeermächtigun-
gen darstellen, haben wir noch das Problem der 
Bindungsermächtigungen von 16 1/2 Milliarden DM, 
von denen allein 15,2 Milliarden DM Bindungs-
ermächtigungen im Einzelplan 14, dem Verteidi-
gungshaushalt, stehen und die eine ungeheure Vor-
belastung künftiger Rechnungsjahre bedeuten, da 
der Bundesfinanzminister gezwungen ist, die er-
forderlichen Mittel fristgerecht bereitzustellen. 

Wir sind uns  also, Koalition wie Opposition, in 
der Beurteilung der schwierigen Finanzlage einig. 
Wir sollten den Weg gehen, den der Haushaltsaus-
schuß vorgeschlagen hat; denn das Problem muß 
angefaßt werden. 

Es würde uns natürlich sehr interessieren, zu 
hören, wie die Regierung Adenauer sich die wei-
tere finanzpolitische Entwicklung über 1958 hin-
aus vorstellt, und dazu werden Sie, Herr Bundes-
finanzminister Etzel, wohl das Wort ergreifen müs-
sen. Ihr Herr Vorgänger hat im vergangenen Jahr 
gesagt, wenn Gottes Zorn ihm noch einmal das 
Amt übertrüge, dann wolle er eine Wallfahrt ma-
chen und Gott bitten, daß er ihm den nötigen Ver-
stand und die Nerven gebe, das  Problem zu mei-
stern. So sehr ich davon überzeugt bin, daß ohne 
Gottes Segen nichts gelingt, glaube ich doch, daß 
Sie mehr tun müssen und daß Gott seinen Segen 
nur dem gibt, der die ihm geschenkten Kräfte rich-
tig anwendet. Wir möchten also gerne hören, was 
Sie vorhaben. 

Im Jahre 1959 werden die schweren Probleme 
jedermann sichtbar werden. Ich habe mir erlaubt, 
wiederholt auf diese Entwicklung hinzuweisen. 
Heute sind wir durch die Politik der Bundesregie-
rung in eine finanzpolitisch außerordentlich schwie-
rige Lage geraten. In dieser aber sitzen wir alle 
in einem Boot! Ich habe deshalb auch nur auf die 
Probleme hingewiesen und keine unfreundliche 
Kritik geübt. Was an uns liegt, so werden wir alles 
in unseren Kräften Liegende tun, um zur Behebung  

der Misere beizutragen; denn die Finanzmisere, in 
der wir stehen, ist groß. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Das Wort hat der 
Herr Bundesminister der Finanzen. 

Etzel, Bundesminister der Finanzen: Herr Prä-
sident! Meine Damen und Herren! Ein großer Teil 
der Probleme, die heute morgen in der General-
debatte behandelt worden sind, waren bereits das 
Thema meiner Ausführungen aus Anlaß der ersten 
Lesung bei Einbringung des Bundeshaushalts. Ich 
möchte daher in erster Linie auf die Ausführungen 
hinweisen, die ich damals gemacht habe, da ich ja 
die Haushaltsrede hier nicht ein zweites Mal hal-
ten kann. Das wird von mir auch wohl nicht ver-
langt werden. 

Herr Kollege Gülich, Sie haben gesagt, wir seien 
in einer Finanzmisere. Ich glaube, hier übertreiben 
Sie ein bißchen; Finanzmisere ist sicherlich ein 
hartes Wort. Aber ich habe damals schon gesagt: 
wir sind in einer schwierigen Situation, die wir mei-
stern müssen. Das ist gar kein Wunder in einer 
so besonderen Aufbausituation, wie der, in der wir 
uns befinden, einer Situation, die — ich wiederhole 
es — schwierig ist. Aber trösten wir uns, sie ist 
nicht hoffnungslos, sie kann gemeistert werden, 
und das zu tun, ist der Wille der Bundesregierung 
und insbesondere natürlich auch der Wille des 
Bundesfinanzministers. 

Ich möchte nun zu einigen besonderen Proble-
men, und zwar zunächst zu einigen generellen Fra-
gen Stellung nehmen. 

Herr Kollege Ritzel, Sie haben heute morgen 
gesagt, die Bundesregierung und der Bundes-
finanzminister hätten sich der Kontrolle durch die 
Volksvertretung zu unterwerfen. Sie können über
zeugt sein, daß wir in diesem Punkt völlig einig 
mit Ihnen sind. Ja, nicht nur der Kontrolle haben 
wir uns zu unterwerfen, sondern das Hohe Haus 
hat auch das Recht der jährlichen Haushaltsbewilli-
gung. Wie sollte ein Finanzminister operieren kön-
nen, wenn ihm die Mittel, die er braucht, nicht 
von diesem Hohen Haus bewilligt werden? Ich 
sage manchmal scherzend, die größte Abhängigkeit 
ist die Abhängigkeit am Nasenring der wirtschaft-
lichen Abhängigkeit. Und wir sind ja wirtschaft-
lich von dem Hohen Hause abhängig; denn nur 
über das Hohe Haus kommen wir an die Steuer-
zahler heran. Diese Abhängigkeit kennen wir also, 
und ich darf etwas tröstend hinzusetzen: Wir sind 
auch gewillt, ihr in  einem guten Verhältnis und in 
einer sachlichen Zusammenarbeit zu dienen und 
damit das zu tun, was uns das Grundgesetz be-
fiehlt. 

Sie haben dann, Herr Kollege Ritzel, gesagt, die 
Finanzen müßten in Ordnung bleiben. Darin sind 
wir sicherlich auch einig. Sie haben aber dann Be-
merkung daran geknüpft: Es ist nur die Frage, was 
ist denn Ordnung? — Ich meine, Herr Kollege 
Ritzel, der Begriff der Ordnung sollte eindeutig 
sein. Wir können darüber streiten, wie das Gefüge 
der Einnahmen und Angaben aussieht. Wir können 
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durchaus darüber sehr verschiedener Meinung sein, 
aber über eines können wir nicht streiten, nämlich 
über die Notwendigkeit, das im Grundgesetz vor-
geschriebene Deckungsprinzip zu wahren, d. h., der 
ordentliche Haushalt muß gedeckt sein, und auch 
der außerordentliche Haushalt muß über die An-
leihepolitik gedeckt sein. 

(Abg. Dr. Gülich: Das Deckungsprinzip ist 
aber schrecklich strapaziert worden!) 

— Ich meine, es ist ein gesetzliches und nützliches 
Prinzip, und wir können es deswegen gar nicht auf-
geben, Herr Kollege Gülich. 

Hier möchte ich zu dem Problem einer gewissen 
Änderung der Finanzpolitik Stellung nehmen. Sie 
haben soeben darauf Bezug genommen, Herr Kol-
lege Gülich, und haben gesagt, das Prinzip der 
vollen und übervollen Kassen sei nicht richtig ge-
wesen. Das ist auch meine Meinung. Ich bin des-
wegen zu einer Politik eines Dahingehens am 
Rande des Defizits übergegangen. Herr Kollege 
Ritzel hat heute morgen gemeint, wir lebten nicht 
am Rande des Defizits, wir seien im Defizit. Darauf 
komme ich zurück. Aber jedenfalls ist eine Politik 
am Rande des Defizits meines Erachtens in unserer 
Situation eine Notwendigkeit. Ich bin sehr froh, 
daß mir heute morgen bescheinigt worden ist, die 
deutsche Öffentlichkeit habe auf diese Politik sehr 
positiv reagiert. 

Wenn nun am Rande des Defizits gewandelt wird, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, dann 
kann es natürlich passieren, daß die Einnahme-
ergebnisse mit den Schätzungen nicht hundertpro-
zentig übereinstimmen. Man muß mir zubilligen, 
daß es hier eine Schätzungstoleranz geben muß, 
eine Toleranz, die unvermeidlich ist. Vom Bundes-
finanzminister kann nur verlangt werden, daß er 
sie nach bestem Wissen und Gewissen wahrt. Hier 
bin ich allerdings der Auffassung, daß in unserer 
gegebenen Lage diese Schätzungstoleranz so ist, 
daß selbst dann, wenn die Schätzungen zu hoch 
sind und wir also zu einem bestimmten Defizit 
kämen, es so übersehbar ist, daß wir es in der 
Hand behalten und im nächsten Haushaltsjahr dek-
ken können. Ich sehe in der gegenwärtigen Situa-
tion des Haushalts 1958 absolut keine Gefahren, 
sondern ich glaube, hier wird eine Schätzung im 
Rahmen des besten Wissens und Gewissens von 
mir gewahrt. Ich möchte dem Hohen Hause die 
Versicherung geben, daß das meine tiefste Über-
zeugung ist. 

Herr Kollege Ritzel hat dann in einem anderen 
Zusammenhang gesagt, es sei notwendig, den 
Haushaltsausschuß und auch das Hohe Haus im 
nächsten Jahr nicht wieder so zu strapazieren wie 
in diesem Jahr. Ich habe das bereits in meiner 
Haushaltsrede zugesagt. Ich habe damals für die 
Verspätung bei der Einbringung des Haushalts aus-
drücklich um Entschuldigung gebeten. Ich will das 
gern wiederholen. Ich habe auch im Haushaltsaus-
schuß ganz bestimmte Termine gegeben, wie ich in 
Zukunft die Einreichung handhaben will. 

Nun haben Sie mir vorgehalten, Herr Kollege 
Ritzel: Ja, du hast gesagt, du willst mit dem neuen 

Haushalt im Dezember kommen, und wenn du im 
Dezember kommst, kommst du wieder zu spät. Sie 
haben das, glaube ich, sogar als eine unordentliche 
Haushaltseinrichtung bezeichnet. — Herr Kollege 
Ritzel, ich bin der Meinung, daß es für einen 
Finanzminister das Ordentlichste ist, was es geben 
kann, wenn er dem Gesetz folgt. Die Reichshaus-
haltsordnung, die hier für uns maßgeblich ist, sieht 
die Einreichung bis zum 5. Januar vor. Wenn ich 
also Anfang Dezember — am 10. oder 11. Dezem-
ber — den neuen Haushalt einreichen will, dann 
bin ich sehr in der Ordnung, und das sollten auch 
Sie von der Opposition bestätigen. 

Herr Kollege Ritzel, Sie haben den Vorschlag 
gemacht — heute nicht zum ersten Male —, zu 
einem Zweijahreshaushalt zu kommen. Ich glaube, 
dieser Vorschlag ist recht interessant. Ihr Wunsch, 
darüber eine Vorlage zu machen, die das Für und 
Wider behandelt, scheint mir akzeptabel zu sein. 

Ich glaube, daß wir diese Anregung mit Ihrem 
zweiten Wunsch, nämlich das Kalenderjahr und 
das Haushaltsjahr in eine Kongruenz zu bringen, 
kombinieren könnten. Wir könnten also für das 

 nächste Jahr einen Haushaltsplan 1959 für nur 
9 Monate vorlegen und hätten damit praktisch den 
Absprung für einen Zweijahreshaushalt. Ich glaube, 
das wäre ein Weg, auf diese interessante und 
wichtige Anregung einzugehen. 

Dann komme ich auf Ihre Behauptung zurück, 
Herr Kollege Ritzel, der ordentliche Haushalt 1958 
sei kein Haushalt ,am Rande des Defizits mehr, er 
sei schon im Defizit. Ich muß zu meinem Bedauern 
sagen, daß ich in diesem Punkt mit Ihnen absolut 
uneinig bin. Im Gegenteil, dieser Haushalt ist for-
mell und materiell ausgeglichen. Ich glaube, Sie 
werden mir zumindest im ersten Punkt recht ge-
ben, daß er in der Form ausgeglichen ist. Wenn 
ich Sie recht verstanden habe, richtet sich Ihre Kri-
tik gegen die 'Behauptung vom materiellen Aus-
gleich. 

Zum Formellen nur ein paar Worte! Wir haben 
den Haushalt natürlich formell gedeckt eingereicht. 
Am Ende der Haushaltsberatungen ergab sich die 
heute morgen mehrfach erwähnte Deckungslücke 
von 947,7 Millionen DM. Sie wird dadurch ausge-
glichen, daß 265,5 Millionen DM  in den außer-
ordentlichen Haushalt verwiesen werden. Ich 
werde gleich noch ein paar Worte darüber sagen, 
ob das geht oder nicht. Weiter kommt die Sperr-
klausel von 6% der Ausgaben, die nicht auf recht-
lichen Verpflichtungen beruhen, zum Zug. 

Hier ist heute morgen — ich glaube, es war in 
den Ausführungen des Kollegen Dr. Schild — ein 
Irrtum aufgetreten, den ich gern richtigstellen 
möchte. Wie werden die 6 % errechnet? Wie ist 
die Bezugsgröße der Errechnung? Zunächst sind 
alle sächlichen Verwaltungsausgaben mit 0,6 Mil-
liarden DM angesetzt worden. Dann sind 10 % der 
allgemeinen Bewilligungen, die zwischen 22,5 und 
23 Milliarden DM liegen, genommen worden, also 
nicht, wie Sie meinten, die 20 Milliarden, sondern 
davon 10 %, also 2,2 Milliarden. Wenn wir alle 
einmaligen Ausgaben mit 8,7 Milliarden einsetzen, 
ist die Bezugsgröße 11,5 Milliarden DM; 6 % von 
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dieser Summe sind 680 Millionen DM.  Diese Be-
träge und die genannnten 265 Millionen schließen 
dann die Deckungslücke von 947,7 Millionen in 
runder Summe. 

Es ist heute morgen gefragt worden, ob nicht 
offenbar doch noch in diesem Haushalt Reserven 
enthalten seien, die eine solche Sperrklausel illu-
sorisch machen. — So, meine Damen und Herren, 
ist das nicht zu sehen. Bei uns im Bundeshaushalt 
ist es wie im Haushalt eines guten Familienvaters. 
Wenn der gute Familienvater einen Mantel für 
seinen Jungen eingeplant hat und entdeckt, daß er 
nicht ganz soviel Geld hat, um einen Mantel für 
250 DM zu kaufen, dann wird er einen für 200 DM 
kaufen. So müssen auch wir es handhaben, d. h. 
wir müssen die Ausgaben so  gestalten, daß die 6 % 
dabei eingespart werden. 

Nun komme ich aber zu der Frage der materiellen 
Deckung. Die haben Sie, Herr Kollege Ritzel, ja 
wohl gemeint. Zunächst sind Sie — und Herr Pro-
fessor Gülich hat das aufgenommen — auf das 
Problem der Einnahmeschätzung eingegangen. Auch 
Herr Kollege Vogel hat heute morgen zweimal auf 
eine Unterdeckung von 1 Milliarde DM hingewie-
sen, wenn ich es recht verstanden habe. 

Ich möchte darauf folgendes erklären. Es ist rich-
tig, daß wir im April und Mai des Jahres 1958, also 
in den ersten beiden Monaten dieses Jahres, Steuer-
mindereinnahmen von 1,1 Milliarden DM gehabt 
haben. Aber im Juni, in dem Monat mit den großen 
Steuerzahlungen, haben wir gegenüber den Schät-
zungen ein Plus von ungefähr 0,6 Milliarden DM, 
so daß das Minus, auf das ganze Vierteljahr ver-
teilt, nicht eine Milliarde DM, sondern nur eine 
halbe Milliarde DM beträgt. 

Aber hier müssen wir eine Korrektur vorneh

-

men. Wenn ich nämlich im Soll rund 940 Millionen 
DM weniger habe — das ist ja die neue Deckungs-
lücke —, so muß ich diese Summe auf die 12 Mo-
nate verteilen. Die Division von 940 Millionen 
durch 12 ergibt rund 80 Millionen pro Monat. Ich 
kann also für ein Vierteljahr noch einmal 240 Mil-
lionen DM von der Deckungslücke, die ja nun durch 
die andere Haushaltsgestaltung gedeckt ist, ab-
setzen. Dann habe ich für das Vierteljahr ein Minus 
von 260 Millionen DM. Wenn sich das so weiter-
entwickelt, kann ich theoretisch im Haushaltsjahr 
ein Minus an Einnahmen von viermal 260 Millionen 
DM haben. 

Aber, meine Damen und Herren, wer sagt denn, 
daß das so weitergeht? Wir sind in diesem Früh-
jahr relativ spät in die Baukonjunktur eingetreten. 
Die Konjunktur hat sich jetzt sehr gut angelassen, 
und wir stehen auch noch vor der Grenze, wie 
groß die Eingänge für die Nachveranlagungen an 
Einkommensteuer für das ganze Jahr 1956 und für 
die erste Zeit des Jahres 1957 sein werden. Wir 
glauben, daß in diesen Jahren noch eine gewisse 
Reserve steckt. Es gibt manche Freunde in diesem 
Hause, die mich immer wieder auf sie hinweisen. 

Wenn das so ist, kann man im Rahmen der eben 
erwähnten Schätzungstoleranz, die man mir zu-

billigen muß, heute vor diesem Hause noch sehr  

wohl die Einnahmeschätzungen so, wie vorgelegt, 
vertreten, und das tue ich aus den Zusammenhän

- gen heraus, die ich ebenfalls bereits dargelegt habe. 

Das zweite Problem, von dem Herr Kollege Ritzel 
gesprochen hat — ich will hier nicht alle Einzel-
heiten diskutieren, sondern nur die großen Blöcke 
herausholen , war das Problem der Rüstungs-
kosten. Ich glaube, es ist heute nicht sehr nützlich, 
in diesem Zusammenhang die Rüstungsfinanzie-
rungsdebatte, die wir vor einigen Wochen in die-
sem Hause gehabt haben, zu wiederholen. Wir 
haben für die Rüstung einen Betrag von 10 Mil-
liarden: DM angesetzt. Das ist ein relativ hoher 
Betrag. 

Ob er als Ist-Ausgabe erreicht wird, ist im Au-
genblick noch nicht vollständig zu übersehen. Wenn 
er als Ist-Ausgabe nicht entsteht, wird auf jeden 
Fall ein Teil des Überhangs herangezogen werden 
können, um die Reste insoweit zu decken. Das 
Resteproblem gerade im Rüstungshaushalt ist ja 
ein sehr ernstes Problem, auf das ich noch einmal 
zu sprechen komme. 

Herr Kollege Ritzel hat weiter noch einmal über 
das Verhältnis der Sozialausgaben zu den Vertei-
digungsausgaben gesprochen. Ich habe auch dazu 
bereits früher Stellung genommen. Ich verweise auf 
diese frühere Stellungnahme. Ich bin auch heute 
noch der Meinung, daß für die Verteidigung 30 % 
und für die Sozialausgaben rund 40 % ausgegeben 
werden. 

Ich kann Ihnen, Herr Kollege, nicht zustimmen, 
daß die Wohnungsbauausgaben deswegen nicht als 
Sozialaufwendungen angesehen werden dürften, weil 
sie ja eines Tages zurückgezahlt werden müßten. 
Wenn diese in den ordentlichen Haushalt ein-
gesetzten Aufwendungen für den Wohnungsbau, 
zum Teil zinslos, maximal mit 1 % verzinslich, keine 
Sozialaufwendungen sind, dann möchte ich wissen, 
was denn Sozialaufwand ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Dasselbe möchte ich zu den 131 ern sagen. Diese 
Verpflichtung ist eine soziale Kriegsfolgepflicht. 
Deshalb gehören auch die Aufwendungen für die 
131er unter diesen Punkt der Sozialaufwendungen. 
Aber selbst wenn ich Ihrer Deduktion folgte, wären 
die Sozialaufwendungen immer noch mehr als ein 
Drittel des Gesamthaushalts, lägen also über dem 
Verteidigungsaufwand. 

Die Frage des Anteils des Rüstungsaufwands am 
Volkseinkommen ist ein Thema, das heute morgen 
ebenfalls wieder behandelt worden ist. Man macht 
uns in der Tat in der Welt manchmal Vorhaltun-
gen, daß wir mit unseren 5 % weniger als die ande-
ren freien Völker täten, daß wir statt dessen unsere 
Wirtschaft aufbauten und uns, wie man so gerne 
sagt, gesund stießen, aber nicht genug Rüstungs-
aufwand machten. 

Ich stimme hier mit den Herren der Opposition 
überein, daß man als Verteidigungsaufwand nicht 
allein den Anteil bezeichnen darf, der unmittelbar 
für Rüstung ausgegeben werden wird. Ich bin der 
Meinung, nicht nur der Aufwand für Berlin, der 
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dazukommt, sondern auch der große Lastenaus-
gleichsblock und viele andere Ausgaben, die wir 
haben, dienen praktisch der Verteidigung der frei-
en Welt; denn wenn wir diese Ausgaben nicht 
machten, dann wäre die Gefahr, daß wir durch bol-
schewistische Gedankengänge unterlaufen würden 
am Rande des Eisernen Vorhangs so groß, daß von 
dort her dann eine militärische Verteidigung gar 
nicht mehr in Frage käme. Hier gehen wir — ich 
muß leider sagen: ausnahmsweise — einig. 

Das Problem der Reste und der Bindungsermäch-
tigungen ist ein sehr ernstes Problem. Man hätte 
aber heute morgen hier eigentlich nicht so tun dür-
fen, als wäre die Kritik bei diesen beiden Punkten 
eine Erfindung der betreffenden Herren. Ich darf 
darauf hinweisen, daß ich in meiner Haushaltsrede 
zu diesen Problemen lange Kapitel mit demselben 
Ernst vorgetragen habe, mit dem Herr Ritzel und 
Herr Professor Gülich, aber auch Herr Kollege Lenz 
mir das heute morgen entgegengehalten haben: Ich 
wiederhole: das Problem der Reste und das der Bin-
dungsermächtigung sind beide ernste Probleme. Ich 
habe damals gesagt: sie müssen gelöst werden. 
Neben den normalen Bewilligungen darf kein so 
großer Block Reste und kein so großer Block Bin-
dungsermächtigungen stehenbleiben. Das sind zwei 
große Probleme, die wir für den Haushalt 1959 und 
ganz sicher für den Haushalt des Jahres 1960 zu 
lösen haben werden. 

Die Reste betragen — das ist heute morgen 
wiederholt gesagt worden — 8,3 Milliarden DM. 
Davon entfallen allein auf den Verteidigungshaus-
halt 5,4 Milliarden DM. Wenn ich die 8,3 Milliarden 
um diese 5,4 Milliarden vermindere, bleiben 2,9 
Milliarden DM. Ich habe in der Haushaltsrede ge-
sagt: rund 5 % Reste sind normal —; das wären 
2 Milliarden DM. Man kann also sagen: das Reste

-

problem entsteht entscheidend im Haushalt des 
Kollegen Strauß. Darauf habe ich damals schon hin-
gewiesen. 

Aber ich muß dem Hohen Hause noch einmal 
vortragen, was ich damals gesagt habe: Herr Kol-
lege Schäffer hatte diese Reste einmal gedeckt, und 
das Hohe Haus hat Herrn Kollegen Schäffer diese 
Deckung weggenommen. Das ist doch nicht zu be-
streiten. — Bitte sehr! 

Dr. GüliCh (SPD) : Herr Bundesfinanzminister, ist 
Ihnen nicht bekannt, daß Herr Minister Schäffer 
im Jahre 1956 1738 Millionen DM in den Regie-
rungsentwurf eingesetzt hat, 1957 4020 Millionen 
DM und 1958 3000 Millionen DM, daß das also 
keine Erfindung .des Hauses, sondern die Deckungs-
vorlage der Regierung gewesen ist? 

Etzel, Bundesminister der Finanzen: Ich glaube, 
Sie haben mich mißverstanden. Ich habe gesagt: 
die im vergangenen Jahr noch vorhandene Deckung 
der Reste ist Herrn Schäffer durch das Hohe Haus 
weggenommen worden. Wenn das nicht geschehen 
wäre, wären ja die Reste gedeckt gewesen. 

(Abg. Dr. Gülich: Dann wären die anderen 
Ausgaben nicht gedeckt gewesen!) 

Nun allerdings taucht für uns eine Konsequenz 
auf, ein Problem,  das  ich, Herr Kollege Gülich, bei 
diesem ersten Haushalt, den ich vorzulegen habe, 
aus manchen Gründen — das habe ich auch in der 
Haushaltsrede offen gesagt — nicht sogleich lösen 
konnte, das ich aber lösen muß. Ich muß nämlich 
entweder für eine Nachdeckung sorgen, oder ich 
muß, wie Herr Kollege Ritzel heute morgen gesagt 
hat, für eine „Tötung" sorgen. Das eine oder an-
dere muß geschehen. Hier sind wir durchaus ge-
willt, gemeinsam einen Weg zu suchen. Schon jetzt 
ist man dabei, die normalen Reste, also die Reste, 
die nicht im Bundesverteidigungshaushalt stecken, 
zu senken. Ich habe eben gesagt: es waren 2,9 
Milliarden DM. Sie sind in jüngster Zeit schon auf 
2,2 Milliarden DM zurückgeführt worden. Dann 
kämen wir ja langsam an  die 5 %, die wir immer 
haben werden und die uns nicht zu beunruhigen 
brauchen. 

Das Problem der Bindungsermächtigungen ist 
ernst: 15 Milliarden Bindungsermächtigung für die 
Verteidigung, rund 1,2 Milliarden — ich nenne die 
Ziffern aus dem Kopf; sie können einiger Kor-
rektur bedürfen — für Iden Wohnungsbau und 0,260. 
Milliarden im Straßenbau. Ich muß zugeben, daß 
dieser Block der Bindungsermächtigungen in  Zu-
kunft reduziert werden muß. Ihn ganz abzubauen,. 
ist natürlich nicht möglich. Das ist auch, soweit ich 
heute morgen recht verstanden habe, von den Her-
ren, die hier Kritik geübt haben, gar nicht verlangt 
worden. Es gibt zusammenhängende Aufgaben, ,die 
man nur mit Bindungsermächtigungen durchführen 
kann. Aber auch Ida stimme ich völlig mit Ihnen 
überein: das muß verkleinert werden. Ich habe dazu 
schon in meiner Haushaltsrede gesagt: der Bundes-
finanzminister und auch Sie, meine Damen und 
Herren, werden diese Bindungsermächtigungen im-
mer mit besonderer Aufmerksamkeit sehen müssen, 
bedeuten sie doch eine Ermächtigung in begrenz-
tem Umfang, zunächst auch ungedeckte Ausgaben 
zu begründen und damit einen Vorgriff auf künftige 
Jahre zu machen. Das ist also damals von mir 
selbst kritisch herausgestellt worden. 

Damit komme ich zu einem neuen Thema, zu 
einer Frage, die Herr Kollege Ritzel zum zweiten

-

mal an mich gestellt hat. Ich bitte um Entschuldi-
gung, daß ich sie das vorige Mal nicht beantwortet 
habe. Ich hatte sie übersehen. Ich habe keinen 
Grund, sie nicht zu beantworten. Die Frage ging 
dahin, ob die Straßenbauausgaben, soweit sie im 
außerordentlichen Haushalt stehen, bedient werden 
sollen und ob zum zweiten die Sperrklausel von 
6 % hier ebenfalls in Ansatz gebracht werden soll. 
Ich möchte die Frage wie folgt beantworten: Was 
den außerordentlichen Haushalt anlangt, bin  ich 
entschlossen, sie zu bedienen. Ich kenne das Pro-
blem des Verkehrs, des Straßenbaues. Ich habe, 
glaube ich, seinerzeit in meiner Haushalts- und 
finanzpolitischen Rede gesagt, hier muß etwas Zu-
sätzliches getan werden. Was die Sperrklausel an-
langt, bin ich der Meinung, daß auch hier die 
Straßenbauausgaben einen Vorrang vor anderen 
Ausgaben, die nicht auf Gesetz beruhen, verdienen, 
und ich denke daran, daß bei der praktischen Hand- 
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habung des Haushaltsgesetzes dieser Auffassung 
Rechnung getragen wird. Ich glaube, daß ich damit 
Ihre Frage beantwortet habe. 

Noch eine Gesamtbemerkung zu Resten und 
Bindungsermächtigungen. Es wurde die Frage ge-
stellt, ob die Reste der parlamentarischen Kontrolle 
unterliegen. Selbstverständlich unterliegen sie auch 
weiter der parlamentarischen Kontrolle, ebenso wie 
die laufenden Ausgaben, nicht hinsichtlich der Be-
willigungen, aber hinsichtlich der Verwendung und 
der Aufbringung der Mittel. 

Dann lassen Sie mich ein paar Worte zu dem 
Problem des Finanzausgleichs zwischen Bund, Län-
dern und Gemeinden sagen. 

Was den Ausgleich zwischen Bund und Ländern 
anlangt, sind wesentliche Wünsche der Länder 
mit dem Einbau des Notopfers Berlin in die Körper-
schaftsteuer befriedigt worden. Das bringt den 
Ländern etwa 330 bis 340 Millionen DM — „ein 
sehr schöner Schluck aus der Pulle", ein Betrag, mit 
dem die Länder eine ganze Menge machen können. 
Wir sind außerdem dabei, einen neuen horizonta-
len Finanzausgleich vorzubereiten und dazu einen 
Gesetzentwurf — wozu der Bundesfinanzminister 
ja verpflichtet ist — in diesem Hohen Hause einzu-
bringen. Wir erstreben damit eine wesentliche 
,Stärkung der finanzschwachen Länder. Ich glaube, 
daß angesichts der besonderen Einnahmeentwick-
lung in Bund und Ländern mit diesen beiden Schrit-
ten — Notopfer Berlin und horizontaler Finanzaus-
gleich"— und der Zukunftsentwicklung 1959 das Pro-
blem der Länderfinanzen eine weitgehende Entla-
stung erfahren wird. 

Das Problem der Gemeinden liegt meines Erach-
tens etwas anders. Es soll nicht verkannt werden, 
daß hier erhebliche Schwierigkeiten bestehen, und 
sie werden irgendwie erledigt werden müssen. 
Auch hier ist allerdings ein summarisches Urteil 
über die Lage der Finanzen der Gemeinden nicht 
möglich. Wir sind in einer Situation, in der sich die 
Gemeinden zu 70 % aus dem Gewerbesteuerauf-
kommen finanzieren. Natürlich gibt es Gemeinden, 
die, weil dort ein hohes Gewerbesteueraufkommen 
anfällt, völlig gesund sind, ja wahrscheinlich zuviel 
Geld haben, und daneben liegen Gemeinden, die 
zuwenig Geld haben und einfach verhungern. Hier 
muß ein Ausgleich geschaffen werden. Ich habe vor 
einiger Zeit in einer Rede vor dem Landgemeinde

-

verband zu diesem Problem bereits Stellung ge-
nommen. Inzwischen liegt ein Vorschlag der Spit-
zenverbände vor, der ernstlich geprüft werden muß. 
Ich will heute zu den Einzelheiten nicht Stellung 
nehmen, das wäre durchaus verfrüht. Das Problem 
der Deckungsmittel — sei es Bürgersteuer, sei es 
Umbau der Grundsteuer, in Zusammenhang mit 
einer Gewerbesteuerreform — ist ein ernstes Pro-
blem; wir werden es nach den Ferien sofort in 
Angriff nehmen. 

Das nächste Thema, zu dem ich kurz Stellung 
nehmen möchte, ist das Problem des außerordentli-
chen Haushalts. Man hat mir vorgeworfen — ich 
glaube, es waren Herr Kollege Ritzel und Herr 
Kollege Lenz —, daß ich mit dem außerordentlichen 
Haushalt eine zu leichtfertige Ausweitung der Bun-

desschuld betriebe. Einer der Herren hat gesagt, 
die Bundesschuld sei dabei, in den grauen Himmel 
zu wachsen. Ich kann dazu nur sagen, daß die 
Länder und die Gemeinden mir genau den umge-
kehrten Vorwurf machen. Die Länder sagen: der 
Bund hat überhaupt keine neuen Schulden aufge-
nommen — die Gemeinden haben, wenn ich richtig 
informiert bin, allein 8 Milliarden DM Schulden —, 
hier treibe der Bund eine ganz falsche Politik, der 
Bund müsse in eine vernünftige Anleihepolitik bei 
vermögenswirksamen Ausgaben hineingehen, wo-
bei die Bedienung allerdings nicht nachträglich doch 
aus dem außerordentlichen Haushalt erfolgen dürfe, 
sondern man müsse da zu einer Trennung kommen, 
— und das ist ja auch mein Wille. 

Ich glaube, meine Damen und Herren, der Weg, 
den außerordentlichen Haushalt aus dem Kapital-
markt zu bedienen, wie es mein Wille ist,  ist nicht 
bequem; auch das verlangt gebührende Rücksicht. 
Der Kapitalmarkt ist nicht ausschließlich dazu da, 
der öffentlichen Hand — sprich: dem Bund, den 
Ländern und den Gemeinden — zu dienen. Wenn 
wir das Sozialprodukt in der Vollbeschäftigung wei-
ter entwickeln wollen, bedürfen wir neben der Hand 
der Maschine. Die Maschinen werden wir haben, 
wenn es gelingt, einen entsprechenden Kapitalmarkt 
für Investitionszwecke aufzubauen. Ich halte das für 
eine sehr entscheidende Frage unserer gesamten 
Wirtschafts- und Finanzpolitik. Es darf also unter 
keinen Umständen der Kapitalmarkt hier durch den 
Bund entscheidend gestört werden. 

Ganz sicher ist aber, daß über den außerordent-
lichen Haushalt eine Kreditschöpfung über die 
Notenbank schon aus gesetzlichen Gründen nicht 
möglich ist, aus unserem Willen heraus aber auch 
nicht verlangt wird und nicht durchgesetzt wird. 

Damit, meine Damen und Herren, bin ich am 
Ende der Ausführungen, die ich zu dieser General-
debatte machen wollte. 

Ich möchte noch darauf hinweisen, daß die Haus-
haltspolitik — ich nehme damit ein Stichwort auf, 
das Sie gegeben haben, Herr Kollege Gülich — in 
einem engen Zusammenhang mit der Währungs-
politik steht. Die Haushaltspolitik darf nicht dazu 
führen, daß die Währung in Gefahr gerät, darf nicht 
dazu führen, daß wir einen Preisauftrieb bekommen. 
Ich behaupte, daß bisher die Haushaltspolitik — we-
der bei meinem Kollegen Schäffer noch bei mir — 
irgendeinen Anstoß zu einer Preiserhöhung gegeben 
hat. Auch die sogenannte Enthortung aus dem Rest-
Juliusturm ist völlig dadurch kompensiert worden, 
daß viel größere Zahlungen gleichzeitig an das Aus-
land geleistet werden mußten, praktisch also eine 
zusätzliche Geldschöpfung auf dem deutschen Markt 
durch die Enthortung nicht erfolgt ist. 

(Abg. Dr. Gülich: Das ist noch ein dunkler 
Punkt!) 

Das ist, glaube ich, ein sehr entscheidendes Argu-
ment. Wir werden aber auch darauf achten, daß von 
hier aus nicht irgendwelche Entwertungsströme aus-
gehen. Ich will jetzt nicht in eine große volkswirt-
schaftliche Debatte über das Verhältnis der Haus-
haltspolitik und Lohnpolitik und Preispolitik zur 
Währungspolitik hineingehen; darüber wäre vieles 
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zu sagen, aber ich glaube, hier ist nicht der Platz, 
das zu tun. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß ich 
damit in großen Zügen in Ergänzung dessen, was ich 
früher schon sagte, Stellung genommen habe zu 
dem, was in der Generaldebatte hier heute morgen 
vorgebracht worden ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Becker: Meine Damen und 
Herren! Ziffer 1 der Disposition, die wir uns vor-
genommen haben, ist damit erledigt. Wir kommen 
zu Ziffer 2. Ich bitte, das Rundschreiben des Herrn 
Präsidenten vom 30. Juni zur Hand zu nehmen, und 
zwar Ziffer 2 a: Allgemeine Politik der Bundesregie-
rung. Drei Wortmeldungen liegen vor. Ich darf die-
jenigen Redner, die hierzu und zu den folgenden 
Abschnitten sprechen wollen, bitten, immer gleich 
anzugeben, ob sie zu 2 a, b, c, d usw. sprechen wol-
len, damit die entsprechenden Dispositionen vorge-
nommen werden können. 

Das Wort hat der Abgeordnete Erler. 

Erler (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Wir haben heute früh 
von dem Sprecher der CSU hier einen sehr richti-
gen Hinweis bekommen. Die Entscheidung über 
den Haushaltsplan ist ja gleichzeitig ein Bekennt-
nis zu einer ganz bestimmten Politik und infolge-
dessen die Ablehnung des Haushaltsplanes auch 
die Ablehnung einer ganz bestimmten Politik. Es 
gibt hier Zusammenhänge. 

Infolgedessen ist es wohl richtig, wenn wir uns 
in diesem Zeitpunkt der Tatsache erinnern, daß es 
schließlich der Herr Bundeskanzler ist, der die 
Richtlinien der Politik bestimmt, der verantwortlich 
ist für die Gesamthaltung der Regierung, auch so-
weit sich diese Haltung der Regierung in Handlun-
gen anderer Ressorts niederschlägt. 

Außerdem ist schließlich der Herr Bundeskanzler 
auch noch Vorsitzender der größten Regierungspar-
tei, der Christlich-Demokratischen Union. Zur Be-
urteilung der Gesamtpolitik des Kanzlers — das ist 
Gegenstand auch der Beratungen heute, wo es um 
das Vertrauen zu ihm geht oder nicht — muß man 
also wohl auch die Haltung der Partei mit heran-
ziehen, deren Vorsitzender der Herr Bundeskanz-
ler ist. 

Und da erfüllt mich ein Vorgang mit Sorge. 

(Zuruf von der CDU/CSU: „Mit tiefer 
Sorge"!) 

— Jawohl; nehmen Sie das bitte sehr ernst: mit 
tiefer Sorge! Es ist durchaus erlaubt, daß die Oppo-
sition Sorge hat. Ich würde mich freuen, wenn Sie 
in manchen Fällen die gleichen Sorgen hätten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Da erfüllt mich ein Vorgang mit Sorge, der seine 
Auswirkungen bis in die Debatten dieses Hauses 
hinein hat: daß nämlich in wachsendem Ausmaße 
die Diskussionen so geführt werden, als sei die 
stärkste Regierungspartei identisch mit dem Staate, 

(Sehr wahr! bei der SPD)  

als sei eine Kritik am Kanzler und eine Kritik am 
Parteivorsitzenden der CDU ein Anschlag auf die 
Autorität des Staates. Meine Damen und Herren, 
der Staat, das ist nicht die CDU und das ist nicht 
die SPD, sondern das sind wir alle zusammen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP. — Bei

-

fall bei den Regierungsparteien.) 

Gerade weil das so ist, sollte man — um nur ein 
Beispiel herauszugreifen, denn es illustriert die 
Lage — mit peinlicher Sorgfalt darüber wachen, 
daß das Geld des Staates, das nach Ihrem eben ge-
gebenen einmütigen Beifall uns allen gehört, nicht 
für eine bestimmte Partei benutzt wird, die nur ein 
Stück dieses Staates ist, aber nicht der ganze Staat. 

(Beifall bei der SPD und der FDP.) 

Da sollte man dafür sorgen, daß eine saubere 
Grenze gezogen wird zwischen der durchaus zu-
lässigen objektiven Information der Bevölkerung 
aus Steuermitteln und einer einseitigen Parteipro-
paganda für eine ganz bestimmte Partei, die sich 
gerade im Besitz der Regierungsgewalt befindet. 

Sie haben es sehr leicht, diesen Vorwurf, der 
bleibt, solange das Parlament keinen Einblick in 
die entsprechenden Fonds hat, zu entkräften. Sie 
brauchen nur den Antrag Umdruck 133 anzuneh-
men, in dem gerade jene Sorge, von der ich sprach, 
anklingt, daß man verhindern muß, daß die Mittel, 
die von der Gesamtheit der Steuerzahler für die 
Zwecke des Staates im ganzen bewilligt und zur 
Verfügung gestellt werden, eventuell für einseitige 
parteipolitische Zwecke mißbraucht werden. Das 
einfachste Verfahren ist: Geben Sie auf anständige 
Weise auch den anderen demokratischen Kräften 
dieses Staates einen Einblick in die Verwendung 
dieser Mittel! Dann wäre diese Sorge behoben. So-
lange Sie das nicht tun, solange bleibt der Vorwurf 
an Ihnen hängen, daß aus diesen Mitteln Partei-
propaganda betrieben wird. 

(Beifall bei der SPD und FDP.) 

Wir hatten bisher — aber das wird künftig er-
freulicherweise wohl etwas anders werden müs-
sen — auch noch eine andere Form, Mittel der 
Steuerzahler zu benutzen, um eine bestimmte Par-
tei besonders stark zu begünstigen, nämlich die 
Form von steuerlichen Erleichterungen bei Partei-
spenden, indem man sie vom steuerpflichtigen Ein-
kommen absetzen konnte. Ich darf Sie an die Debat-
ten des Jahres 1954 in diesem Hause erinnern. Nie-
mand von uns wird bestreiten, daß politische Ar-
beit erheblichen Geldaufwand verursacht, und nie-
mand wird infolgedessen bestreiten, daß die poli-
tischen Parteien für die Erfüllung der Aufgaben, für 
die sie nach Art. 21 des Grundgesetzes ja auch aus-
drücklich bestehen, der finanziellen Hilfe bedürfen. 
Es wird also niemand einer politischen Partei ver-
übeln, daß sie für ihre Arbeit Spenden entgegen-
nimmt. 

Aber, meine Damen und Herren, wir sollten uns 
hier von zwei Grundsätzen leiten lassen; einmal 
von Art. 21 des Grundgesetzes, der verlangt, daß 
die Parteien über die Herkunft und die Verwen-
dung ihrer Mittel öffentlich Rechenschaft legen. 
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Wenn die Parteien schon Gelder bekommen, dann 
sollen sie sagen, woher sie stammen, damit der 
Staatsbürger weiß, mit wem er eigentlich in einem 
Boote sitzt. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU: DGB!) 

Zum zweiten: Wenn jemand aus Überzeugung oder 
auch, um seinen Interessen zu dienen — das ist 
keine Schande —, einer bestimmten Partei politische 
Zuwendungen macht, dann soll er das gefälligst aus 
seinem eigenen Geldbeutel tun und nicht zu Lasten 
der anderen Steuerzahler. Und ich bin sehr froh, 
daß Ihr Verstoß gegen diese selbstverständlichen 
Grundsätze, den Sie hier im Bundestag beschlossen 
hatten, nunmehr vom höchsten Gericht der Bundes-
republik Deutschland wiedergutgemacht worden 
ist. Das Bundesverfassungsgericht hat uns recht ge-
geben und diese Finanzierungsmethoden schlicht für 
verfassungswidrig erklärt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dieses Urteil, das Gesetzeskraft hat, ist trotz eines 
recht unerfreulichen, in letzter Stunde noch auf das 
Gericht ausgeübten Drucks nicht nur einer Partei, 
sondern sogar des Herrn Bundeskanzlers zustande 
gekommen, 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

der sich eigentlich etwas mehr Respekt im Umgang 
mit dem Bundesverfassungsgericht aneignen sollte. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Ich sage das deshalb, weil wir vor gar nicht langer 
Zeit hier den Herrn Bundesinnenminister erlebt ha-
ben, der in einem anderen Zusammenhang von der 
Gefahr der Demontage der Verfassung sprach. 

Wie wäre es denn, wenn man nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts einmal versuchte, eine 
Gewissenserforschung darüber anzustellen, wieweit 
die CDU-Mehrheit dieses Hauses in Wahrheit durch 
eine verfassungswidrige Art der Parteifinanzierung 
überhaupt zustande gekommen ist? 

(Beifall bei der SPD — Lachen bei der 
CDU/CSU.) 

Diese Art der Finanzierung bringt gefährliche Ab-
hängigkeiten mit  sich, und im Interesse des  sau-
beren Funktionierens der parlamentarischen Demo-
kratie sollte man auch hier den Schein vermeiden, 
daß man sich durch allzu großzügige Spenden  den 
Spendern gegenüber vielleicht doch nicht mehr so 
ganz unabhängig fühlt, ob sich das nun bei be-
stimmten Maßnahmen der Steuerpolitik oder — um 
hier einen aktuelleren Fall zu erwähnen — bei der 
Veräußerung des Bundesvermögens abspielt. Denn 
so, wie die Dinge da geplant sind, daß die Erwer

-

ber der Howaldtwerke den Kaufpreis auch noch 
auf Raten zahlen können, so daß sie ihn wahrschein-
lich aus dem Gewinn der Werke in den kommenden 
Jahren bezahlen können, würde ich mich auch gern 
zu 'den Bewerbern rechnen, die sich auf diese 
Weise ein Stück Bundesvermögen unter den  Nagel 
reißen können. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Das sollten wir also unter allen Umständen vermei-
den, zumal wir auch inzwischen in dieser Debatte 
geklärt haben, daß gar kein Bedürfnis nach einer 
Privatisierung dieses Werkes besteht, sondern das 
genaue Gegenteil; denn wir haben, ich glaube, 90 
Millionen DM in den Haushaltsplan eingestellt, um 
neue Marinearsenale zu schaffen. 

(Abg. Dr. Schäfer: 160 Millionen!) 

160 Millionen sogar, wie ich eben höre. Dann 
wäre es doch gescheiter, zunächst die vorhandenen 
bundeseigenen Einrichtungen für diese Zwecke zu 
benutzen. 

Meine Damen und Herren, ich habe eben den 
Herrn Bundesinnenminister zitiert, nicht weil ich 
mich jetzt mit seinem Haushaltsplan befasse, son-
dern weil seine Haltung doch auch Ausdruck eines 
gewissen innenpolitischen Klimas ist, das seine Ent-
stehung nicht zuletzt der Wirksamkeit unseres 
Herrn Bundeskanzlers verdankt. Der Bundesinnen-
minister hat sich neulich hier sehr hart über die 
von den Sozialdemokraten gewünschte Volksbefra-
gung geäußert. Aber, meine Damen und Herren, 
vielleicht entsinnen wir uns, mit welch harten Wor-
ten 'gerade der Bundesarbeitsminister hier einen 
Druck rügte, der angeblich auf Demonstranten in 
Dortmund zur Teilnahme an  einer Kundgebung ge-
gen die atomare Bewaffnung der Bundeswehr aus-
geübt worden sein sollte. Ich möchte dem Herrn 
Bundesarbeitsministerganz ehrlich sagen: Wir So-
zialdemokraten zwingen niemand, an Kundgebun-
gen teilzunehmen, 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— wirklich  nicht! — weil wir nämlich genau wis-
sen, daß es mit  den  befohlenen Aufmärschen, wie 
sie seinerzeit im „Dritten Reich" exerziert wurden 
und heute von den Kommunisten exerziert werden, 
anfängt und dann mit den unbezahlten Sonder-
schichten für Staatszwecke aufhört. Das wissen wir 
sehr genau. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Aber wir wehren uns gegen die Beleidigung, die 
darin liegt, daß man den Teilnehmern an einer 
Kundgebung unterstellt, sie seien nur aus Feig-
heit hingegangen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wo sitzt der Gewissensdruck in Wirklichkeit? 
Derselbe Arbeitsminister hat aus seinem Hause 
einen Erlaß hinausgehen lassen, in dem unter Miß-
brauch der Stellung als Arbeitgeber die Meinungs-
freiheit der Bediensteten in der Sozialverwaltung 
angestastet und ihnen ausdrücklich abgeraten wird, 
sich an den Aktionen zur Bekämpfung der atoma-
ren Aufrüstung der Bundeswehr zu beteiligen, die 
nichts anderes sind als eine freie Willensäußerung 
freier Männer und Frauen in einem freien Staat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was in diesem Zusammenhang verfassungswidrig 
ist, bestimmt nicht der Herr Arbeitsminister; das 
bestimmt auch nicht der Herr Bundeskanzler, son- 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode — 37. Sitzung. Bonn, Dienstag, den 1. Juli 1958 	2151 

Erler 
dern nur eine Instanz: das ist das Bundesverfas-
sungsgericht, und sonst niemand. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Alles, was ich hier erwähnt habe, sind Beispiele 
für die Versuche, die Politik des Kanzlers und die 
seiner Partei jeder Kritik zu entziehen. Das wird 
sehr brutal gemacht. Wir kennen seit Jahren die 
Methode; früher waren wir es allein. Wenn einer 
von uns sprach, konnten wir schon wissen, daß 
der Herr Bundeskanzler nachher hierherkam und 
sagte: Was der Abgeordnete soundso eben gesagt 
hat, bedaure ich zutiefst, denn das schädigt die 
deutschen Interessen. Inzwischen — Herr Kollege 
Dr. Mommer hat Sie darauf aufmerksam gemacht 
— ist diese Methode der Unterdrückung der Kri-
tik auch auf die Kritik in den eigenen Reihen an-
gewendet worden;  Sie  haben auch Ihr Fett bekom-
men, weil Sie unartig gegenüber dem Bundesaußen-
minister gewesen sind. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

So geht das jetzt im eigenen Lager. Dann hören 
wir die markigen Worte: Jede oppositionelle Kri-
tik an der Regierung ist nichts anderes als ein 
Anschlag auf die Autorität — da muß man die 
Stimme hören, wie das so ausgesprochen wird: die 
Autorität — 

(Heiterkeit bei der SPD — Lachen bei 
der CDU/CSU) 

des Staates. Meine Damen und Herren, diese Spra-
che kennen wir; das ist die Sprache des Obrig-
keitsstaates. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Das ist die Gesinnung des Kollegen Bausch, der 
seinerzeit bei der Erwähnung der Möglichkeit von 
Hochverratsprozessen den aufschlußreichen Zwi-
schenruf gemacht hat: „Hoffentlich!" Sehen Sie, 
das ist Ihre Gesinnung, und damit wird jeder sach-
lichen Diskussion ausgewichen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

An die Stelle der sachlichen Diskussion tritt die 
Herabsetzung und die Diffamierung Andersden-
kender. 

(Zuruf von der Mitte:  Das  besorgen Sie 
zur Zeit!) 

All das sind alte Mittel im Kampf um die Errich-
tung einer dauernden Einparteienherrschaft mit 
dem Ziel, Macht ohne ernsthafte demokratische 
Kontrolle zu gewinnen, mit dem Ziel, die Länder, 
die ein verfassungspolitisches Gleichgewicht zum 
Bund darstellen sollen, ganz bewußt gleichzuschal-
ten. Ich habe ein interessantes Zitat in der „Bonner 
Rundschau" gefunden. Danach hat am 9. Juni 1958 
der Herr Bundeskanzler gesagt, daß seine Partei 
in Nordrhein-Westfalen die absolute Mehrheit 
brauche, und zwar mit folgender Begründung: 

Sorgen wir, daß wir die Mehrheit bekommen, 
damit wir machen können, was wir wollen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Sehen Sie, das ist die Gesinnung: Macht, unkon-
trollierte Macht in die Hand zu bekommen, für die 

es keine anderen Schranken geben darf als Ihren 
Willen. Dagegen muß sich die Bürgerschaft eines 
Staates wehren, um ihre Freiheit gegen diesen 
Machtanspruch einer Partei zu schützen und zu ver-
teidigen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang an den 
Anschlag auf ein freiheitliches gleiches Wahlrecht, 
den Sie vor einigen Jahren mit dem Grabensystem 
vorhatten. Sie hatten es sich sehr fein ausgedacht, 
daß selbst bei einer einfachen Mehrheit der Stim-
men eine Zweidrittelmehrheit für Ihre Partei im 
Bundestag erreicht werden sollte. Und aus Notwehr 
gegen diesen Anschlag kam es ja dann zur Regie-
rungsumbildung in Nordrhein-Westfalen. 

(Abg. Dr. Stoltenberg: Wir kennen Ihre 
Länderwahlgesetze!) 

Meine Damen und Herren! Wer so die Allein-
herrschaft im Staate erstrebt, der hat von Zeit zu 
Zeit Wahlbomben nötig. So war 1953 Adenauers 
kleiner „Reichstagsbrand" die Schroth-Scharley-
Affäre. 

(Heiterkeit bei der SPD. — Lachen bei der 
CDU/CSU.) 

Der Bundeskanzler hat diese Affäre damals aus-
genutzt und den zu vier Jahren Zuchthaus verur-
teilten Nachrichtenhändler Stephan aus irgend-
einem seiner Fonds — es ist nicht klar, aus wel-
chem, es war aber einer seiner Fonds — bezahlt. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ich weiß, meine Damen und Herren, daß Ihnen 
diese Sache sehr unangenehm ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Im Gegenteil — Weitere 

Zurufe.) 

Sie sagen: „Warum sollen wir uns mit solchen 
Lappalien aufhalten?!". Ihr Gelächter zeigt, daß Sie 
kein Empfinden mehr für Sauberkeit im Staat 
haben. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und bei 
Abgeordneten der FDP. — Widerspruch 

bei der CDU/CSU.) 

Das Ansehen des Kanzlers wird nicht durch Kritik 
vermindert, sondern dadurch, daß er zur Kritik 
Veranlassung gibt. 

(Erneuter Beifall bei der SPD.) 

Die Glaubwürdigkeit des Kanzlers wird nicht da-
durch beeinträchtigt, daß die Kritik im konkreten 
Fall einen Mangel an Glaubwürdigkeit mit berech-
tigten Gründen tadelt, sondern dadurch, daß der 
Bundeskanzler selbst es an Glaubwürdigkeit lei-
der, leider hat fehlen lassen. 

(Wiederholter Beifall bei der SPD.) 

Die Glaubwürdigkeit des Kanzlers ist erneut da-
durch beeinträchtigt, daß er am 23. Juli vergangenen 
Jahres einen Brief an den Bundestagspräsidenten 
gerichtet hat, der nahezu für jeden Satz dokumen-
tarisch als falsch widerlegt worden ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das haben wir 
schon einmal gehört!) 
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Diese Affäre ist kein alter Ladenhüter, sie liegt 
keine fünf Jahre zurück. Der kritisierte, elf Monate 
alte Brief ist dokumentarisch erst widerlegbar ge-
worden durch das Berliner Gerichtsurteil vom 
13. November 1957. Das ist noch gar nicht lange her. 
Das Verhalten des Bundeskanzlers in dieser Sache 
ist immer wieder Gegenstand der Debatte in diesem 
Hause, nicht weil die Sache selbst so interessant 
wäre, sondern weil die Sache leider auch heute noch 
ein aktuelles Symptom ist. Es handelt sich nämlich 
um den fortgesetzten Versuch, die Opposition als 
kommunistisch unterwandert oder kommunistisch 
geleitet zu denunzieren, obwohl Sie es besser wis-
sen, meine Damen und Herren! 

Wie heißt es denn in dem Rednerbrief des Herrn 
Bach übrigens? Der Herr Bach hat ja nun einigen 
Kummer er ist der Bundesschatzmeister der 
CDU —: Er wird sich mit seinen Spendern ausein-
andersetzen müssen, wie der durch das Verfassungs-
gerichtsurteil entstandene Schaden einigermaßen 
ausgebügelt werden kann. Aber zurück zum Redner-
brief des Herrn Bach: 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Wie heißt es denn? „Wer SPD wählt, wählt Ulb-
richt", oder das CDU-Wahlplakat: „Moskau wartet 
auf die SPD". 

(Pfui-Rufe von der SPD.) 

Und die ähnlichen Töne, die der Bundeskanzler in 
seinem Wählerbrief angeschlagen hat, den er nicht 
als Vorsitzender der CDU, sondern als Bundeskanz-
ler versandt hat. 

Meine Damen und Herren! Sie wissen genau, daß 
es sich dabei um die Diffamierung eben jener Partei 
handelt, die in einer schweren Zeit, in einer ganz 
entscheidenden Zeit den Abwehrkampf gegen jeden 
Versuch in diesem Lande geführt hat, die Kommu-
nisten in entscheidende Positionen in dieser Ge-
sellschaft einrücken zu lassen. Wie war das 1945, 
1946, als manche Leute, die sich heute so als die 
großen Bekämpfer der kommunistischen Gefahr hin-
stellen, sich noch als die treuen Bundesgenossen der 
Sowjetunion gebärdeten und uns Sozialdemokraten 
dazu veranlassen wollten, mit den Kommunisten ge-
meinsame Sache zu machen? Da war es unser  Wider-
stand,  der die Freiheit in diesem Lande erhalten hat. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Vogel: 
Wer soll das getan haben?) 

So geht man mit einer Partei um, von der man 
genau weiß, daß die Berliner Sozialdemokraten und 
der damalige Regierende Bürgermeister Reuter es 
gewesen sind, die in der Zeit der Blockade die Frei-
heit Berlins auch für uns gesichert und erhalten 
haben. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Aber sehen Sie, Ihre Zwischenrufe zeigen doch 
eines: für Sie ist nur ein toter Sozialdemokrat ein 
guter Sozialdemokrat. 

(Erneuter Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. 
Vogel: Eine Verleumdung ist das, was Sie 
da sagen! — Pfui-Rufe und weitere Zurufe 

von der CDU/CSU.) 

Solange er lebt, wird er bekämpft, und später wird 
er zum Kronzeugen gegen seine eigene Partei um-
gefälscht. Meine Damen und Herren, Sie sollten es 
ernst meinen mit dem Satz: Du sollst nicht falsch 
Zeugnis reden wider deinen Nächsten! 

(Wiederholter Beifall bei der SPD. — Abg. 
Dr. Vogel: Sie auch nicht!) 

In diese unbedingt notwendigen Wahlbomben

-

reihen gehört die kürzlich in diesem Hause zur 
Sprache gekommene Provokation von Dortmund. 
Das war eine bestellte Arbeit. Was taten eigentlich 
ein Flugzeug der CDU, Wagenkolonnen aus Bonn 
und Fahrer aus Wiedenbrück, von denen der Kol-
lege Barzel genau wußte, daß sie aus Wiedenbrück 
stammten, bei jener Kundgebung in Dortmund? Sie 
haben nichts anderes vorgehabt, als dort Zwischen-
fälle zu provozieren, und nur dank der Besonnen-
heit der Teilnehmer ist es gelungen, ernste Zwi-
schenfälle zu verhindern. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Dann werden uns hier Greuelmärchen vorgetragen, 
von denen sich inzwischen herausgestellt hat, daß 
nichts von ihnen zutraf. Den Schwerverletzten gibt 
es gar nicht. Einer, der angeblich mit einem Messer 
zerstochen worden ist, stellte sich nachher als ein 
angeblich mit dem Messer Bedrohter heraus, wie 
Kollege Barzel hier versichert hat. Die Leute, die 
angeblich so sehr betroffen worden waren, waren 
erst gar nicht ausfindig zu machen, damit man über-
haupt erst zu Strafanträgen kommen konnte, und 
ähnlichen Unfug hat es gegeben. 

Meine Damen und Herren, hier haben Sie eine 
von Ihnen angestiftete Provokation zur Wahlbombe 
machen wollen, die sich als ein Rohrkrepierer im 
vollen Sinn des Wortes erwiesen hat. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber ich sage das nicht wegen des Herrn Blank, 
sondern wegen des Herrn Bundeskanzlers. Reden 
Sie doch einmal mit ihm, daß er sich solche Sachen 
nicht noch ausdrücklich bestellt! Denn als Herr 
Blank hier diese Kanonade losließ, erschien plötz-
lich auf Verabredung der Herr Bundeskanzler im 
Saal, 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

der vorher bei diesem Teil des Haushaltsplans gar 
nicht dabeigewesen ist.  

(Abg. Conring: Er war von 
Anfang an da!) 

Meine Damen und Herren, wieweit sich die Ge-
sinnung des Bundesarbeitsministers zu seinem 
Nachteil verändert hat, sieht man aus der Art, wie 
auf der einen Seite Ihre Partei jetzt mit geschwol-
lener Brust die Partei der Staatsautorität ist und 
wie auf der anderen Seite der Bundesarbeitsmini-
ster im Tone der Verachtung hier den Satz ausruft: 
Der Mob ist los in Deutschland. Meine Damen und 
Herren, das wird man ihm in Dortmund nicht so 
leicht vergessen; darauf kann er sich verlassen. 

Im Zusammenhang mit diesem Wort „Mob", das 
noch lange an Ihnen haften bleiben wird, 

(Zuruf von der CDU/CSU: An Ihnen!) 
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fiel jenes Modewort von der Masse. Wer ist denn 
diese Masse? Sie besteht aus lebendigen Menschen, 
aus Staatsbürgern, die alle Anspruch auf gleiche 
Behandlung vor dem Gesetz haben. Welch ein 
Hochmut, wenn sich hier ein Beamter hinstellen 
und zu der Behandlung des Professors Heisenberg, 
eines der berühmtesten deutschen Nobelpreisträ-
ger, sagen kann: Nun, da fällt ihm ja nicht gleich 
eine Perle aus der Krone, wenn er 40 m weiter 
weggewiesen wird, weil der Bundeskanzler an-
fährt. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

Welch ein Hochmut! Merken wir uns eines: — — 

(Erneute Zurufe von der CDU/CSU.) 

— Ja, Sie haben aber für diese Selbstverständlich-
keit des Selbstbewußtseins demokratischer Bürger 
auch gegenüber der Obrigkeit überhaupt kein Ge-
fühl mehr; das ist ja das Verhängnis. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD sowie Abge

-

ordneten der FDP. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Haben Sie nichts Besseres?) 

Beamte — ich bin selber einer von Beruf gewesen, 
bis ich in dieses Haus kam, und sage deshalb nichts 
gegen die Gruppe der Beamten, sondern nur etwas 
über das normale Verhältnis der Gruppen zuein-
ander —, Beamte, Abgeordnete — damit auch Sie 
Ihr Teil haben —, Minister und sogar Bundeskanz-
ler sind nicht Vorgesetzte der Bevölkerung; sie 
sind keine höheren Lebewesen, sondern sie sind 
Beauftragte, die Rechenschaft schuldig sind. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe der 
CDU/CSU.) 

Natürlich bedarf auch die Demokratie der Führung. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha! — 
Gegenruf von der SPD: Das war sicherlich 

Herr Seffrin!) 

Vizepräsident Dr. Becker: Gestatten Sie eine 
Zwischenfrage? 

Erler (SPD): Bitte! 

Dr. von Haniel -Niethammer (CDU/CSU) : Herr 
Abgeordneter Erler, sind Sie sich nicht auch darüber 
im klaren, daß es in der ganzen Geschichte Deutsch-
lands noch nie eine Zeit gegeben hat, wo es so 
wenig Obrigkeitsstaat gab wie in unserer Bundes-
desrepublik Deutschland, 

(Lachen bei der SPD) 

in der man den höchsten Beamten des Bundes in 
so hemmungsloser Weise angreifen kann, wie Sie 
es getan haben, 

(Beifall bei der CDU/CSU - erneutes 
Lachen bei der SPD) 

und daß es in der deutschen Geschichte noch nie 
eine Zeit gegeben hat, in der der Deutsche so frei 
und ungebunden leben konnte wie in unserer Bun-
desrepublik? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

Erler (SPD) : Daß Sie den politisch verantwort-
lichen Bundeskanzler als den höchsten Beamten be-
zeichnen, das zeigt, in welcher Weise Sie schon 
obrigkeitsstaatlichem Denken verfallen sind. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU: So billig machen Sie es sich!) 

Seien wir doch ehrlich: Wer in der Politik die 
Führung in die Hand nimmt, der steht nicht unter 
Naturschutz, sondern der muß sich in einer Demo-
kratie Kritik gefallen lassen. 

(Beifall bei der SPD. - Abg. Dr. Aigner: 
Bisher haben wir Sie ernst genommen, Herr 
Erler, jetzt nicht mehr! Jetzt haben Sie sich 

selbst ad absurdum geführt!) 

— Meine Damen und Herren, das Thema schmerzt 
Sie, 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

weil es offenbar einen sehr gefährlichen Trend in 
Ihrer Partei bloßlegt, den unser Volk einmal mit 
Bewußtsein zur Kenntnis nehmen sollte. 

Kommen wir zurück zu dem, was die in der De-
mokratie selbstverständlich erforderliche politische 
Führung an Verpflichtungen gegenüber der demo-
kratischen Wählerschaft hat! Sie muß sich um einen 
Auftrag bemühen, sie muß Rechenschaft legen über 
das, was sie tut, und sie muß sich der Kontrolle 
durch die demokratisch legitimierten Instanzen 
unterwerfen. 

(Abg. Dr.  Conring: Das haben Sie alles 
schon einmal gesagt!) 

— Und Sie meinen, alles, was heute von Ihren 
Bänken gesagt worden ist, war absolut neu? Den 
Eindruck hatte ich auch nicht ganz. Bei dieser De-
batte — das ist der Sinn einer Haushaltsdebatte - 
versucht man, die grundsätzlichen Standpunkte ein-
mal zu konfrontieren und nicht nur unentwegt neue 
Weisheiten auf den Tisch des Hauses zu legen. Das 
ist doch selbstverständlich! 

(Abg. Dr. Conring: Aber nicht nur immer 
dasselbe!) 

— Es tut mir leid, Ihnen muß man das öfter sagen, 
weil Sie nach unseren bisherigen Erfahrungen so 
wenig Intensität im Zuhören besitzen, daß Sie nach-
her dem Volke draußen sagen, Sie hätten von der 
Sozialdemokratie überhaupt noch nicht gehört, was 
sie eigentlich für Vorstellungen von Staat und Ge-
sellschaft habe. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber zurück zum Auftrag! Offenbar fassen Sie 
in der bewährten Schlichtheit unseres Kanzlers den 

Auftrag so auf, daß man vor einer Wahl das sagen 
müsse, „wat die Leute fern hören"; dann könne 
man  nachher tun, was man wolle. So fassen wir den 

 Auftrag eben nicht auf. Am 5. Juli 1957 — auch 
dais  haben wir schon einmal gesagt — hat  der  Herr 
Bundeskanzler im einer Wahlkundgebung ausge-
führt: Wir wollen keine atomaren Waffen, wir kön-
nen sie gar nicht bezahlen, und im übrigen lehnen 
wir eine atomare Aufrüstung der  Bundeswehr ganz 
bewußt ab. - Und nachher haben Sie als erstes 
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Parlament auf europäischem Boden das, was Sie 
vor der Wahl abgelehnt hatten, in diesem Haus 
beschlossen. 

(Abg. Dr. Conring: Das stimmt nicht, die 
Atomdebatte war vorher! — Weitere Zu

-

rufe von der CDU/CSU: Unrichtige 
Darstellung!) 

— Entschuldigen Sie, ich habe soeben Ihr Wahl-
material und die Wahlrede ides Kanzlers vorge-
lesen. Da haben Sie dem Volk vorgetäuscht, Sie 
seien gegen die Atombewaffnung, und nach der 
Wahl haben Sie die Atombewaffnung beschlossen. 
Da beißt doch keine Maus einen Faden ab. 

(Abg. Rasner: Darin liegt der Conditionalis 
von zwei Jahren!) 

— Aber Sie wissen doch auch, daß Sie nicht bereit 
sind, ausdrücklich eine Aufschiebung des Beginns 
der atomaren Rüstung, wie sie beischlossen ist, zu 
akzeptieren. Das haben Sie auch bisher ausdrück-
lich verweigert. 

(Zuruf von  der  CDU/CSU: Nein!) 

— Natürlich! 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

— Dann fragen Sie doch einmal Ihre Mitglieder im 
Auswärtigen Ausschuß danach! 

(Zuruf von  der  CDU/CSU: So leicht kann 
man es sich nicht machen, Herr Erler! — 

Abg. Rasner: Das ist eine unzulässige 
Vereinfachung!) 

— Herr Rasner, es amüsiert mich, wenn Sie sich 
über eine unzulässige Vereinfachung beklagen. Ich 
würde sagen: unterhalten Sie sich einmal gelegent-
lich mit dem Kanzler über die Zulässigkeit der 
Grenzen der Vereinfachung, dann werden Sie Ihr 
blaues Wunder erleben. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Wenn zwei das gleiche tun, ist 

es nicht das gleiche!) 

— Sie messen ja auch sich mit ,einem anderen Maß 
als die anderen. Das ist ja der Sinn meiner Rede, 
daß Sie meinen: Demokratie absolut, nur wenn sie 
unseren Willen tut. — Das ist Ihr Standpunkt. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Nach dem Auftrag, 
den Sie sich, schlicht gesagt, gar nicht verschafft 
haben — Sie handeln sogar gegen den  Auftrag, der 
Ihnen erteilt worden ist —, muß eine Regierung 
auch eine Rechenschaftspflicht erfüllen. Dazu ge-
hört die Information der Bevölkerung, aber selbst-
verständlich wahrheitsgemäß und nicht entstellt. 
Und da will ich Ihnen für die Art, wie — leider, 
muß ich hier sagen — unter der Ägide des Herrn 
Bundeskanzlers informiert wird, nur ein paar Bei-
spiele geben. Fangen wir mit ihm selber an. Hat 
er nicht kürzlich hier in diesem Hause einfach zu-
nächst ohne irgendwelche Umschweife versichert: 
Herr Kühn hat aus meinem Haushaltstitel Geld be-
kommen; er wird es auch im nächsten Jahr wieder 
bekommen. — Es  hat einer erbitterten Auseinander

-

setzurig bedurft, bis klargestellt worden ist, daß das 
nicht Herr Kühn, sondern eine Journalistengewerk-
schaft gewesen ist. 

(Lachen bei der CDU/CSU. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Das stimmt nicht! Das ist 
Unsinn! — Abg. Niederalt: Jedermann 
mit klarem Verstand hat gewußt, daß es 
nicht Herr Kühn persönlich war; Sie auch! 
Das ist doch wider besseres Wissen! — 

Weitere Zurufe.) 

— Sie kennen Ihren Bundeskanzler besser und wis-
sen genau, daß das kein falscher Zungenschlag, 
sondern Absicht gewesen ist. 

(Beifall bei der  SPD.) 

Oder wie geht man  jetzt mit Albert  Schweitzer 
um?! Derselbe Mann, den Sie vor kurzem noch den 
Reihen der Atompanikmacher und der Schwarm-
geister zugeordnet haben, wird jetzt plötzlich zum 
Kronzeugen für die CDU-Politik befördert. Da heißt 
es: „Albert Schweitzer mahnt!" Gleich das Zitat 
auf der ersten Seite ist völlig entstellt. Da ist ein 
halber Satz hineingeschrieben worden, der im Ori-
ginal gar nicht drin ist; da sind andere Worte ge-
strichen worden,  die  den Sinn völlig verfälschen. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Albert Schweitzer ist genauso wenig wie wir, auch 
wenn Sie tausendmal mit falschen Plakaten das 
Gegenteil behaupten, für eine einseitige Abrüstung 
des Westens. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Einseitig!) 

— Genauso wenig wie wir! Er ist auch nicht für 
eine einseitige Atomabrüstung des Westens. Er ist 
dafür, daß die Beendigung des Wettrüstens durch 
vergleichbare und gleichwertige Schritte auf beiden 
Seiten angestrebt wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist doch 
unsere Politik!) 

— Eben leider nicht! Jetzt kommt der Punkt, wo 
Albert Schweitzer und wir uns grundsätzlich von 
Ihnen unterscheiden: Gerade wer diese Beendi-
gung des Atomwettrüstens durch die Großen will, 
der muß gegen die Ausdehnung des Atomwett-
rüstens auf andere, kleinere Staaten sein. Das ist 
der Punkt! 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Hoffnung auf eine Übereinkunft unter den Großen 
gibt es nur so lange, wie dieser Klub verhältnis-
mäßig klein ist. Sobald wir Deutschen den Anfang 
machen, kommt eine ganze Serie anderer nach. 
Wenn immer weitere Staaten in den Besitz dieser 
Waffen gelangen, ist die Aussicht auf ein ver-
nünftiges Abkommen über die Beendigung des 
Atomwettrüstens nahezu dahingeschwunden 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

und leider der kollektive Selbstmord der Mensch-
heit in grauenhafte Nähe gerückt. 

Meine Damen und Herren, und da halten wir es 
mit Schweitzer. Wer der Meinung ist, daß man den 
Großmächten zuraten soll, auf gleichwertige Weise 
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auf beiden Seiten die Gefahren bannen zu helfen, 
der darf nicht selber für seinen Staat auf Atombe-
waffnung hinarbeiten; denn damit wird er in dieser 
Auseinandersetzung unglaubwürdig. 

(Beifall bei der SPD.) 

Dazu kommt, daß man mit Waffen, die im Wähler-
brief des Herrn Bundeskanzlers sehr gemütvoll als 
die kleineren Atomwaffen angesprochen werden, 
Deutschland gar nicht verteidigen kann, denn auch 
die kleinste dieser Waffen hat die Wirkung von 
tausend Luftminen des zweiten Weltkrieges. Mit 
einer Verwendung dieser Waffen ist Deutschland 
im Konfliktsfall nicht zu schützen, sondern wird nur 
völlig ausgerottet. 

Aber, meine Damen und Herren, wenn schon 
Schweitzer entstellt wird, was Wunder, daß man 
dann im Wahlkampf in Nordrhein-Westfalen der 
staunenden Bevölkerung verkündet: „Fritz Erler 
(SPD) fordert Atomwaffen für die Bundeswehr." 
Sie, die Sie die Debatten hier gehört haben, wissen 
genau, wie leidenschaftlich wir, meine politischen 
Freunde und ich, uns gegen die atomare Bewaff-
nung der Bundeswehr eingesetzt haben. Dieses Ihr 
Flugblatt kann man nur niedriger hängen. Das ist 
alles, was man dazu sagen kann. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Dann kommt ein neues Argument, von dem vor-
hin Herr Dr. Vogel gesprochen hat. Da lasen wir 
einmal in der  „Welt":  

Der britische Labour-Abgeordnete Crossman 
hat nach seiner Rückkehr aus der Sowjetunion 
in einem geschlossenen Kreis interessante Ein-
zelheiten aus seinem Gespräch mit Chru-
schtschow bekanntgegeben. Auf die Frage, wie 
die Reaktion der Sowjetunion auf eine even-
tuelle atomare Aufrüstung Deutschlands sein 
würde, antwortete Chruschtschow: Mit einem 
atomaren Deutschland wird Rußland eine Ver-
ständigung suchen müssen, sogar auf Kosten 
großer Opfer. 

Also ungefähr so: Wir schaffen uns jetzt mal das 
Atombajonett an, und damit 'klopfen wir dann ein 
bißchen auf die Theke, und plötzlich ist die Sowjet-
union zu großen Opfern bereit. 

Leider, leider, Herr Kollege Dr. Vogel, hat die 
Geschichte einen schauerlichen Haken, und nehmen 
Sie das mit der Glaubwürdigkeit sehr ernst. Herr 
Crossman hat nämlich klipp und klar erklärt, und 
zwar nicht nur telegraphisch, sondern 'in einem 
Brief, den er an die „Welt" geschickt hat: 

Da ich niemals in  meinem Leben in Rußland 
war, kann ich dazu nur sagen, daß die in jener 
obskuren polnischen Zeitschrift veröffentlichte 
Geschichte auf reiner Erfindung beruht. 

(Hört! Hört! bei 'der , SPD.) 

Die Erfindung wird dadurch nicht glaubwürdiger, 
daß sie gern in Ihrem weiteren Wahlmaterial ver-
wendet wird. Hier halte ich es doch mit Crossman, 
der wirklich nicht in der Sowjetunion war und 
dem man nichts andichten kann. 

(Zuruf von der SPD: „Vereinfachung der 
Wahrheit!") 

Das gehört alles  zu jenem Stil der Auseinander-
setzungen, für den eben der Herr Bundeskanzler 
als Parteivorsitzender — ob er will oder nicht — 
auch die Verantwortung mit trägt. 

Ich weiß, daß Sie versuchen, sich auf — wie hieß 
das vorhin so schön? — „institutionelles Denken" 
zu berufen. Das ist offenbar eine neue Formel für 
obrigkeitsstaatliche Vorstellungen, wenn Sie unter 
Berufung auf diese Formel versuchen, den Herrn 
Bundeskanzler unter eine Art Naturschutz stellen 
zu lassen. 

(Zustimmung bei der SPD. — Abg. Nie

-

deralt: Herr Erler, ist denn institutionelles 
Denken so neu?) 

Meine Damen und Herren, der Kanzler muß in der 
Behandlung politischer Gegner, gerade weil er die 
große Verantwortung trägt, Vorbild sein. Wer so 
wie er diffamiert und entstellt, der kann nicht auf 
Samthandschuhe in der politischen Auseinander-
setzung rechnen. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Aigner: 
Aber auf Anstand! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU.) 

Zumal dann kann er nicht darauf rechnen, wenn 
er sich als Bundeskanzler bis zu jenem Sprach-
schatz des „Dritten Reichs" herabbemüht, indem er 
die Führer der Gewerkschaften als die „obersten 
Bonzen" bezeichnet. Diesen Appell an Gefühle von 
einst hätte ich auch dem Herrn Bundeskanzler lie-
ber nicht zugetraut. Ich war tief betrübt, als ich 
das las. 

Meine Damen und Herren, wir können heute zu 
der Gesamtpolitik des Kanzlers nicht Stellung neh-
men, ohne uns nicht mit jener Schicksalsfrage zu 
beschäftigen, ob uns die Politik der Bundesregie-
rung der friedlichen Wiedervereinigung Deutsch-
lands in gesicherter Freiheit nähergebracht hat. 
Ich sage hierzu ein klares Nein. Die Kernfrage der 
deutschen Einheit — und damit sind eine Reihe 
anderer Fragen in Mittel- und Osteuropa verbun-
den — ist der Abzug sowjetischer Truppen aus 
jenen Gebieten. Diese Frage ist verschiedentlich 
von drüben und dem Westen zur Sprache gebracht, 
ihr Aufgreifen unter Mithilfe der Bundesregierung 
aber systematisch verhindert warden. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Lassen Sie mich ein offenes Wort hier sagen. 
Gomulka wäre vielleicht nicht gezwungen gewe-
sen, wieder härter auf die sowjetische Linie zu 
gehen, wenn man den Rapacki-Plan nicht mit Ihrer 
Hilfe so hart vom Tisch gewischt hätte. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Dr. Vogel: 
Das ist doch eine Hypothese! Es ist doch 
geradezu lächerlich, so etwas zu behaupten! 
— Abg. Dr. Conring: Das ist doch einfach 
eine Behauptung! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU.) 

Natürlich ist es fraglich, ob die Sowjetunion bei 
ernsthaften Verhandlungen zu einer solchen Politik 
unter vernünftigen, unsere Sicherheit nicht beein-
trächtigenden Gegenleistungen, wie sie in den Vor-
schlägen Gaitskells und der deutschen Sozialdemo- 
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kraten enthalten sind, bereit gewesen wäre. Aber 
mindestens hätte man die Sowjetunion dazu stellen 
müssen, mindestens hätte man ihr nicht die Pro-
paganda mit dem Gedanken des Truppenabzugs er-
lauben dürfen, weil es unser Interesse, das Inter-
esse der Freiheit der Deutschen in der Sowjetzone 
ist, daß die Frage des Abzugs der Sowjettruppen 
nie wieder von der weltpolitischen Tagesordnung 
verschwindet. Wir müssen sie darauf halten. Aber 
Sie haben alles getan, um sie von dieser Tages-
ordnung zu entfernen. 

(Leider wahr! bei der SPD.) 

Dieses eine Beispiel zeigt, daß Sie vieles unter-
lassen haben und daß keine fruchtbare Initiative 
entwickelt worden ist. Das erinnert mich daran — 
wenn wir schon von der deutschen Einheit sprechen 
und ein Urteil über die Gesamtpolitik abgeben —, 
wie mühsam der Weg der Saar zur Bundesrepublik 
Deutschland gewesen ist. Die Saarbevölkerung hat 
sich ihren Weg zur Bundesrepublik gegen die Rat-
schläge Bundeskanzler Adenauers selber in tapferer 
Weise erkämpft, und dafür müssen wir ihr dankbar 
sein. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP.) 

Ich sprach vorhin vom Obrigkeitsstaat, zu dem 
natürlich auch der Untertan gehört, ebenso als eine 
besonders unerfreuliche Erscheinung der Byzantiner. 
Da wird dann fleißig das Weihrauchfaß geschwun-
gen, ein Symptom aller Obrigkeitsstaaten. Von 
Wilhelm II. über andere Beispiele, die Ihnen sehr 
weh tun würden und die ich deshalb nicht nennen 
möchte, die aber doch in der Sache richtig sind, 
wird jeweils der Mann oben fürchterlich angehim-
melt. So sagt also der Herr Bach — und jetzt dürfen 
Sie wieder Beifall klatschen, damit Sie endlich auch 
einmal Anlaß haben, mit mir zufrieden zu sein —: 

Statt auf die Regierung Adenauer zu 
schimpfen, sollte man täglich Gott danken, 
daß er uns nach dem furchtbaren Zusam

-

menbruch einen Staatsmann wie Konrad 
Adenauer geschenkt hat. 

Meine Damen und Herren, merken Sie denn gar 
nicht, in welcher Weise hier Byzantinismus kulti-
viert wird? 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Merken Sie denn gar nicht, daß das eine Sprache 
ist, die eines freien Mannes in einem freien Staate 
seinem von ihm selbst gewählten Regierungschef 
gegenüber unwürdig ist? 

(Widerspruch in der Mitte.) 

Meine Damen und Herren, ich bin auch erschrok-
ken gewesen — vielleicht kann es der Herr Bundes-
tagspräsident später dementieren daß gerade 
Dr. Eugen Gerstenmaier auf einer Wahlver-
sammlung gesagt haben soll: „Mit Gott und Konrad 
Adenauer!" 

(Lachen bei der SPD.) 

Herr Bundeskanzler, ich habe eine wirklich große 
Bitte. Der einzige, der diesen einer aufrechten  

männlichen Gesinnung in unserem Volke abträg-
lichen Unfug abstellen kann, sind Sie selbst. Ver-
bitten Sie sich doch bei Ihren Freunden einfach 
diese Sprache! Sorgen Sie dafür, daß etwas Würde 
auch in Zustimmungserklärungen zu Ihrer Politik 
hineinkommt! 

(Zurufe von der Mitte.) 

Mit dem Wort des Herrn Dr. Gerstenmaier „Mit 
Gott und Konrad Adenauer!" ist ja schließlich auch 
wieder der Herrgott für eine bestimmte Partei be-
müht worden. 

(Erneute Zurufe von der Mitte.) 

Der Herr Bundeskanzler beklagt manche Äußerun-
gen evangelischer Kirchenmänner, wenn sie seiner 
Politik nicht zustimmen. Ich meine, diese Appelle, 
auch die des Evangelischen Arbeitskreises der 
CDU/CSU, wären viel wirksamer, wenn  man  sich 
auch einmal bescheiden, aber energisch die offi-
zielle Wahlhilfe durch Hirtenbriefe zugunsten einer 
bestimmten politischen Partei verbäte. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

Das würde der Politik und dem Christentum besser 
ziemen; denn das „C" verführt dazu, das Christen

-

tum in den parteipolitischen Kampf hineinzuziehen. 

Meine Damen und  Herren, entsinnen Sie sich 
bitte des Gebots: „Du sollst den Namen des Herrn 
nicht unnützlich führen." 

(Oho-Rufe von der Mitte.) 

Im Vornamen einer politischen Partei hat der Name 
des Herrn nichts zu suchen. 

(Beifall bei der SPD. — Anhaltende Zurufe 
von der Mitte.) 

— Die Zwischenrufe, die jetzt aus Ihren Reihen 
kommen, zeigen, daß Sie meinen, Sie hätten das 
Christentum ganz alleine gepachtet. Darüber ist 
schon vor fast 2000 Jahren das Urteil gefällt wor-
den, als man das zutreffend über die Pharisäer und 
ihre Gesinnung sagte. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
Mitte.) 

In einem christlich geprägten Volk — so wie das 
bei uns der Fall ist — ist das „C" im Namen einer 
einzigen Partei doch bereits ein Stück Ansatz zu 
der Versuchung, zur einzigen Partei zu werden; 
denn daneben kann es dann eigentlich kaum noch 
andere Parteien von nennenswertem Ausmaß 
geben. Machen Sie sich von dieser Versuchung frei, 
indem wir künftig die Argumente politisch ausfech-
ten und nicht durch den Parteinamen etwas, was 
uns gemeinsam gehört, in die Arena der partei-
politischen Auseinandersetzungen ziehen. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe von der 
CDU/CSU.) 

— Meine Damen und Herren, es gibt keine Hirten-
briefe zugunsten der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands; darauf möchte ich mit aller Beschei-
denheit aufmerksam machen. 

(Heiterkeit bei der SPD. — Lachen bei 
der CDU/CSU.) 
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Ich möchte noch ein Kapitel über den Umgang 

mit der Opposition anschließen. Sie haben vorhin 
Beifall geklatscht, als ich sagte: der Staat sind wir 
alle, also gehört die Opposition, die demokratische 
Opposition, zu den staatstragenden Kräften. Was 
Sie zur Zeit unternehmen, ist der bewußte Versuch, 
diese Opposition aus jeder Mitverantwortung nicht 
nur im Bund, sondern auch in Ländern und Gemein-
den hinauszudrängen. 

(Anhaltende Zurufe von der Mitte.) 

Dieser Versuch, die politische Vertretung eines gro-
ßen Teils des Volkes und großer Schichten der Ar-
beitnehmerschaft ziemlich bewußt aus dem Staat 
herauszudrängen, ist gefährlich für die Demokratie, 
insbesondere, wenn er noch dazu mit der Formel 
vom Untergang Deutschlands unternommen wird, 
obwohl, Herr Bundeskanzler, Nordrhein-Westfalen 
in den letzten zwei Jahren keineswegs untergegan-
gen ist, obwohl eine ganze Reihe von Landesregie-
rungen in entscheidendem Maße mit Sozialdemo-
kraten besetzt sind und dort sogar auch christliche 
Demokraten mit diesen Leuten, die Deutschland in 
den Untergang bringen wollen, friedlich in einer 
Regierung zusammensitzen. 

Meine Damen und Herren, vergessen wir doch 
nicht, daß die großartige Leistung, mit der sich 
unser Volk aus den Trümmern emporgearbeitet 
hat, nicht das Verdienst einiger weniger Männer, 
sondern eine großartige Gemeinschaftsleistung des 
ganzen deutschen Volkes und damit auch und ge-
rade der Sozialdemokraten in den Ländern und Ge-
meinden gewesen ist. 

(Beifall bei der SPD. — Zurufe 
von der Mitte.) 

— Ich habe gesagt: auch und gerade. Damit sind 
Sie selbstverständlich auch dabei. Will Ihnen das 
jemand bestreiten? Wer erhebt denn hier den 
Monopolanspruch? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sie!) 

- Lesen Sie Ihre Flugblätter! 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Preusker.) 

Der Wählerbrief des Herrn Bundeskanzlers tut so, 
als sei Herr Erhard das allein gewesen und als 
hätten die Sozialdemokraten mit diesen Aufbau-
leistungen überhaupt nichts zu tun, sondern hätten 
im Gegenteil nur versucht, sie zu verhindern. 

(Zuruf des Abg. Pelster.) 

— Entschuldigen Sie, Herr Pelster, hier ist der Brief; 
lesen Sie dort einmal nach, in welcher Weise — nicht 
mit einer Zeile! — die positiven Leistungen der 
Sozialdemokraten nicht gewürdigt werden, die So-
zialdemokratie vielmehr beschuldigt wird, nichts 
anderes als negative Arbeit zu leisten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Haben Sie mit 
einem Wort die Leistungen der Regierung 

gewürdigt?) 

Meine Damen und Herren, Ihre Politik läuft dar-
auf hinaus, eine ohnehin gespaltene Nation noch-
mals zu spalten. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Integration fängt zu Hause an. Wie anders wäre 
unsere Stellung, wenn die Regierung, die doch 
schließlich die Verantwortung für die Außenpolitik 
trägt, den Versuch machen würde, sich die Argu-
mente der Opposition auch in der Vertretung unse-
rer Interessen nach außen nutzbar zu machen, wie 
das sehr häufig in anderen demokratischen Ländern 
geschieht! Das ist aber nicht möglich, wenn dieselbe 
Opposition von Ihnen hier und draußen als nihili-
stisch, uneuropäisch und sonst etwas diffamiert 
wird, wenn man den Eindruck erweckt, es gäbe nur 
einen Demokraten, und der heißt Konrad Adenauer, 
wenn man den Eindruck erweckt: was wird aus dem 
armen deutschen Volke, wenn einmal dieser einzige 
Demokrat die Zügel aus der Hand legen muß? Die 
große Aufgabe, die gelöst werden muß, ist doch 
nicht, Vertrauen in der Welt zu einem einzigen 
Manne zu schaffen, sondern ist, Vertrauen in der 
Welt zu unserem ganzen Volk zu schaffen. Das muß 
die Aufgabe sein. 

(Sehr richtig! bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Herr Erler, wir können doch 

nicht auch für Sie noch Propaganda 
machen!) 

Es ist davon gesprochen worden, wie man Angst 
schüre. Darin sind Sie doch Meister: „Alle Wege 
des Marxismus führen nach Moskau" — „Moskau 
setzt auf die SPD". 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 

- Stimmt das etwa nicht? Darin steckt doch die 
ganze erbärmliche Gesinnung jener, die genau wis-
sen, daß die freiheitliche Sozialdemokratie gegen 
jede Gewaltherrschaft kämpft, ob sie nun braun an-
gestrichen ist, schwarz deklariert wird oder unter 
Hammer und Sichel auftaucht. 

(Beifall bei der SPD.) 

Da wird Wahlmaterial verbreitet: „Stunden des 
Grauens — Bischof starb Heldentod". Ich dachte: 
nanu, in Nordrhein-Westfalen ist das doch ganz an-
ders, dort hat doch der Bischof freundlich mit Stein-
hoff im Auto zusammengesessen, dort ist ein Ver-
trag mit dem Heiligen Stuhl unterschrieben worden, 
dort ist das Ruhrbistum durch sozialdemokratische 
Mitwirkung entstanden, dort sind Verträge mit den 
anderen Landeskirchen abgeschlossen worden. Wer 
dann in dieser Weise zu schüren versucht, der be-
kämpft in Nordrhein-Westfalen nicht den Gegner, 
den er vor sich hat, sondern der erfindet sich einen 
Popanz, den er der Bevölkerung zum Zwecke besse-
rer Bekämpfung vorführt. 

Meine Damen und Herren, Sie haben versucht 
— und der Bundesinnenminister hat dazu seinen 
Beitrag geleistet —, der Bevölkerung das Gruseln 
beizubringen, als stünde hier in unserem Lande ein 
kommunistischer Staatsstreich unmittelbar vor der 
Tür. Natürlich wollen wir ganz nüchtern einsehen, 
welchen Gefahren wir durch die Nähe der Zonen-
grenze und die hartgesottenen Leute auf der ande-
ren Seite tatsächlich ausgesetzt sind. Da ist es eine 
Aufgabe, unser Volk zu immunisieren. Aber das 
muß Sache der Überzeugungskraft der Demokraten, 
Sache der Bürger sein und nicht nur Sache der Po-
lizei, auf die Sie es abzuschieben versuchen. Die 
Demokratie muß überzeugungskräftig sein und darf 
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das nicht allein der Obrigkeit überlassen, und dazu 
gehört eben eine freiheitliche, von jedem Rückfall 
in den Obrigkeitsstaat freie, gerechte und soziale 
Ordnung. 

Die kommunistische Gefahr ist eben doch mehr 
als ein nur militärisches Problem. Wir sehen es an 
dem Schicksal der Entwicklungsländer. Auch unsere 
Politik hat leider nicht mäßigend gewirkt, als wir 
vielleicht noch das eine oder andere gute Wort zu 
unseren französischen Freunden wegen jener blu

-

tigen Auseinandersetzungen in Nordafrika hättert 
sagen können, die bisher nur die Sympathien der 
asiatisch-afrikanischen Völker für die andere Seite 
und nicht für uns gestärkt haben. Wir können nur 
hoffen, daß es durch alle Wirren hindurch dort doch 
noch eine vernünftige Lösung gibt. 

Aber nehmen Sie es zur Kenntnis: in jenen Kon-
tinenten fällt die Entscheidung auch über unser 
Schicksal. Da aber bedaure ich es, daß wir es wie-
der unterlassen haben, jenen — allzu bescheidenen 
— Betrag von 50 Millionen für die Entwicklungs-
länder, ,der im Vorjahr im Haushalt stand, diesmal 
im ordentlichen Haushalt wieder einzusetzen. Für 
mich ist Idas ein Beispiel. Der Ansatz fehlt auf 
jeden Fall. Auch wenn Sie uns jetzt mit irgend-
welchen Ermächtigungen für die Zukunft trösten, 
auch wenn im neuen Jahre neue Ansätze kommen 
— ,diese Lücke bleibt. Und selbst dieser Ansatz ist 
ja in Wahrheit nur ein Tropfen auf den heißen 
Stein. Eigentlich sollten wir mit den anderen ver-
nünftig darüber reden, in welcher Weise die gro-
ßen Industriestaaten hier ein gemeinsames Werk 
beginnen sollten, weil das Verteidigung und  Siche-
rung der Freiheit im besten Sinne des Wortes ist. 
Sonst reift dort eine Revolution heran, die uns 
wirklich alle verschlingen könnte.

Meine Damen und Herren! Der Sprecher der CDU 
hat gesagt: Dieser Haushalt drückt die Politik dieser 
Regierung aus. Wir halten den Kurs des Bundes-
kanzlers, den Stempel, den er dem innenpolitischen 
Klima der Bundesrepublikgegeben hat, nicht für 
richtig, wir halten sein Wirken in Richtung auf die 
Wiederbelebung obrigkeitsstaatlicher Tendenzen 
für verhängnisvoll und wenden Idaher seinen Haus-
haltsplan ablehnen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Krone. 

Dr. Krone (CDU/CSU) : Herr ,Präsident! Meine 
Herren! Ich will mit einem Satz beginnen, der gar 
nicht in  die  Atmosphäre paßt, die eben durch die 
Rede des Kollegen Erler ,erzeugt worden ist:  mit 

 einem Dank an den Präsidenten Carlo Schmid für 
die Worte 'der Hochachtung und der menschlichen 
Wertschätzung unserem Kollegen Karl Arnold ge-
genüber. Ihm für diese so menschlichen Worte zu 
danken, ist mir eine Pflicht seitens der Fraktion. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will  einen zweiten Gedanken aus den Wor-
ten  ides  Präsidenten aufgreifen. Er hat gesagt, wir 
leben in einer mörderischen Hast; er hat uns ge-

warnt und hat gesagt, es könnten, wenn wir dem ' 
nicht Einhalt täten, noch mehr aus unseren Reihen 
der Hast zum Opfer fallen. Ich nehme auch dieses 
Wort auf; ich möchte den Wunsch auch bei dieser 
Haushaltsberatung aussprechen, daß wir die in den 
Anfängen steckengebliebene Parlamentsreform doch 
wieder aufgreifen sollten. Wir sollten uns auch 
einmal überlegen, ob wir nicht die Vielheit von 
Wahlen — Bundestag, Länder, fünf in  diesem Jahr, 
zwei im nächsten Jahr — auf einige wenige Ter-
mine konzentrieren. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wir würden damit uns selber, unserer Gesundheit, 
unserer Arbeit und auch der Demokratieeinen 
großen Dienst erweisen. 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Herr Kollege Erler, ich bin, offen gesagt, nicht in 
der Lage, Ihnen in dem Ton zu antworten, in dem 
Sie gesprochen halben. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Gestern morgen oder gestern nachmittag erhielten 
wir einen Brief von den Parteien der Sozialdemo-
kraten, der Freien Demokraten und des Zentrums, 
wir möchten angesichts des Todes von Karl Arnold 
den Wahlkampf einstellen. 

(Zuruf von der SPD: Warum habt ihr es 
nicht getan?) 

Wir haben ihnen geantwortet: Dieser Brief ehrt die 
absendenden Parteien. Wir haben ihnen dafür ge-
dankt. Wir haben dann geantwortet, man möge es 
verstehen, daß, da der Wahlkampf von uns auf 
Karl Arnold ausgerichtet war, wir unseren Wäh-
lern Antwort geben müßten, was nun werden soll. 
Ich habe nicht geahnt, Herr Kollege Erler, daß am 
Tage darauf eine solche Wahlkampfrede hier ge-
halten werden würde. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Soll ich denn wirklich noch einmal sagen, wie wir 
das Wort „christlich" auffassen, Herr Kollege Er-
ler: daß das für uns kein Monopolanspruch ist 
— nehmen Sie es doch einmal hin, wie wir es auf-
fassen! —, 

(Abg. Kunze: Das weiß er doch!) 

sondern eine tiefe innere Verpflichtung, die Welt 
zu sehen, wie sie eben der Christenmensch sieht!? 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Schmidt 
[Hamburg]: Hören Sie auf, Herr Krone!) 

Aber das wird von Ihnen so hingestellt, als ob das 
eine Wahlmache, eine demagogische Sache sei. Ich 
verbitte mir das. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich noch ein weiteres sagen. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Nehmen Sie 
doch einmal Stellung, Herr Krone!) 

Ich habe mir die Debatte der zweiten Lesung sehr 
genau angesehen, und ich habe einmal versucht, 
herauszubekommen, was denn nun an Vorwürfen 
nicht demagogischer, sondern ernster Art von der 
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Opposition erhoben worden ist. Da ist der bekannte 
Fall des Nachrichtenhändlers aus Berlin. Herr Kol-
lege Erler, wenn im Laufe von acht Jahren Regie-
rungszeit — oder, wenn Sie wollen, noch länger — 
nichts anderes beim Bundeskanzleramt haften bleibt 
als dieser Fall, für den sich der Kanzler entschul-
digt hat, dann kann diese Regierung vor dem deut-
schen Volk bestehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Erler: 
Aber Sie setzen ja die Methode in Ihrer 
ganzen Wahlpropaganda fort, jeden Tag!) 

— Herr Kollege Erler, ich bin mit Ihnen einig: 
Partei ist nicht Staat, weder CDU noch in den Län-
dern SPD, auch nicht in den Kommunen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Aber seien Sie etwas vorsichtig, wenn Sie eine 
bestallte Autorität in dieser Weise angreifen! 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Bitte erinnern Sie sich — aus der Geschichte und 
vielleicht aus eigenem Erleben, das letzte glaube 
ich nicht der Angriffe, die gegen den Reichs-
präsidenten Friedrich Ebert in den zwanziger Jah-
ren gerichtet worden sind. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Der hat nicht 
vorher die Unwahrheit geredet!) 

Sehen Sie sich einmal an, was da geschehen ist und 
was dazu nicht alles geschah, die Autorität des 
Weimarer Staates zu vernichten! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wollen Sie in dieser Form auch heute wieder die 
vom Volke bestellte, durch Mehrheit bestellte Re-
gierung in einer Weise angreifen, daß auch das 
Letzte an Autorität dadurch in den Schatten gestellt 
wird? 

(Abg. Mattick: Wo haben wir denn den 
Kanzler verleugnet, Herr Krone?) 

Sie sprachen davon, man könne den Kanzler doch 
nicht unter Naturschutz stellen. Wer denkt daran?! 
Aber ich meine, auch eine Opposition, die sich zum 
Staat bekennt, die allerdings die Wahl verloren 
hat, muß in dem Kanzler den Repräsentanten des 
gesamten deutschen Volkes anerkennen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. — 
Zuruf von der SPD: Dann muß er sich sel

-

ber danach richten!) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Gestatten Sie 
das Wort zu einer Zwischenfrage? 

Dr. Krone (CDU/CSU) : Meine Damen und Her-
ren, ich lehne es ab, in dieser .Weise hier den 
Wahlkampf weiterzuführen, auch angesichts des 
Todes von Karl Arnold. 

Nun haben Sie von Karlsruhe gesprochen. Wir 
respektieren das Urteil, genauso wie auch Sie es 
respektieren werden. Oder wollen Sie uns weis-
machen, daß Sie Ihren Wahlkampf allein mit Ar-
beitergroschen, wie es heißt, geführt haben? 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Wir wollen die Frage nach den Spenden hier nicht 
weiter erörtern, meine Damen und Herren; wenn 
es sein muß, sind wir dazu bereit. Mit Arbeiter-
groschen — laut Jahrbuch der SPD — ist der Auf-
wand bei den Wahlen, den Sie da betrieben haben, 
nicht zu begleichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich kann ferner feststellen, daß Sie, jedenfalls so-
lange das Gesetz über die Abzugsfähigkeit der 
Spenden galt, von diesem Recht genauso Gebrauch 
gemacht haben wie wir. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU. — Zurufe von 
der SPD.) 

— Herr Dr. Arndt, ein Blatt, das uns jene geschickt 
haben, die Sie um Spenden angegangen sind.  — 
Also  Sie haben dasselbe Recht in Anspruch genom-
men, das Sie jetzt kritisieren. 

Meine Damen und Herren, ich bekenne mich dazu, 
daß der demokratische Staat von uns allen respek-
tiert werden muß. Ich bekenne mich zu dem Satz, 
daß keine Partei in einem Staate ein Vorrecht hat, 
sondern daß die vom Volke bestellte Regierung, 
solange sie im Amte ist — die ganzen Jahre hin-
durch —, Respekt vom ganzen deutschen Volk er-
heischen muß. Unser Ansehen in der Bevölkerung 
ist doch wirklich noch nicht so groß, daß wir es 
uns leisten könnten, so leichtfertig mit dem An-
sehen unseres Staates und auch seiner Repräsen-
tanten umzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Überlegen Sie doch einmal, was in diesen Jahren 
des deutschen Wiederaufbaues geleistet worden 
ist! Mir scheint das Urteil des deutschen Volkes in 
den beiden letzten Wahlgängen weit mehr der 
Wahrheit zu entsprechen als das, was hier von 
Ihrer Seite gesagt worden ist. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Lassen Sie mich jetzt einige Fragen an Sie rich-
ten. Herr Kollege Erler hat dem Bundeskanzler, 
hat der Bundesregierung vorgeworfen, daß sie die 
Wiedervereinigung des deutschen Volkes nicht er-
reicht hätten. Wir wissen das; aber ich bewundere 
die Anmaßung von Ihrer Seite, zu sagen, das sei 
die Schuld des Bundeskanzlers, das sei die Schuld 
der deutschen Bundesregierung. Wissen Sie denn 
nicht genauso wie wir, daß der große Hemmschuh 
der Wiedervereinigung nicht hier bei uns liegt, 
sondern im Osten? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Mir scheint doch, daß die Sozialdemokraten in Ber-
lin diese Dinge weit realer sehen als die Sozial-
demokraten hier im Westen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich halte es überhaupt unter meiner Würde, einen 
Satz zu widerlegen, der soeben ausgesprochen 
worden ist, daß der Bundeskanzler die Wiederver-
einigung systematisch verhindert habe. 

(Pfui-Rufe bei der CDU/CSU.) 
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Herr Kollege Erler, von Ihnen ist doch das Wort 
gefallen, daß in der Wiedervereinigungsfrage 
Ulbricht und Adenauer im gleichen Atemzuge ge-
nannt werden müßten. Ich verwahre mich gegen 
dieses Wort! 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich habe eine zweite Frage an Sie zu richten. 
Wir hätten gern von Ihrer Seite gewußt, wie Sie 
sich die deutsche Sicherheit konkret vorstellen. Es 
wird in Ihren Reihen seit mehr als sechs Jahren 
darüber diskutiert; aber eine klare Konzeption des-
sen, was Sie sich unter deutscher Sicherheitspoli-
tik vorstellen, haben wir bisher bei Ihnen ver-
missen müssen, auch in Stuttgart. Und mir scheint, 
daß Herr Kollege Erler, der eine ganz bestimmte 
Konzeption in 'dieser Frage gehabt hat, jenen Strö-
mungen unterlegen ist, innerhalb deren die Dinge 
ganz anders aussehen, als er sie bisher gesehen 
hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich beneide Sie um den Mut, die Sicherheitspolitik 
des Kanzlers zu kritisieren, wenn Sie Ihrerseits 
nicht in der Lage sind, ihr eine gültige Konzeption 
Ihrer Partei gegenüberzustellen. 

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Herr Kollege Erler hat erneut die Frage der 
atomaren Aufrüstung zur Sprache gebracht. Er hat 
uns unterstellt, daß wir Anhänger einer atomaren 
Aufrüstung seien. Meine Damen und Herren, das 
ist eine böswillige Unterstellung. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Es geht uns doch nur um die Frage: Wie können 
wir am besten dieses uns alle bedrohende Ge-
spenst bannen? 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Hier allerdings sind wir ganz anderer Auffassung 
als Sie.  Wir sind der Auffassung, daß nur das 
'Gleichgewicht der Kräfte uns die Garantie für den 
Frieden unserer Zeit gibt und nichts anderes. Und 
wenn einmal das Gleichgewicht durch irgendeine 
labile Politik hier gestört werden sollte, so kön-
nen Wir uns die Konsequenzen doch ausmalen! 
Dann seien Sie  doch in dem Punkte ehrlich, wenn 
Sie auf die Straße gehen. Wir haben doch mit der 
Volksbefragung bitterböse Erfahrungen genug ge-
macht. Es haben doch auch Ihre 'Herren das Grund-
gesetz im Parlamentarischen Rat mitbeschlossen; 
ich denke an Männer aus Ihren Reihen wie Pro-
fessor Schmid und andere. Jetzt gehen Sie ohne 
weiteres über dieses mit guten Gründen gebaute 
Grundgesetz hinweg und rufen in einer gefähr-
lichen Weise — ich muß es hier wieder sagen — 
die  Straße für Ihre Politik an. Herr Kollege Blank 

 hat nicht vom „Mob" gesprochen als von denen — 

(Zurufe von der SPD: Jawohl! — Das hat 
er! — Weitere Zurufe von der SPD.) 

Herr Kollege Blank hat nicht vom „Mob" ge-
sprochen —

(Erneute Zurufe von der SPD: Doch! — 
Sehen Sie im Protokoll nach!) 

— Wollen Sie mich nicht bis  zu Ende hören? 

(Zuruf von der SPD: „Der Mob ist los" 
hat er gesagt! — Fortgesetze Zurufe von 

der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Ich bitte, den 
Redner aussprechen zu lassen. 

Dr. Krone (CDU/CSU) : Herr Kollege Blank hat 
nicht vom „Mob" gesprochen und jene damit 
gemeint, die für eine bestimmte politische Über-
zeugung auf der Straße demonstrieren. 

(Zuruf von der SPD: Doch, die hat er 
gemeint!) 

Aber daß Sie, meine Damen und Herren, in eine 
gefährliche Nachbarschaft zu jenen kommen, die 
nicht Demokraten sind, die aber in diesem Falle 
dasselbe Ziel verfolgen, das hat er gemeint, wenn 
er gesagt hat, das sei „Mob". 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich kann nur wünschen, daß, wenn die Propaganda 
gegen die atomare Rüstung vorbei ist, eine Propa-
ganda, die in Berlin nicht durchgeführt wird — in 
Berlin weiß man, was eine Volksbefragung hierzu 
bedeutet, da man dort in diesen Dingen klarer und 
sicherer ist-, Sie auch einsehen werden, daß 
Volksbefragungen später von keiner Seite mehr in 
Szene gesetzt werden sollten. 

Lassen Sie mich dann noch ein Letztes sagen. Ich 
habe mich bei der Rede des Herrn Kollegen Erler 
gefragt, was uns denn im letzten von seiner Auf-
fassung trennt. Ich will hier nicht wiederholen, daß 
er dem Kanzler etwas unterstellt, was diesem Mann 
größter politischer Erfahrung am wenigsten zu-
kommt. Ich will nicht davon sprechen, daß er uns 
einen autoritären Zug in der Regierungspolitik zu-
spricht. Das sind Worte der Propaganda, die man 
im Wahlkampf hören kann, die man aber hier nicht 
hören sollte. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich will auch nicht davon sprechen, was uns in 
unserer Auffassung über eine Reihe von Fragen 
des wirtschaftlichen Lebens trennt. 

Wir leben in gefährlicher Nähe zum Osten. Sie 
glauben vielleicht, daß wir zwischen der Welt des 
Ostens und der Welt des Westens uns einen Raum 
aussparen könnten, in dem wir stehen könnten. Ich 
bin der Meinung, in dieser Frage an die Welt gibt 
es zwischen dem Osten und dem Westen keinen 
Raum, in dem eine Partei stehen könnte. Ich weiß, 
daß Sie sich zum demokratischen Sozialismus be-
kennen. Aber ich habe die Befürchtung, daß diese 
Ihre Linie durch Strömungen in Ihren Reihen zur 
Zeit in Gefahr ist. Das ist die Warnung, die ich 
Ihnen gegenüber aussprechen möchte. 

(Zuruf von der SPD: Brauchen wir nicht! — 
Abg. Baur [Augsburg] : Denken Sie an 1945 
und 1918! Dann können Sie erst diese Vor

-

kommnisse richtig beurteilen!) 

Es gibt auch in der freiheitlichen Welt Raum für 
den demokratischen Sozialismus; das weiß ich ge- 
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nauso. Aber in der Frage: Freiheit, Sicherheit in 
Europa, Frieden in der Welt gibt es keinen Kom-
promiß; sie muß eindeutig zwischen dem Osten und 
dem Westen entschieden werden. 

Ich möchte Sie bitten, daß Sie, so wie das bisher 
der Fall gewesen ist, wo wir in einer Reihe von 
grundlegenden Fragen einer Meinung gewesen 
sind, 

(Zuruf von der SPD: Nach Ihrem Konzept!) 

in der Frage der deutschen Sicherheit, der deut-
schen Freiheit, in diesen Grundelementen deutscher 
Sicherheitspolitik, den Weg dieser Politik mit uns 
gemeinsam weitergehen. 

(Zuruf von der SPD: Nur nach Ihrem 
Konzept!) 

Das ist nicht eine Frage der Partei, sondern eine 
Sorge um das deutsche Volk. Über allen Wahl-
kämpfen steht für uns und unsere Politik die Fort-
führung dieser Linie, die am Ende auch den Sieg 
der Freiheit bedeuten und uns die deutsche Wie-
dervereinigung bringen wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und meine Herren! Der Herr Abge-
ordnete Erler hat verschiedene Behauptungen 
aufgestellt, die ich nicht unwidersprochen lassen 
kann. Er hat zunächst gesagt, daß der Kanzler Geld 
des Staates für Parteizwecke verwendete. Meine 
Damen und Herren! Ich erkläre im vollen Bewußt-
sein dessen, was ich sage: Niemals ist mit meinem 
Wissen oder Willen auch nur irgend etwas Derarti-
ges geschehen. Dieser Fonds, der neulich schon hier 
besprochen worden ist, wird von mir gar nicht be-
wirtschaftet. Ich glaube, ich habe kein einziges Mal 
eine Entscheidung getroffen, wer aus dem Fonds 
etwas erhalten soll oder was gegeben werden soll. 
Das ist der Fonds, der nach dem Haushalt zu Infor-
mationszwecken bestimmt ist, und der deswegen der 
Bewirtschaftung des Leiters des Presse- und Infor-
mationsamtes untersteht und nicht mir. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Im übrigen möchte ich Ihnen das eine doch sagen, 
Herr Kollege Erler: Bitte, besehen Sie sich die Pro-
paganda der Regierung Steinhoff in diesem Wahl-
kampf. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Da können Sie allerdings sehen, wofür Steuergel-
der verwendet werden. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Unerhört! 
Beweise!) 

— Ich werde Ihnen die Drucksachen zuschicken. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Eine unbewiesene 
Behauptung!) 

Herr Kollege Erler hat weiter gesagt, 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Immer dieselbe 
Methode!) 

ich hätte auf das Bundesverfassungsgericht einen 
Druck ausgeübt. Das, meine Damen und Herren, ist 
ungefähr die schwerste Beschuldigung, die Herr 
Erler aussprechen konnte. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich bin deshalb gezwungen, Ihnen genau mitzutei-
len, worum es sich handelt. 

Es hat eine mündliche Verhandlung vor dem Bun-
desverfassungsgericht stattgefunden. In dieser Ver-
handlung war die Bundesregierung durch Beamte 
des Bundesfinanzministeriums vertreten. Das Bun-
desverfassungsgericht hat in diesem Termin, ohne 
vorher davon eine Mitteilung zu machen, den Pro-
fessor Eschenburg als Sachverständigen geladen 
und ihn ein Gutachten erstatten lassen. Es sind 
dann Behauptungen vor dem Bundesverfassungs-
gericht aufgestellt worden, die unrichtig waren. 

(Abg. Dr. Mommer: Hört! Hört!) 

Das Kabinett hat sich mit dieser Frage beschäftigt 
und hat  den  Bundesfinanzminister Etzel beauftragt, 
den Antrag zu stellen, die  mündliche Verhandlung 
wieder zu eröffnen, um diese Tatsachen klarzu-
stellen. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Waren das Tat

-

sachen über die Regierung oder über die 
Parteien, Herr Bundeskanzler? — Abg. 
Rasner: Herr Schmidt! Davon verstehen 

Sie nichts!) 

Das Bundesverfassungsgericht hat den Antrag des 
Bundesfinanzministers ohne eine Begründung abge

-

lehnt. Darauf habe ich den gleichen Antrag gestellt 
wie der Bundesfinanzminister. Das ist der  Druck, 
meine Damen und Herren, den ich nach Angabe 
des Herrn Kollegen Erler auf das  Bundesverfas-
sungsgericht ausgeübt haben soll! 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren! Ich kann nicht auf 
alle Einzelheiten eingehen, die Herr Erler hier 
vorgetragen hat. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Haben Sie eine 
neue Begründung für diesen neuen Antrag 

gehabt?) 

Ich möchte Ihnen aber hier doch, meine Damen und 
Herren, die merkwürdige Art und Weise zur Kennt-
nis bringen, in der Herr Kollege Erler zitiert. Er 
hat gesagt, ich hätte nach dem Bericht der „Rund-
schau" erklärt, wir wollten sorgen, daß wir bei der  
Landtagswahl die Mehrheit bekämen, damit wir 
machen könnten, was wir wollten. Er hat daraus 
gefolgert: Also  das  ist der Wille der  CDU, zu 
machen, was sie will. Ich habe in der betreffenden 
Rede gesagt, daß die FDP erklärt habe, wenn sie 
und die SPD zusammen die  Mehrheit haben würden, 
würden sie nach der Wahl eine Regierung SPD/ 
FDP bilden. Darauf habe ich gesagt — ich lese Ih-
nen jetzt den Bericht der „Bonner Rundschau" vom 
9. Juni vor —: 

„Die FDP möchte ich bei alledem nicht mehr 
erwähnen", sagte der  Bundeskanzler. „Mögen 
sie machen, was sie wollen. Sorgen wir , daß 
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wir die Mehrheit bekommen, damit w i r ma-
chen können, was wir wollen." 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Lachen und 
Heiterkeit bei der SPD.) 

Herr Abgeordneter Erler sucht es immer so dar-
zustellen — Herr Kollege Krone hat das schon her-
vorgehoben —, als wenn ich mich nicht Tag um Tag 
um die Wiedervereinigung bemühte. Ich sehe mich 
infolgedessen gezwungen, folgende Mitteilung zu 
machen, die ich bisher noch nie gemacht habe und 
die ich lieber unterlassen hätte. Als sich Ende der 
40er Jahre in Berlin die SED bildete und der Druck 
gegen die deutschen Parteien — ich nenne sie ab-
sichtlich die „deutschen Parteien", das waren die 
CDU und die SPD — einsetzte, bin ich sofort als 
damaliger Vorsitzender der CDU der britischen 
Zone nach Hannover gefahren, um dem Herrn D r. 
Schumacher vorzuschlagen, daß unsere beiden 
Parteien gemeinsam den Abwehrkampf führen soll-
ten. Ich bin in Hannover, meine Damen und Herren, 
nicht empfangen worden. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Zuruf 
von der SPD: Na und? Schumacher wird 

seinen Grund gehabt haben!) 

Herr Kollege Erler ist dann auf die Frage der 
Bewaffnung der Bundeswehr eingegangen und hat 
erklärt, daß wir gegen den Auftrag des Volkes han-
delten. Ich stelle fest, meine Damen und Herren, 
daß ich von dieser Stelle aus am 10. Mai 1957 er-
klärt habe: Die Frage, ob die Bundeswehr mit ato-
maren Waffen ausgerüstet werden muß, ist zur Zeit 
„noch nicht spruchreif" ; die Entscheidung wird aber 
in zwei bis drei Jahren fallen. Das war zu einer 
Zeit, als wir den Wahlkampf führten, der das Er-
gebnis vom 15. September 1957 brachte. Bei der 
Wahl war also dem deutschen Volk bekannt, daß 
diese Frage von diesem Bundestag zu lösen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Schmidt 
[Hamburg] : Eine grobe Unwahrheit! — 

Weitere Zurufe von der SPD.) 

Im übrigen möchte ich Ihnen, was die Frage die-
ser Waffen angeht, zwei Ausführungen vorlesen, 
die in diesem Hause gemacht worden sind. Einmal: 

Es geht auch nicht einmal um die Zahl der Divi-
sionen allein. Entscheidend ist doch Art und 
Umfang der Ausrüstung. Sie sind sicher mit uns 
der Meinung, daß in unserer Lage nur die mo-
dernste Ausrüstung akzeptabel ist. 

Weiter hat der betreffende Redner gesagt: 

Jeder deutsche Verteidigungsbeitrag hat auch 
nur dann einen Sinn, wenn er eingebaut ist in 
einen strategischen  Plan, der uns die Gewißheit 
gibt, daß im Ernstfall die Verteidigung mit dem 
vollen Gewicht der militärischen Stärke an der 
deutschen Grenze erfolgt. 

Das sind Ausführungen des Herrn Kollegen Ollen

-

hauer , die er am 5. Dezember 1952 gemacht hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das waren noch 
Zeiten!) 

Er hat am 15. Dezember 1954 in  diesem Hause und 
von dieser Stelle aus gesagt: 

Ich will mich hier auf keine militärtechnische 
Debatte einlassen, aber ich sage Ihnen eins: als 
Staatsbürger habe ich ein Recht, zu fragen, ob 
mein Junge, wenn er schon nach Ihrem Willen 
Soldat werden sollte, nicht wenigstens die 
Chance hat, die leistungsfähigsten Verteidi-
gungsmittel zu besitzen, die es gibt. 

(Zurufe: Hört! Hört! und Beifall bei 
der CDU/CSU.) 

Herr Erler hat soeben ausgeführt, wenn wir den 
Anfang damit machten, daß wir unsere Truppen 
nicht mit diesen Waffen versähen, dann würden die 
anderen das auch tun. Nun, der stellvertretende 
Ministerpräsident Mikoj an  hat mich gefragt, ob 
wir nicht darauf verzichten könnten, unsere Truppen 
mit diesen Waffen zu versehen. Er hat aber nicht 
gesagt: dann werden wir auch abrüsten!, sondern 
er hat gesagt: dann werden wir unsere Atombomben 
nicht auf Ihr Gebiet werfen! — Ich will Ihnen auch 
sagen, was ich darauf geantwortet habe. Ich habe 
ihm gesagt: Sie wissen ganz genau, daß im Ernstfall 
eine solche Zusage doch nicht gehalten wird! — Dar-
auf hat er mir nicht mehr geantwortet. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.) 

Man hat sich beklagt über den Ton, man hat sich 
besonders beklagt über mich, Herr Kollege Erler. 
Nun, ich muß Ihnen sagen, die Behauptung, daß wir 
das deutsche Volk dem Atomtod überantworten, ist 
die schwerste Beleidigung, die Sie aussprechen 
können! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Gülich. 

Dr. Gülich (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie mir, daß ich auf einige 
Bemerkungen des Herrn Bundeskanzlers antworte. 

Ein Wort zu dem Fonds, über den ja schon sehr 
viel gesprochen worden ist! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schluß damit!) 

Der Herr Bundeskanzler sagt, der Fonds werde 
nicht von ihm verwaltet. Ich finde, dann sollte der 
Fonds „zur Verfügung des Bundeskanzlers" in „zur 
Verfügung des Herrn Staatssekretärs," umbenannt 
werden. Dann wäre die Sache klarer. Der Herr 
Bundeskanzler sagte weiter, aus diesem Fonds sei 
nichts für Zwecke seiner Partei verwendet worden. 
Das mag formal richtig sein, Herr Bundeskanzler. 
Aber es gibt eine Reihe von Vereinigungen, die 
aus diesem Fonds bezahlt werden, wie z. B. die 
Arbeitsgemeinschaft Demokratischer Kreise, die die 
Regierungspolitik — das will ich hiermit beschei-
nigen — durch eine über das ganze Bundesgebiet 
verbreitete Organisation  mit  außerordentlich ge-
schickten Publikationen und Briefen vertritt. Aber 
diese Arbeitsgemeinschaft Demokratischer Kreise 
dient ganz eindeutig der Stützung der Regierungs-
politik, und sie wird aus diesem Fonds finanziert. 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

— Bitte, Herr Aigner! 
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Dr. Aigner (CDU/CSU) : Herr Professor Gülich, 
wissen Sie, daß die SPD eingeladen war, mitzu-
machen bei dieser Arbeitsgemeinschaft? 

Dr. Gülich (SPD) : Das weiß ich nicht, Herr Kol-
lege Aigner, das widerlegt aber nichts von dem, 
was ich soeben gesagt habe. Es gibt noch eine 
Reihe von Vereinigungen; denken Sie an die 
Waage, Gesellschaft für sozialen Ausgleich, an die 
Gespräche zwischen Fritz und Otto, mit denen wir 
vor einigen Jahren durch große Inserate belästigt 
wurden. Bei. allem handelt es sich um Ausgaben 
aus Steuerquellen, mit denen in Wirklichkeit Pro-
paganda für die größte Regierungspartei; die CDU, 
gemacht wird. Und das hält die SPD nicht für rich-
tig! 

Nun ein Wort zum Bundesverfassungsgericht! 
Sehen Sie, Herr Bundeskanzler, das Bundesverfas-
sungsgericht hatte eine Woche vor dem Termin 
durch Fernschreiben die Parteivorstände aufgefor-
dert, Bevollmächtigte zu entsenden. Ich z. B. bin 
von meiner Partei nach Karlsruhe delegiert worden. 
Dort wurde beim Aufruf der Teilnehmer von dem 
Präsidenten des Senats festgestellt, daß die CDU 
— durch Fernschreiben wohl — abgelehnt habe, 
Vertreter zu dieser Sitzung des Bundesverfassungs-
gerichts zu schicken. Die CDU hätte sich also ver-
treten lassen können; sie hätte sich vertreten lassen 
müssen. Ich habe vor dem Bundesverfassungsgericht 
darauf aufmerksam gemacht, daß ja die fragliche 
und angefochtene Bestimmung § 10 b des Einkom-
mensteuergesetzes nicht von der Regierung vor-
geschlagen war, sondern 1954 bei Abschluß der 
Verhandlungen aus der Mitte des Hauses, und 
zwar von dem Herrn Kollegen Scharnberg. Herr 
Professor Eschenburg ist dort als vorn Gericht 
geladener Sachverständiger aufgetreten; er hat 
sich nach seinem besten Wissen und Gewissen 
geäußert. Das wird man ihm nicht verübeln kön-
nen. Die Bundesregierung hatte außer den Regie-
rungsvertretern auch einen Bevollmächtigten, näm-
lich den Professor von der Heydte, der es uns 
allerdings außerordentlich schwer gemacht hat. Bei 
dem Streit um die Frage der Parteifinanzierung er-
klärte Herr Professor von der Heydte: — Sie kön-
nen ja wirken mit der Kraft Ihrer Argumente! — Er 
sagte etwas ganz Ungeheuerliches: Die SPD ist 
die einzige Partei, welche Wiedergutmachung be-
kommt, und damit besteht eine Ungleichheit vor 
dem Gesetz. 

(Abg. Schmidt [Hamburg] : Ein Fallschirm

-

jäger!) 

— Ich habe geantwortet: Die SPD ist eine Partei, 
die 1933 von den Nationalsozialisten besonders ver-
folgt worden ist. Es ist mir nicht bekannt, daß Par-
teihäuser der Rechten zerstört und Bibliotheken an-
derer Parteien als der SPD zerstört und verbrannt 
worden sind. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie sind nicht 
recht informiert!) 

Wie konnte Herr von der Heydte so auftreten und 
wie kann sich die Bundesregierung darüber be

-

klagen, daß sie nicht gehört worden sei. Sie hatte 

doch ihre Bevollmächtigten, ich glaube, drei Herren; 
und wenn die CDU darauf verzichtet, dort gehört 
zu werden, so ist das nur bedauerlich. 

Zum Nichtempfang in Hannover kann ich nichts 
sagen. Aber Herr Bundeskanzler, das muß natür-
lich nachgeprüft werden. 

(Abg. Heiland: Er hat sich vorher schlecht 
benommen!) 

Ich kann mir schlechterdings nicht vorstellen, daß 
Herr Schumacher Sie nicht empfangen hätte. Ich 
kann mir nur vorstellen, daß er nicht da war, daß 
er krank war. Aber, Herr Bundeskanzler, das läßt 
sich ja noch feststellen. 

(Abg. Schmidt [Hamburg]: Er muß einen 
Grund gehabt haben!) 

Erlauben Sie mir noch ein abschließendes Wort! 
Ich muß Ihnen sagen — und ich glaube, wie es mir 
geht, so geht es sehr vielen in  diesem Hause —, 
ich bin über die Gesamtsituation, in der dieses 
Haus ist, einfach traurig. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Ich bin verstört darüber und weiß eigentlich gar 
nicht, wie es weitergehen soll. Man darf ja von 
Ihrer Seite nicht so tun, als ob die SPD aus üblen 
Leuten und aus Pseudokommunisten bestünde. 
Man darf auch nicht diesen Kampf gegen Wehner 
führen. Man darf aus der SPD auch Ihnen nicht die 
gute Absicht absprechen. Ich habe schon einmal 
gesagt, ich bin überzeugt davon, daß auch jeder 
von Ihnen mit dem besten Willen seinen Auf-
gaben gerecht werden will. 

(Abg. Dr. Conring: Dann müssen Sie uns 
nicht generell Pharisäer nennen! Den Wie

-

dervereinigungswillen kann man uns doch 
nicht absprechen!) 

— Meine Damen und Herren, wenn das so ist, 
dann ist doch wirklich bei uns etwas nicht in Ord-
nung. 

(Zustimmung bei der CDU.) 

Aber indem ich das sage, sollten wir doch wirk-
lich überlegen, wo der Grund dafür liegt. Ich will 
hier nicht jemanden einseitig beschuldigen, aber 
ich habe nun doch auch gehört — ich gehöre doch 
dem Hause seit 9 Jahren an — und habe soundso 
oft erlebt, wie es sich der Herr Bundeskanzler wirk-
lich sehr einfach gemacht hat und der Opposition, 
die ja doch ein notwendiger Bestandteil des  par-
lamentarischen Leben ist, so schwere Vorwürfe 
gemacht hat, ja sie so diffamiert hat, daß ich oft 
erschrocken gewesen bin. 

(Abg. Dr. Conring: Und umgekehrt?) 

— Herr Conring, ich rechthabere hier nicht, ich 
suche nach einem Ausweg. 

Ich habe mich in der vorigen Woche hier wahr-
haftig nicht wohlgefühlt, weder an dem einen 
noch an dem anderen Tage. 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Essen] : Wir 
auch nicht!) 

Das sage ich ganz offen. Man muß aber begreifen, 
Herr Bundeskanzler, daß gewisse Dinge heute Re- 
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aktionen der Opposition sind, ,die auf Aktionen 
kommen, die — ich fürchte — Sie ausgelöst haben. 
Aber ich bezwecke mit meinen Worten wirklich 
nichts anderes, als Sie  und  meine Freunde zu bit-
ten, sich gemeinsam zu überlegen, wie wir laus die-
ser verfahrenen Situation herauskommen. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU.) 

Wenn es die Parteiführer nicht schaffen, dann muß 
aus dem Hause heraus eine Bewegung von Män-
nern und Frauen entstehen, die sich wieder zu-
sammensetzen und davon überzeugt sind, daß der 
eine und der andere das Richtige und das Gute 
will. Vielleicht finden wir dann doch in  gemein-
samer Anstrengung wieder die Basis, auf der wir 
wieder miteinander reden können. 

(Beifall bei der SPD und CDU/CSU.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Ritzel. 

Ritzel (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Das alles enthebt uns ja nicht der Not-
wendigkeit, zu Einzelheiten Farbe zu bekennen. Da 
muß ich nun  sagen: Ich bin sowohl über das Schwei-
gen des Herrn Bundeskanzlers als auch über die 
Ausführungen und damit praktisch über das Schwei-
gen des verehrten Herrn Kollegen Dr. Krone in 
einer bestimmten Frage, über die wir dann noch 
abzustimmen haben werden, enttäuscht. Sie erin-
nern sich an das, wovon Herr Gülich soeben auch 
gesprochen hat:  den Titel von 12,2 Millionen DM, 
den der Herr Bundeskanzler nicht selbst bewirt-
schaftet, sondern der Herr Staatssekretär im Presse- 
und Informationsamt. Es gibt dafür keine Kontrolle 
des Parlaments! Wir aber wünschen eine Kontrolle 
des Parlaments. 

Man  kann ja aus der Geschichte etwas lernen — 
ich habe gestern oder heute schon einmal Jakob 
Burckhardt zitiert —, man kann durch Erfahrung 
klüger werden. Ich möchte Ihnen nun eine kleine 
Möglichkeit geben, aus der Erfahrung klüger zu 
werden. 

Meine Damen und Herren, in dem Haushalt des 
Deutschen Reichs im Jahre 1931 standen unter IV, 
ordentlicher Haushalt, Kap. 4 Tit. 1 und 2 für die 
Förderung des deutschen Nachrichtenwesens im 
Ausland 1 880 000 RM. Das entspricht den 3 Millio-
nen DM, die heute im Einzelplan 05, Auswärtiges 
Amt, stehen und zu denen wir keine parlamen-
tarische Kontrolle beantragt haben. 

Unter Ziffer 2, Förderung des Nachrichtenwesens 
im Inland, standen damals 100 000 RM und im Jahre 
1930 200 000 RM. 

Die Mittel 

— hieß es im Dispositiv — 

sind übertragbar und stehen ausschließlich zur 
Verfügung des Reichsministers des Auswär-
tigen. Die Jahresrechnung darüber unterliegt 
der alleinigen Prüfung des Reichsschuldenaus-
schusses, der auch die Entlastung erteilt. 

Meine Damen und Herren, es ist gut, der Vergan-
genheit zu entreißen, wie beispielsweise dieser Aus-
schuß des Parlaments, der diesen Posten von 
100 000 RM — etwas weniger als 12,2 Millionen 
DM heute — zu kontrollieren hatte, sich im Jahre 
1925 zusammensetzte. Ich darf Ihnen ,die Namen 
nennen: Wendemuth, Schiller (Hannover), Graf v. 
Eulenburg, Dr. Beusch, v. Raumer, Höllein und — 
Dr.  Krone. 

(Heiterkeit bei der SPD.) 

Ich hätte erwartet, Sie hätten die Konsequenzen 
gezogen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Arndt. 

Dr. Arndt (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Herr Bundeskanzler hat vorgetra-
gen, das Bundesverfassungsgericht habe Herrn Pro-
fessor Dr. Eschenburg im Termin am 13. Mai dieses 
Jahres als Sachverständigen gehört — ich zitiere 
jetzt wörtlich —, „ohne vorher davon eine Mittei-
lung zu machen." Das trifft nicht zu. Ich habe hier 
die Originalmitteilung, die an sämtliche Verfah-
rensbeteiligte am 6. Mai gegangen ist und in der 
es heißt: 

Ferner wird davon Kenntnis gegeben, daß 
Herr Professor Dr. Eschenburg von der Uni-
versität Tübingen zur mündlichen Verhandlung 
als Sachverständiger geladen ist. 

Diese Mitteilung vom 6. Mai ist nicht nur an die 
Bundesregierung zu Händen des Bundesministers 
der Finanzen ergangen, sondern ist ferner ergangen 
an die Christlich-Demokratische Union in Bonn, die 
Christlich-Soziale Union in München, die Sozialde-
mokratische Partei Deutschlands in Bonn; die Freie 
Demokratische Partei in Bonn, den Gesamtdeut-
schen Block/BHE in Bonn und die Deutsche Partei 
in Bonn. 

Herr Bundeskanzler, es wäre, meine ich, richtiger 
gewesen, Sie hätten sich erst einmal zuverlässig 
durch Rückfrage bei dem Herrn Bundesminister der 
Finanzen vergewissert, wie der Sachverhalt war, 
ehe Sie hier eine so schwerwiegende Behauptung, 
ja geradezu den Vorwurf eines Verfahrensversto-

ßes gegen das Bundesverfassungsgericht erheben, 
es habe einen Sachverständigen geladen und ver-
nommen, ohne daß die Prozeßbeteiligten vorher 
rechtzeitig von dieser Absicht des Gerichts in 
Kenntnis gesetzt worden seien. Sie haben immer 
das Pech, daß Sie durch Urkunden widerlegt wer-
den können. 

Aber das ist noch nicht alles. Das Bundesverfas-
sungsgericht hat am 24. Juni dieses Jahres einen 
Beschluß verkündet, durch den es abermals das 
Verlangen, nochmals in die mündliche Verhandlung 
einzutreten, abgelehnt und seine Ablehnung ein-
gehend begründet hat. Aus den Gründen dieses 
Gerichtsbeschlusses ergibt sich, daß vom 4. Juni 
an zunächst der Herr Bundesminister der Finanzen, 
dann durch Brief und Telegramme die Christlich

-

Demokratische Union, die Christlich-Soziale Union 
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und die Deutsche Partei eine neue mündliche Ver-
handlung gefordert hatten, Anträge, die vom Ge-
richt abgelehnt worden sind. 

Dann heißt es in den Gründen dieses Beschlusses 
des Bundesverfassungsgerichts, daß Sie, Herr Bun-
deskanzler, 48 Stunden vor dem Verkündungster-
min durch ein Fernschreiben gefordert haben, 

(Abg. Rasner: „Beantragt"!) 

nochmals in die mündliche Verhandlung einzutre-
ten und weitere Sachverständige zu vernehmen. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Nun passen Sie auf; jetzt kommt das Entschei-
dende! Das Bundesverfassungsgericht stellt fest, 
daß in diesem Fernschreiben keine neuen Tatsachen 
enthalten sind und nichts darüber gesagt ist, welche 
Tatsachen bewiesen werden sollen. Aber in dem 
Fernschreiben des Herrn Bundeskanzlers, das am 
Morgen der Terminverkündung einging, steht, so-
weit ich weiß, das Bundesverfassungsgericht werde 
keine unangreifbare Entscheidung fällen können, 
falls diesem Wunsch des Bundeskanzlers nach Wie-
dereintritt in die mündliche Verhandlung nicht ent-
sprochen werden könne. 

(Zurufe von der SPD: Hört! Hört! — Abg. 
Dr. Mommer: Unverschämt!) 

Das ist nicht nur keine angemessene Tonart, mit 
dem Bundesverfassungsgericht umzugehen, sondern 
eine solche Ankündigung ist, um mich sehr zurück-
haltend auszudrücken, eben nichts anderes als ein 
Versuch, einen Druck auf das Gericht auszuüben. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rasner: Sie 
wissen genau, daß das nicht wahr ist, Herr 

Arndt!) 

— Herr Rasner, ich weiß, daß Ihre Zwischenrufe 
eine Qualität haben, die man parlamentarisch nicht 
kennzeichnen kann. 

(Zurufe von der Mitte.) 

Was ich sage, stützt sich auf die ausgefertigten 
Urteilsgründe des höchsten deutschen Gerichts, und 
wenn Sie dann sagen, ich wisse, daß das nicht wahr 
sei, so trifft das Ihre Art, hier das Parlament in 
Verruf zu bringen, und nichts anderes. 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Rasner: Zum 
Beispiel der Unterschied zwischen „gefor

-

dert" und „beantragt"! — Abg. Dr. Mom

-

mer: Beweisen Sie das doch, Herr Rasner! 
— Weitere Zurufe von der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Das Wort hat 
der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Adenauer, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich stelle folgendes fest. 
Der Bundesfinanzminister hat in der Kabinettssit-
zung, in der er die Sache dem Kabinett vorgetragen 
hat, das erklärt, was ich soeben erklärt habe, näm-
lich, daß von der Ladung des Sachverständigen nicht 
vorher Mitteilung gemacht worden sei. 

Dann hat es dem Herrn Abgeordneten Arndt be-
liebt, zu sagen, daß ich leider immer das Pech hätte,  

durch Urkunden widerlegt werden zu können. Ich 
mag auf das Geschmackvolle, was er da gesagt hat, 
nicht weiter eingehen. Es steht in so schreiendem 
Gegensatz zu dem, was Herr Kollege Gülich soeben 
gesagt hat, 

(Abg. Baur [Augsburg] : Und was hat Herr 
Rasner gesagt?!) 

daß ich glaube, eine derartige Sprechweise, wie sie 
Herrn Arndt beliebt, erklärt manches von der 
Atmosphäre dieses Hauses. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte aber noch folgendes sagen. Ich habe 
nicht erklärt, was Herr Arndt angeführt hat, son-
dern ich habe erklärt, daß in der eventuell neu er-
öffneten Verhandlung die Bundesregierung Tat-
sachen mitteilen werde, ohne deren Kenntnis keine 
unangreifbare Entscheidung gefällt werden könne. 
Das ist etwas ganz anderes als das, was Herr Arndt 
gesagt hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU. - Abg. Rasner: 
Die Behauptung einer halben Wahrheit! 
Herr Arndt weiß das alles! — Weitere Zu

-

rufe von der Mitte und Gegenrufe von der 
SPD. — Abg. Rasner: Verunglimpfen, das 

können Sie, Herr Arndt!) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Damit liegen zu 
dem Punkt „Allgemeine Politik der Bundesregie-
rung" keine Wortmeldungen mehr vor. 

Nach der interfraktionellen Vereinbarung soll 
der Punkt b), Außenpolitik, erst morgen früh um 
9 Uhr behandelt werden. 

Ich rufe dann zur Aussprache den Punkt c), Ver-
teidigungspolitik, auf. Darf ich hierzu um Wortmel-
dungen bitten. — Herr Abgeordneter Merten! 

Merten (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich möchte an das anknüpfen, was Herr 
Kollege Dr. Krone vorhin hier ausgeführt hat, und 
zugleich mit dem, was ich hier sage, einige Fragen 
beantworten, die er an die sozialdemokratische Bun-
destagsfraktion gestellt hat. Ich möchte sie in dem 
Geist beantworten, den er hier beschworen hat und 
von dem auch meine Freunde glauben, daß er der 
Arbeit dieses Hauses zuträglich wäre. 

Uns liegt der Haushalt des Verteidigungsministe-
riums in der dritten Lesung vor. Die sozialdemokra-
tische Fraktion wird diesen Haushalt ablehnen. Die 
Gründe für diese Ablehnung liegen teils auf poli-
tischem, teils auch auf verteidigungspolitischem 
Gebiet. 

Zu Anfang dessen, was ich zu sagen habe, möchte 
ich hier die Unterstellung ausschalten, die wir fast 
jedes Jahr erlebt haben, daß die Ablehnung dieses 
Haushalts bedeute, die Sozialdemokratische Partei 
wolle nichts für die Verteidigung der Bundesrepu-
blik und die Verteidigung der Freiheit gegen die-
jenigen unternehmen, die dieses Land und seine 
Freiheit bedrohen. Ich glaube, daß es ganz allge-
mein und immer als eine böswillige Unterstellung 
bezeichnet werden muß, wenn es Leute gibt, die 
einer Partei wie der Sozialdemokratischen Partei 
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einen derartigen Vorwurf machen, einer Partei, die 
in ihrer ganzen Geschichte bewiesen hat, daß sie 
sich niemals von ihrem freiheitlich-demokratischen 
Weg hat abbringen lassen und daß sie immer be-
reit gewesen ist, für die Verteidigung der Freiheit 
Opfer zu bringen, und nicht nur bereit war, sondern

Opfer auch tatsächlich gebracht hat und heute 
noch immer wieder bringt. Deswegen sagt die So-
zialdemokratische Partei ein klares und unmißver-
ständliches Ja zur Landesverteidigung. Sie sagt aber 
auch ein klares und unmißverständliches Nein zur 
Beteiligung an einem sinnlosen Wettrüsten und sagt 
nein zu einer Politik, die sich nur noch militärischer 
Maßstäbe und militärisch-machtpolitischer Gedan-
kengänge bei der Vorbereitung ihrer Entscheidun-
gen bedient. 

Das ist die grundsätzliche Haltung meiner Frak-
tion zur Landesverteidigung. Wer das  in der Öffent-
lichkeit bestreitet, tut das wider besseres Wissen, 
und wer der Verteidigungskonzeption der Sozial-
demokratischen Partei" ein anderes Ziel als Sicher-
heit und Freiheit unterstellt, kann nur mit dem 
Wort „Verleumder" gekennzeichnet werden. 

Wir Sozialdemokraten wissen, daß die Sicherheit 
des Landes und die Sicherung der Freiheit nicht nur 
militärischer Anstrengungen bedürfen, sondern daß 
u. a. auch die Finanzpolitik, die Wirtschaftspolitik, 
die Sozialpolitik gleichwertig und gleichberechtigt 
und in einem unlösbaren Zusammenhang mit den 
militärischen Anstrengungen gesehen werden müs-
sen. Wir wissen, daß ein Wettrüsten, hinter dem 
vielleicht irgendwelche Großmachtträume stehen 
könnten — das wissen wir aus unserer Geschichte 
und aus der Geschichte anderer Völker —, leicht zu 
schwerwiegenden Folgen auf anderen Gebieten des 
öffentlichen Lebens führen kann und daß das Er-
gebnis einer solchen Politik dann eben nicht Sicher-
heit des Landes und Sicherung der Freiheit, sondern 
ganz im Gegenteil Gefährdung des Landes und Zer-
störung der Freiheit ist. Ich halte es für meine 
Pflicht, immer wieder und auch bei dieser Gelegen-
heit auf die verhängnisvollen Folgen aufmerksam 
zu machen, die sich abzeichnen und die uns zwingen 
sollten, einen Weg zu suchen, der von den demo-
kratischen Kräften unseres Staates gemeinsam ge-
gangen werden kann. 

Aber, meine Damen und Herren, meine Freunde 
und ich bekommen immer wieder berechtigte Zwei-
fel, ob bei allen demokratischen Gruppen unse-
res Landes auch tatsächlich der ehrliche Wille vor-
handen ist, diesen gemeinsamen Weg - den ja 
auch Herr Dr. Krone vorhin beschworen hat — zu 
gehen. Solange man glaubt, die politischen Auf-
fassungen der Opposition abtun zu können als 
„irreal", als „illusionär", als einen „Weg nach 
Moskau" oder wie sonst immer die Apostrophie-
rungen lauten, solange man alle abweichenden Mei-
nungen, die sich nicht auf der Linie der Regierung 
oder der Regierungspartei bewegen, als „kommu-
nistische Umtriebe" oder als „Gefährdung des Staa-
tes" bezeichnet, solange man das tut, ist man eben 
noch sehr weit davon entfernt, die Aufgabe der 
Opposition in einer freiheitlich-parlamentarischen 
Demokratie erkannt zu haben. Denn sehen Sie, das 
geht ja aus allen Diskussionen hervor, daß eine  

gemeinsame Politik nicht darin bestehen kann, be-
dingungslos zu kapitulieren oder zu Kreuze zu krie-
chen. Wer das unter gemeinsamer Politik versteht, 
der wird allerdings vergeblich darauf warten müs-
sen, daß wir eine gemeinsame Politik mit den Ver-
fechtern derartiger Auffassungen machen können; 
wer das unter gemeinsamer Politik versteht, der 
ist auf dem besten Wege, dieses Parlament zu 
denaturieren und einen wesentlichen Bestandteil 
unseres demokratischen Lebens zu zerstören. 

Es ist hier vorhin schon einiges über die Rolle 
der parlamentarischen Opposition gesagt worden, 
und ich habe mich darüber gefreut, daß Herr Dr. 
Krone im Grundsätzlichen dieser Auffassung bei-
gepflichtet hat. Ich glaube, daß die demokratische 
Opposition nicht nur ein unentbehrlicher, sondern 
auch ein entscheidender Teil einer demokratisch

-

parlamentarischen Staatsführung ist. Denn das Vor-
handensein einer Opposition entscheidet überhaupt 
darüber, ob hier Demokratie ist oder nicht. 

Wer aber nun glaubt, daß man die politischen 
Auffassungen der parlamentarischen Opposition mit 
Unterstellungen von Scheinargumenten lächerlich 
machen könne oder daß man sie in ihrem politi-
schen Wollen durch üble Verdächtigung 

(Abg. Dr. Conring: Wie eben Herr Erler!) 

madig machen könne, der ist, glaube ich, auf dem 
besten Wege, zu einer Gefahr für die freiheitliche 
Demokratie zu werden und, ich glaube, viel eher 
zu einer Gefahr zu werden als diejenigen, die da 
glauben, daß man durch eine Volksbefragung 
jeden einzelnen Staatsbürger auch einmal zwischen 
den Wahlen am politischen Leben beteiligen könne. 

Ich sage das aber hier ohne jede Polemik, weil 
ich immer noch die Hoffnung habe, daß diejenigen 
politischen Kräfte insbesondere in der CDU/CSU 
die Oberhand gewinnen, die zur Zusammenarbeit 
bereit sind, und daß sie den Scharfmachern in ihren 
eigenen Reihen einmal eine Lektion erteilen, den 
Scharfmachern, die offenbar glauben, sie müßten 
neben die geographische Spaltung unseres Landes 
auch noch eine innenpolitische Spaltung setzen und 
sie vertiefen bis zu dem Tage, da man nicht mehr 
miteinander reden kann; und dieser Tag würde 
dann auch ohne Zweifel das Ende der demokra-
tischen Freiheit in unserem Lande bedeuten. 

(Abg. Dr. Bucerius: Wer ist denn das nun, 
Herr Merten? Was hat das für einen Sinn?) 

— Sie fragen mich: „Wer ist denn das?" Ich will 
Ihnen einmal etwas dazu sagen. Wenn Sie glauben, 
daß auf der einen Seite des Hauses, in der Regie-
rungskoalition, lauter reizende sanfte Lämmchen 
säßen und auf den Bänken der Opposition die rei-
ßenden Wölfe, 

(Abg. Dr. Bucerius: Wer sagt denn das?) 

die ohne jede Veranlassung sich zur Aufgabe ge-
setzt hätten, hier einen Ton in die Debatte zu brin-
gen, der vom ganzen Hause beklagt werden müßte, 
dann sind Sie im Irrtum. 

(Zurufe von der CDU/CSU.) 
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Sie müssen einmal in Ihren eigenen Reihen danach 
Ausschau halten, ob es nicht eventuell Leute gibt, 
die dazu geeignet sind, ein derartiges Verhalten 
auf 'den Bänken der Opposition zu provozieren. 

(Abg. Dr. Conring: Denken Sie an Ihren 
Vorredner!) 

Das alte Sprichwort „Wie man in den Wald ruft, 
so schallt es heraus" scheint mir auch hier Geltung 
zu haben. 

(Abg. Dr. Bucerius: Zur Sache, Herr Merten!) 

— Ich komme jetzt zur Sache. Wenn Sie es eilig 
haben, Herr Dr. Bucerius, — ich habe Zeit für diese 
Debatte, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wir auch!) 

weil mir die Dinge so wichtig zu sein  scheinen, daß 
man einmal gründlich darüber sprechen muß. Sie 
werden gleich sehen, daß im Zusammenhang mit der 
Verteidigungspolitik wie auch im Zusammenhang 
mit der allgemeinen Politik auch hierüber gespro-
chen werden muß. 

(Abg. Dr. Bucerius: Ja, das hat einen Sinn!) 

— Warum sind Sie denn so aufgeregt? Ich bin doch 
auch ganz ruhig. — Die Sozialdemokratische Partei 
— um, wie Sie wünschen, zur Sache zu kommen — — 

(Abg. Dr. Bucerius: Sehen Sie, jetzt sind 
wir einig!) 

— Ja, wenn ich tue, was Sie wollen, dann sind wir 
einig, und wenn ich etwas anderes tue, was Sie nicht 
wollen, dann konstruieren Sie irgendwelche Dinge. 

(Heiterkeit.) 

Sie müssen immer bedenken, daß zum Einigsein der 
Wille von beiden Seiten gehört, einmal Zugeständ-
nisse zu machen, und daß einig sein nicht heißt 
kapitulieren und zu Kreuze kriechen. Ich bedauere 
nur immer Ihre armen Koalitionspartner, die das 
dauernd exerzieren müssen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das überlassen 
Sie mal denen!) 

- Das überlasse ich denen auch. — Die Sozialde

-

mokratie — um zur Sache zu kommen — — 

(Abg. Frau Dr. h. c. Weber [Essen] : Das wird 
aber auch Zeit!) 

— Wenn Sie nicht soviel Zwischenrufe machten, 
dann wäre ich schon längst weiter. Aber ich kann 
es mir natürlich schon aus Höflichkeit nicht erlau-
ben, Ihre Zwischenrufe einfach zu überhören. 

Die Sozialdemokratie setzt bei ihrer Wehrpolitik 
immer voraus, daß diese Politik in einem gespalte-
nen Land getrieben werden muß, daß man deswegen 
nicht so tun kann, als ob es diese Spaltung nicht 
gäbe, und daß ferner das Ziel dieser Politik die 
Sicherheit aller Deutschen, auch derjenigen jenseits 
des Eisernen Vorhangs, zu sein hat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Genau wie wir!) 

Deshalb kann die Wehrpolitik nur im Dienste einer 
Gesamtpolitik stehen, die die Wiedervereinigung in 
gesicherter Freiheit zum Ziel hat und die jede Ent

-

scheidung unter diesem Gesichtspunkt trifft. Wenn 
das bei Ihnen genauso sein, sollte, dann werden 
wir sehr schnell einig sein. Von daher gesehen caber 

 sieht eine sinnvolle Landesverteidigung anders aus 
als die Einbeziehung unseres Landes in ein uferlo-
ses Wettrüsten;wenn Sie das nicht wollen, um so 
besser. 

Angesichts dieser Situation erscheint es  uns So-
zialdemokraten bei der Grenzlage unseres Landes 
am Eisernen Vorhang z. B.  nichtmöglich, die Wehr-
pflicht alten Musters zu praktizieren, ein System, 
das zur Folge hat, daß alle vorhandenen Verbände 
ständig nicht voll einsatzbereit sind, und das, als 
es ,erfunden wurde, auf die Bildung von Reserven 
ausgerichtet wurde, die dann erst in  einem lang-
wierigen und  sehr schwierigen !Mobilisierungsver-
fahren zusammengeholt werden müssen. Wir mei-
nen, daß in einem Land, in dem die Bevölkerung 
im Falle einer Luftwarnung vielleicht 10 oder 20 
Sekunden Zeit hat, sich in  Sicherheit zu bringen, 
solche Begriffe wie Mobilmachung und Reservisten 
eigentlich mehr in  die  historische Abteilung des 
Kriegsmuseums gehören, aber nicht in die Praxis. 

Unseren Vorstellungen — und das möchte ich 
Herrn Dr. Krone sagen, der sich danach erkundigt 
hat — entspricht eine bewegliche, gut ausgebildete 
und modern bewaffnete Truppe besser. Aber ich 
möchte eines gleich klarstellen. Wenn wir Sozial-
demokraten von modernen Waffen sprechen, dann 
meinen wir auch moderne Waffen in der wirk-
lichen Bedeutung des Wortes und nicht Massenver-
nichtungsmittel, die dazu dienen, die Bevölkerung 
auszurotten und Länder unbewohnbar zu machen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Auf diesen Unterschied darf ich Sie hinweisen. Sie 
tarnen zwar Ihre Atomausrüstungswünsche sehr 
nett und sehr geschickt unter dem Stichwort „mo-
derne Bewaffnung"; aber mit Waffen haben diese 
Dinge nach unserer Auffassung nichts zu tun. Des-
wegen sind auch die Äußerungen meines Partei-
freundes Ollenhauer, die der Herr Bundeskanzler 
hier zitiert hat, völlig in Ordnung, da auch er Waf-
fen meint, wenn er Waffen sagt, und keine Massen-
vernichtungsmittel. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Herr Abgeord-
neter Merten, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Bucerius? 

Dr. Bucerius (CDU/CSU) : Herr Kollege, erlauben 
Sie  mir  Ihnen dann eine Ausführung des Herrn Kol-
legen Mellies vorzuhalten, die mir schriftlich vorliegt 
und die nach meiner Auffassung denselben Sinn hat. 
Wenn sie ihn nicht hat, bitte ich um Ihre Stellung-
nahme. Er hat am 26. August 1956 folgendes gesagt: 

Es ist meines Erachtens ein geradezu verhäng-
nisvoller Irrtum, zu glauben, ein Krieg in 
Europa oder ein Krieg in Deutschland könne 
ein lokaler Krieg sein und könne vor allen 
Dingen mit konventionellen Waffen durchge-
führt werden. Seit Jahren sagt doch die NATO, 
daß man bei einem Konflikt in Europa sofort 
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die Atomwaffen anwenden wird. Das kann ja 
auch praktisch nicht anders sein. 

Das sagte Herr Mellies. Wollen Sie noch behaup-
ten, daß Sie der Meinung gewesen seien, Ihre Par-
tei hätte nicht mit der Anwendung konventioneller 
Waffen gerechnet? 

Merten (SPD): Ich würde am besten mit einer 
Rückfrage antworten, Herr Kollege Bucerius: Was 
hat das mit dem zu tun, was ich soeben gesagt 
habe? 

(Lachen bei der CDU/CSU.) 

Es hat nämlich überhaupt nichts damit zu tun. Ich 
habe von der Strategie der NATO nicht ein einzi-
ges Wort gesagt, sondern ich habe von der Aus-
rüstung der Bundeswehr mit modernen Waffen ge-
sprochen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wir gehören 
doch der NATO an!) 

Das ist eben der Unterschied zwischen uns beiden: 
Wenn wir „Waffen" sagen, meinen wir Waffen, 
und wenn Sie „Waffen" sagen, meinen Sie Massen-
vernichtungsmittel. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was hat denn 
Herr Mellies gemeint?) 

— Das wird auch nach den Äußerungen des Herrn 
Kollegen Mellies nicht anders sein. Aber ich werde 
jetzt keine Zwischenfragen beantworten, bis ich 
meinen Gedanken zu Ende geführt habe, weil ich 
Ihre beliebte Methode kenne, einen andern durch 
Zwischenfragen zu hindern, die gar nicht einem 
echten Aufklärungsbedürfnis dienen, sondern nur 
dazu, Ihrerseits Ihre Politik zu verkaufen. Dazu 
werde ich mich jetzt nicht mehr hergeben. Sie wer-
den mir also jetzt erst einmal zuhören, bis ich die-
sen Gedanken zu Ende geführt habe; dann können 
Sie mich wieder fragen. 

Ich habe Ihnen gesagt, daß wir bewegliche, gut 
ausgerüstete und modern bewaffnete Truppen wol-
len, die in beweglichen Eingreifverbänden zusam-
mengefaßt sind. Wir meinen aber Truppen mit 
wirklich modernen Waffen! 

Diese Einheiten müssen wegen der Anforderun-
gen, die an eine moderne Ausbildung gestellt wer-
den, aus längerdienenden Freiwilligen und aus Be-
rufssoldaten bestehen. Es ist für ein strategisches 

 Denken, das sich auf einen Verteidigungskrieg, 
nicht aber auf einen Angriffskrieg vorbereitet, klar, 
daß es zur Unterstützung dieser Eingreifverbände 
einer bodenständigen Verteidigungstruppe bedarf, 
die nach Auffassung der Sozialdemokraten zur Er-
füllung ihrer verschiedenartigsten Aufgaben am be-
sten in einem milizartigen System entwickelt wer-
den kann. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Alles ohne 
Wehrpflicht!) 

— Dazu braucht man keine Wehrpflicht. Man braucht 
sie schon deshalb nicht, weil bei einer von allen 
demokratischen Gruppen dieses Landes getragenen 
Verteidigung an Freiwilligen für die verschiedenen 
Arten der Truppen kein Mangel sein  würde. Sie 
haben ja dadurch, daß Sie bis jetzt nicht zu diesem 

gemeinsamen Wege bereit waren, selber die Schuld 
daran getragen, daß die psychologischen Vorausset-
zungen für eine genügende Anzahl von Freiwilligen 
in unserem Volke nicht gegeben waren. 

Ich sagte schon, daß ein strategisches Denken, das 
auf einen Verteidigungskrieg, nicht aber auf einen 
Angriffskrieg zusteuert, auf Grund der Konzeption, 
die ich Ihnen hier in wenigen Sätzen dargestellt 
habe, eine schlagkräftige und völlig ausreichende 
moderne Art der Verteidigung in diesem Lande ent-
wickeln könnte. Es ist darüber an dieser Stelle und 
an anderer Stelle wiederholt ausführlich gesprochen 
worden, und man kann sogar, wenn man will, dar-
über etwas nachlesen. Aber, meine Damen und Her-
ren, man kann sich auch die Mühe sparen und die 
Dinge einfach vom Tisch des Hauses wischen mit 
der Begründung, diese Konzeption sei irreal, weil 
es sie in keinem anderen Lande gebe, oder mit der 
Unterstellung, man wolle die Truppen von vorn-
herein einem Gegner unterlegen machen oder was 
man sonst so hört. Ich weise hier im Auftrage meiner 
Freunde eine derartige Unterstellung mit allem 
Nachdruck zurück. 

Wenn hier überhaupt einmal eine Aussprache 
über die unterlegene und veraltete Ausrüstung ge-
führt werden sollte, die der eines möglichen Geg-
ners nicht gewachsen Ist, dann, glaube ich, würde 
diese Aussprache sehr eigenartige Dinge zutage 
fördern. Aber ich will darüber nicht weiter spre-
chen, weil ich glaube, daß wir durch eine gemein-
same Diskussion im Verteidigungsausschuß durch-
aus in der Lage sein werden, auch auf diesem Ge-
biet zu allseits befriedigenden Ergebnissen zu kom-
men. 

Das Ziel, das wir uns gesetzt haben und das nur 
in einer gemeinsamen Arbeit mit den demokrati-
schen Parteien dieses Landes erreicht werden kann, 
rückt dann immer wieder in weite Ferne, wenn 
man erlebt, wie die Anliegen der Opposition z. B. 
vom Pressereferat des Verteidigungsministeriums 
behandelt werden. Das Pressereferat des Vertei-
digungsministeriums begeht den Fehler, der  in 
dieser Debatte schon ein paar Mal aufgezeigt wor-
den ist. Es fühlt sich offenbar mehr als Presserefe-
rat der CDU/CSU als eines Bundesministeriums, 
obwohl die Kosten dafür immerhin von allen 
Steuerzahlern getragen werden müssen. Ich will 
Ihnen ein paar Beispiele herausgreifen, die  bewei-
sen, daß dieses Referat die Grenze dessen, was 
für das Referat einer Bundesbehörde erlaubt ist, 
doch weit überschritten hat. 

Der Verteidigungsausschuß hat vor einigen Wo-
chen einmal eine Flugabwehrbatterie der Ameri-
kaner besucht. Es ist darüber hinterher berichtet 
und geschrieben worden, und es sind die Eindrücke 
wiedergegeben worden. Dann hat auch das Presse-
referat zu dem, was in der Öffentlichkeit, zum 
Teil auch von mir, gesagt worden ist, Stellung ge-
nommen. Bei dieser Gelegenheit stellte sich plötz-
lich heraus, daß das Pressereferat Einzelheiten 
wußte, die mit diesen Dingen zusammenhingen und 
die dem Verteidigungsausschuß vorher nicht mit-
geteilt werden konnten, weil angeblich darüber 
keine Unterlagen vorhanden waren und man nichts 
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habe erfahren können. Es ist eine merkwürdige 
Methode, erst unzureichend zu informieren und 
dann Darstellungen, die auf diesen Informationen 
aufgebaut sind, zu widersprechen und bei der Ge-
legenheit mit der vollen Information herauszu-
rücken. 

Dafür gibt es noch ein zweites Beispiel. Der 
Herr Bundesverteidigungsminister hat sich in einer 
Pressekonferenz ausführlich über die Umgliederung 
der Bundeswehr geäußert. Im Verteidigungsaus-
schuß dieses Parlaments war darüber nicht gespro-
chen worden. Es war aber durch das Pressereferat 
des Verteidigungsministeriums auf drei verviel-
fältigten Seiten den Mitgliedern des Verteidigungs-
ausschusses etwas — wenn auch in militärischer 
Kürze — über die Sache mitgeteilt worden. Als 
ich nun in der Öffentlichkeit erklärte, daß der vor-
liegende Haushaltsplan, über den wir in diesen 
Tagen beschließen sollen, nichts mit diesen Um-
gliederungsplänen zu tun habe, weil er auf einer 
völlig anderen Organisation der Bundeswehr auf-
gebaut sei, wurde vom Pressereferat des Verteidi-
gungsministeriums wiederum mitgeteilt, daß im 
Haushaltsjahr 1958 gar keine Umgliederung der 
Bundeswehr vorgesehen sei; man wolle lediglich 
zwei Brigaden neuer Art, eine Panzerbrigade und 
eine Panzergrenadierbrigade bilden, die in diesem 
Jahr im Herbst aufgestellt werden. Uns war auch 
mitgeteilt worden, daß diese beiden Brigaden auf-
gestellt werden. Aber im Haushaltsplan konnten 
wir leider keinerlei Anhaltspunkte dafür finden. 
Um diesen Widerspruch zu lösen, der darin besteht, 
daß einmal behauptet wird, es passiert in diesem 
Haushaltsjahr gar nichts, andererseits uns aber 
schriftlich mitgeteilt wird, daß doch etwas passiert, 
hat man ganz plötzlich — man kann es gar nicht 
anders ausdrücken — erfunden, daß diese Brigaden 
nur eine kurze Versuchsübung machen und dann 
schnell wieder aufgelöst werden. Davon steht in 
den schriftlichen Unterlagen, die man dem Verteidi-
gungsausschuß über das Pressereferat zugeleitet 
hat, nicht ein einziges Wort, und darüber habe ich 
auch in den Presseberichten leider gar nichts fin-
den können. 

So, glaube ich, kann das Pressereferat einer Bun-
desbehörde sich nicht mit diesen Dingen befassen. 
Das ist weder sachlich richtig, noch dient es einer 
gemeinsamen Politik. Vor allen Dingen darf es sich 
nicht, wie es am 8. Mai 1958 in einer offiziellen 
Mitteilung geschehen ist, dann noch in innerpartei-
liche Auseinandersetzungen einmischen, von denen 
man offenbar vermutet, daß sie stattfinden; so warf 
man mir z. B. in einer Darstellung vor, ich ginge 
mit der Konzeption meiner Partei nicht konform. 
Das geht das Pressereferat des Verteidigungsmini-
steriums gar nichts an; abgesehen davon stimmt 
es nicht, und diese Einmischung in die inneren Ver-
hältnisse einer Fraktion dieses Hauses muß mit 
aller Entschiedenheit als unzulässig zurückgewie-
sen werden. 

Nun hat das Pressereferat zu dem vorliegenden 
Haushalt auch auf Grund von Pressemitteilungen 
der SPD völlig abwegig Stellung genommen. Of-
fenbar Ist dem Pressereferat der auf Seite 6 des 

Regierungsentwurfs zum Haushaltsplan abge-
druckte Vermerk entgangen. Da steht nämlich klipp 
und klar: 

Ausgaben aus übertragenen Bewilligungen 
früherer Rechnungsjahre dürfen geleistet wer-
den, soweit ihnen entsprechende Minderaus-
gaben im Rahmen der veranschlagten Gesamt-
ausgaben von 10 Milliarden DM gegenüber-
stehen. 

Das heißt mit anderen Worten, daß die Reste aus 
früheren Haushaltsjahren, die in diesem Haushalt 
nicht bereinigt worden sind, in Höhe von 5,4 Mil-
liarden aus diesem Haushalt bestritten werden kön-
nen, wenn bei den Titeln dieses Haushalts ent-
sprechend weniger verausgabt wird. Das kann z. B. 
auch bedeuten, daß kein einziger Titel des vor-
liegenden Haushalts in der hier angegebenen Höhe 
bedient wird, weil die Bewilligung früherer Rech-
nungsjahre aus den Mitteln des betreffenden Titels 
gezahlt werden soll. Das heißt also, daß die auf 
228 Seiten niedergelegten Titel, alle miteinander, 
wie sie da sind, nicht dem entsprechen, was tat-
sächlich im laufenden Haushaltsjahr passieren wird. 
Dazu kommt, daß durch die Umgliederungspläne 
überdies vollkommen neue Voraussetzungen für 
die Aufstellung eines Haushalts gegeben sind, was 
vom Pressereferat bestritten wird. aber, wie ich 
glaube, nicht bestritten werden kann. Es werden 
z. B. die Mannschaftsstärken der Kompanien und 
Brigaden um 25 % gekürzt. Sie stimmen also nicht 
mehr mit dem Personalstellenverzeichnis des 
Haushalts überein. Die Versorgungsführung wird 
vollkommen neu geregelt. Die Bewaffnung ist an-
ders als bisher, weil die Feuerkraft trotz der Ver-
kürzung des Personals dieselbe bleibt. 

Alles das hat aber im Haushalt nirgends einen 
Niederschlag gefunden, und der Verteidigungsaus-
schuß dieses Hauses hatte auch keine Gelegenheit, 
sich mit der Angelegenheit zu befassen. Die Be-
hauptung der Bundesregierung im Bulletin vom 
27. Juni 1958, im Verteidigungsausschuß sei auf 
Wunsch jede weitere Sachauskunft erteilt worden, 
ist einfach nicht richtig. So konnte z. B. General 
Kammhuber seine Absicht nicht verwirklichen, vor 
dem Haushaltsausschuß und dem Verteidigungs-
ausschuß über das Flugzeugprogramm zu sprechen, 
weil offenbar höhere Weisung ihn daran gehindert 
hat. Leider konnten wir uns auch nicht mit dem 
Herrn Minister über seinen Haushaltsplan unter-
halten, weil er während der Beratung des Haus-
halts im Verteidigungsausschuß in zehn Sitzungen 
leider kein einziges Mal Gelegenheit hatte, an der 
Sitzung teilzunehmen. Auch sein Vertreter, der 
Herr Staatsekretär, war nur an der ersten Sitzung 
da und konnte leider auch an den weiteren Sitzun-
gen nicht mehr teilnehmen. Es ist also mit dem 
Auskunfterteilen und der völligen Offenlegung der 
Pläne im Verteidigungsausschuß, wie sie das Presse-
referat behauptet, doch nicht so weit her, wie das 
Presseamt es behauptet. 

Ich nehme an, daß der Herr Minister und sein 
Vertreter Gründe für ihr Fernbleiben gehabt haben, 
und sie werden uns ohne Zweifel über diese Gründe 
etwas sagen. Es könnte aber auch sein, daß der 
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Herr Minister selbst das Gefühl gehabt hat, daß 
er hier eine Sache zu vertreten gehabt hätte, die 
nicht so einfach zu vertreten ist. Denn trotz der 
228 Seiten des Einzelplans 14 ist es so, daß das 
Haus einen Betrag von 10 Milliarden DM pauschal 
genehmigen soll, von dem es nicht weiß und auch 
nicht erfahren hat, wie dieser Betrag in den einzel-
nen Titeln ausgegeben werden soll, weil ja jeder 
einzelne Titel durch die noch im Raum stehenden 
5,4 Milliarden DM jederzeit geändert werden kann. 
Wir wissen also in keinem Punkt wirklich genau, 
was ausgegeben werden soll. 

Ich will bei dieser Gelegenheit noch einige Fra-
gen stellen. Was ist z. B. mit der Leistung der 
Stationierungskosten und ihrem Einfluß auf den 
vorliegenden Haushalt? Im Haushalt sind derartige 
Kosten nicht ausgebracht. Wie man hört, sollen 
aber derartige Kosten gezahlt werden. Wie man 
weiter hört, hat sich der Herr Verteidigungsmini-
ster schon darüber beklagt, daß sie seinem Haus-
halt entnommen werden sollen. Wir möchten Aus-
kunft darüber haben, wie es damit ist. Welcher 
Betrag wird für die Stationierungskosten denn nun 
wirklich zusätzlich dem Verteidigungshaushalt ent-
nommen? 

Es wäre für das Haus interessant, auch einmal zu 
erfahren, welche Vorauszahlungen denn überhaupt 
schon und an wen für die Beschaffung von schwe-
rem Gerät und Munition im Ausland erfolgt sind; 
denn das steht ja in einem gewissen Zusammen-
hang mit dem Vertrag über die Stationierungs-
kosten. Was ist z. B. an Großbritannien geflossen? 
Welche Guthaben bestehen da? Was ist mit der 
Türkei und den Vereinigten Staaten? Ich will nur 
diese drei nennen. Und stimmt es, was man hört, 
daß über die rechtlichen Verpflichtungen hinaus 
z. B. Bankgarantien voll abgedeckt worden sind, 
um Kassenüberschüsse des vergangenen Haushalts 
zu verringern? Wo erscheint die Rückrechnung der 
Anzahlung und der Garantiezahlung im Haushalt? 
Wie steht es mit den ohne Zweifel vorhandenen 
Guthaben des Bundesverteidigungsministeriums bei 
den Lieferanten und bei der Garantiebank? 

Ich glaube, daß es sehr interessant sein könnte, 
wenn wir über diese Dinge einmal Aufschluß be-
kämen, weil im Haushalt darüber leider so gut 
wie nichts ausgesagt ist. Wird nicht durch die bis-
her immer befolgte Haushaltsgebarung Vorschub 
geleistet — und das ist die Frage, die ich uns allen 
vorzulegen habe —, im Geldausgeben wesentlich 
großzügiger zu sein, als es unserer tatsächlichen 
Finanzlage entspricht? 

Meine Damen und Herren, ich sehe, daß die Zeit 
des Sitzungsablaufs gekommen ist. Ich möchte des-
wegen nur noch einige wenige Schlußsätze zu die-
sen Problemen sagen, über die wir uns zweifellos 
morgen weiter unterhalten müssen. 

Das Nein, das wir zum Verteidigungshaushalt 
aussprechen, ist ein Nein zu einer unzweckmäßigen 
Organisation des Verteidigungswesens und das 
Nein zu einer politischen Konzeption, die dieser 
unzweckmäßigen Organisation zugrunde liegt. Die 
Sozialdemokratische Partei wäre gern bereit, ja zu  

sagen zu einer Landesverteidigung, die wirkliche 
Sicherheit für Volk und Freiheit in dem unter den 
heutigen Verhältnissen überhaupt erreichbaren 
Ausmaß bringt. Die Sozialdemokratische Partei 
würde gern ja sagen zu einer Landesverteidigung, 
die diese Sicherheit allen Deutschen in beiden Tei-
len unseres Landes verbürgt und die Voraussetzung 
bietet, unseren Landsleuten in der sowjetischen 
Zone ein Leben in einem gemeinsam nach den 
Prinzipien der freiheitlichen Demokratie gestalteten 
Staate zu ermöglichen. Das wäre vielleicht durch 
eine gemeinsame Politik der Parteien  in  diesem 
Hause zu erreichen. Es wird aber niemals durch 
die Forderung zu erreichen sein, daß sich alle an-
deren der Politik einer einzigen Partei bedingungs-
los unterzuordnen haben. 

Ich möchte bei dieser 'Gelegenheit, weil es mir 
notwendig erscheint, noch einen Satz hinzufügen: 
Was wir in der Sozialdemokratie unter freiheitlicher 
Politik verstehen, unterscheidet sich von dem kom-
munistischen Terrorsystem, wie sich Feuer von Was-
ser unterscheidet. Gerade Herr Dr. Krone hat wie-
der von der gefährlichen Nähe zum Osten gespro-
chen. Er hat davon gesprochen, daß die Linie der 
Sozialdemokratischen Partei, wie er glaube, Freiheit 
und Sicherheit in Europa gefährde, und daß es 
auf diesem Gebiet keine Kompromisse gebe. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit erklären, daß 
Herr Dr. Krone auf diesem Gebiet keinerlei Be-
fürchtungen zu haben braucht. Wir müssen es mit 
aller Entschiedenheit zurückweisen, wenn immer 
und immer wieder — vielleicht auch in der von ihm 
gewählten etwas verfeinerten Form — der Ver-
dacht geäußert wind, die sozialdemokratische Poli-
tik bringe uns in die Nähe dessen, was wir unter 
dem kommunistischen Terrorsystem verstehen. Wir 
grenzen uns sehr stark gegen dieses System ab. 
Das, was wir unter demokratischer und freiheit-
licher Politik verstehen, ist dem, was dort drüben 
geschieht, so diametral entgegengesetzt, daß man 
einfach immer wieder feststellen muß: wer trotz-
dem behauptet, daß hier gewisse Gefahren herbei-
geführt werden, der behauptet das einfach wider 
besseres Wissen. Denn die  sozialdemokratische 
Partei hat weder in ihrem Programm noch in ihrer 
Politik jemals dazu Anlaß gegeben, hier in der 
Bundesrepublik derartigen Gedanken Raum zu 
ben. Wenn das trotzdem geschieht und wenn wir 
das immer wieder hören müssen, dann kann e s 
dafür doch nur zwei Gründe geben. Entweder sieht 
man vor lauter parteipolitischen Scheuklappen die 
Wirklichkeit nicht oder man verleumdet eine frei-
heitlich-demokratische Partei wider besseres Wis-
sen, und dann muß auch vermutet werden, daß die 
eigenen machtpolitischen Pläne der Kräfte, die das 
tun, die Bereitschaft einschließen, überhaupt die 
demokratischen Grundlagen dieses Staates ganz 
oder teilweise zu opfern. 

Nur die Anerkennung der Opposition als demo-
kratische Kraft und die Zusammenarbeit mit der 
Opposition kann verhindern, daß jemals das in 
Erscheinung tritt, was Sie immer wieder als dro-
hende Gefahr an die Wand zu malen sich bemühen. 
Ich kann Ihnen das eine versichern — und das steht 
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Merten 
auch über unserer Wehrkonzeption —: Beim Kampf 
um die Freiheit werden  Sie  die Sozialdemokratische 
Partei immer in der vordersten Front finden! 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Dr. Preusker: Meine Damen 
und Herren, damit ist nach der interfraktionellen 
Vereinbarung der Zeitpunktgekommen, wo für 
heute die Sachdebatte abgebrochen werden  soll.  

Ehe ich die Sitzung schließe, erteile ich dem Ab-
geordneten Dr. Weber (Koblenz) das Wort zu einer 
Erklärung gemäß § 36 der Geschäftsordnung. Die 
Erklärung hat dem Herrn Präsidenten vorgelegen. 

Dr. Weber (Koblenz) (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent!  Meine sehr geehrten Damen und Herren! Über 
die erregten Szenen, die im Anschluß an die Rede 
des Herrn Bundeskanzlers in der 35. Sitzung am 
Donnerstag, dem 26. Juni, stattfanden, gibt das 
Stenographische Protokoll, wie es Herr Vizepräsi-
dent Dr. Preusker bereits in der Sitzung bekanntgab 
und wie es inzwischen gedruckt vorliegt, nur unvoll-
ständig Aufschluß. Es enthält auf Seite 1974 (B) 
einen Teil eines von mir gemachten Zwischenrufs. 
Ich hatte deshalb eine Ergänzung des Stenographi-
schen Berichts beantragt dahingehend, daß der Zwi-
schenruf vollständig wie folgt aufgenommen wurde: 

Herr Präsident, man (auf den Abgeordneten 
Eschmann zeigend) ruft hier ständig: „Lügner, 

Lügner, Lügner! Ich bleibe dabei: Lügner'.'' 
Raus mit dem Kerl! 

Die Aufnahme dieser Ergänzung hat der Herr Prä-
sident nach der mir vom Stenographischen Dienst 
gemachten Mitteilung verweigert, da die weiteren 
Äußerungen weder vom Sitzungsvorstand noch von 
den Stenographen verstanden worden seien. 

Ich sehe mich deshalb veranlaßt, die Berichtigung 
durch diese Erklärung vorzunehmen, da ohne diese 
ergänzenden Äußerungen der im Stenogramm auf-
genommene Teil zu Mißverständnissen führt. Nä-
here Erklärungen dazu habe ich in einem besonde-
ren Schreiben an den Herrn Präsidenten abgegeben. 

Vizepräsident Dr. Preusker: Sie haben die 
Erklärung gehört. 

Wir sind damit am Ende der heutigen Tagesord-
nung angelangt. Entsprechend der noch einmal be-
stätigten interfraktionellen Vereinbarung beginnen 
wir morgen um 9 Uhr mit der Behandlung des 
Punktes 2 b), Außenpolitik, und nehmen erst nach 
Beendigung dieser Debatte den Punkt Verteidi-
gungspolitik wieder auf. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Mittwoch, 9 Uhr. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß: 18.10 Uhr.) 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 
Graf Adelmann 7. 7. 
Frau Albertz 5. 7. 
Altmaier* 5. 7 . 
Dr. Atzenroth 1. 7. 
Dr. Barzel 5. 7 . 
Bauer (Würzburg)* 5. 7. 
Birkelbach* 5. 7. 
Fürst von Bismarck* 5. 7. 
Blachstein* 5. 7 . 
Dr. Burgbacher 1. 7. 
Burgemeister 3. 7. 
Frau Döhring (Stuttgart) 31. 7. 
Döring (Düsseldorf) 5. 7. 
Dr. Eckhardt 2. 7. 
Erik 1. 7. 
Euler 4. 7 . 
Franke 12. 7. 
Frau Friese-Korn 1. 7. 
Gaßmann 5. 7 . 
Gern? 5. 7 . 
Dr. Greve 1 . 7 . 
Heye* 5. 7. 
Höfler* 5. 7 . 
Frau Dr. Hubert* 5. 7. 
Jacobs* 5. 7 . 
Jahn (Frankfurt) 1. 7. 
Kiesinger* 5. 7. 
Dr. Königswarter 5. 7. 
Dr. Kopf* 5. 7. 
Kühlthau 2. 7 . 
Kühn (Köln)* 5. 7. 
Leber 4. 7. 
Lücker (München)* 5. 7. 
Frau Dr. Dr. h. c. Lüders 5. 7. 
Frau Dr. Maxsein* 5. 7. 
Dr. Menzel 1. 7. 
Metzger* 5. 7. 
Dr. Meyer (Frankfurt)* 5. 7. 
Frau Meyer-Laule 1. 7. 
Murr 1. 7. 
Neumann 1. 7. 
Frau Niggemeyer 12. 7. 
Frau Dr. Pannhoff 1. 7. 
Paul* 5. 7. 
Dr. Preiß 5. 7. 
Pusch 5. 7. 
Ruf 5. 7. 
Scheel 5. 7. 
Schmidt (Hamburg) 1. 7. 
Dr. Schneider (Saarbrücken) 5. 7. 
Schoettle 19. 7. 
Schreiner 1. 7. 
Schütz (München)* 5. 7. 
Seidl (Dorfen)* 5. 7. 
Dr. Serres 1. 7. 
Spies (Brücken) 4. 7. 

*) für die Teilnahme an der Tagung der Versamm-
lung der Westeuropäischen Union 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Struve 5. 7. 
Dr. Wahl* 5. 7. 
Frau Dr. h. ç. Weber (Essen)* 5. 7. 
Wehking 1. 7. 
Dr. Will 5. 7. 
Dr. Zimmer*  5. 7. 
b) Urlaubsanträge 

D. Dr. Gerstenmaier 2. 8. 

Anlage 2 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers für Atomkernenergie und 
Wasserwirtschaft auf die Mündliche Anfrage des 
Abgeordneten Wehr (Fragestunde der 35. Sitzung 
am 26. Juni 1958, Drucksache 473, Frage 34): 

Trifft es zu, daß das Bundesatomministerium dem Technischen 
Überwachungsverein Hamburg untersagt hat, die amtlich ermit-
telten Meßzahlen über die Radioaktivität im Regenwasser und 
in der Luft zu veröffentlichen? 

Was hat das Bundesatomministerium veranlaßt, falls diese 
Tatsache richtig ist, ein solches Verbot zu erlassen? 

Ich darf die Frage wie folgt beantworten: 

Es trifft nicht zu, daß das Bundesministerium für 
Atomkernenergie und Wasserwirtschaft dem Tech-
nischen Überwachungsverein Hamburg untersagt 
hat, die von diesem Verein im Auftrag des Mini-
steriums für Arbeit, Soziales und Vertriebene des 
Landes Schleswig-Holstein im Bereich der Reaktor-
stat ion Geesthacht bei Hamburg ermittelten Meß-
zahlen über die Radioaktivität im Regenwasser 
und in der Luft zu veröffentlichen. 

Gegenteilige Behauptungen in einigen deutschen 
Tageszeitungen, die sich auf eine angebliche tele-
fonische Äußerung des Direktors des Technischen 
Überwachungsvereins Hamburg stützten, entspre-
chen nicht den Tatsachen. Ich habe daher die 
Falschmeldungen richtigstellen lassen und darf in 
diesem Zusammenhang auf die im Bulletin des 
Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 
in der Nr. 76 vom 24. 4. 1958 auf Seite 744 abge-
druckte Erklärung hinweisen. 

Bad Godesberg, ,den 28. Juni 1958 

Dr. Balke 

Anlage 3 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers für Verteidigung auf die 
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Pohle (Eckern-
förde) (Fragestunde der 35. Sitzung am 26. Juni 
1958, Drucksache 473, Frage 31): 

Ist der Herr Bundesverteidigungsminister bereit, anzuerkennen, 
daß sich für eine Gemeinde - wie die Gemeinde Boostedt im 
Kreise Segeberg mit etwa 1800 Einwohnern -, die sich durch die 
Garnison um dieselbe Zahl von Neubürgern vermehrt, besondere 
Schwierigkeiten ergeben? 

Kann diese Gemeinde damit rechnen, daß ihr durch die im 
Verhältnis zur Einwohnerzahl ungewöhnlich hohe Belastung in 
den kommunalwirtschaftlichen Folgemaßnahmen wirtschaftliche 
und finanzielle Unterstützung zuteil wird? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung hierbei vorge-
sehen? 
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Ich erlaube mir, die Anfrage wie folgt zu beant-
worten: 

Im Bezirk der Gemeinde Boostedt ist ein Ka-
sernen-Neubau errichtet und seit April 1958 belegt 
worden. 

Nach den von meinem Hause erlassenen „Richt-
linien für die Gewährung von Darlehen und Zu-
schüssen zu Aufschließungsmaßnahmen und Folge-
einrichtungen besonderen Umfanges bei militäri-
schen Bauvorhaben und Wohnsiedlungen" besteht 
unter bestimmten Voraussetzungen die Möglich-
keit, an Gemeinden zur Durchführung von kommu-
nalen Aufgaben eine Bundesfinanzhilfe zu gewäh-
ren. 

Ich habe die Gemeinde Boostedt auf ihre Denk-
schrift bereits dahingehend unterrichtet, daß für 
die Prüfung derartiger Anträge die Wehrbereichsver-
waltung in Kiel zuständig ist, und empfohlen, ihr 
Anliegen dort weiter zu verfolgen. 

Es ist jetzt schon zu übersehen, daß im vorlie-
genden Fall eine finanzielle Hilfe durch mein Haus 
in Betracht kommt. Über die Höhe der zu gewäh-
renden Bundesfinanzhilfe kann zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nichts gesagt werden. 

Bonn, den 30. Juni 1958 

Strauß 

Anlage 4 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers für Verteidigung auf die 
Mündliche Anfrage des Abgeordneten Pohle 
(Eckernförde) (Fragestunde der 35. Sitzung am 
26. Juni 1958, Drucksache 473, Frage 33) : 

Ich frage den Herrn Bundesverteidigungsminister, ob die ,,Sie-
ben-Meilen-Sperrzone" um Schleimünde eine Dauererscheinung 
der nächsten Jahre sein wird? 

Welche Pläne des Bundesverteidigungsministeriums werden in 
den Gemeinden Olpenitz und Ellenberg verwirklicht? Sind be-
sondere Vorhaben der Bundeswehr in Gammelby und Surendorf 
geplant? Zu welchem Ergebnis haben die Entschädigungsverhand-
lungen mit Eckernförder Fischern geführt? 

Ich erlaube mir, die Anfrage wie folgt zu beant-
worten: 

Ich darf zur besseren Ubersicht auf die gestellte 
Frage entsprechend ihren einzelnen Sätzen wie 
folgt eingehen: 

Zu Satz 1: 

Eine „Sieben-Meilen-Sperrzone" um Schleimlinde 
ist nicht geplant. 

In den „Nachrichten für Seefahrer" sind Artil-
lerie-Schießgebiete und ein U-Boot-Tauchgebiet 
veröffentlicht worden, die längs der Schleswig

-

Holsteinischen Ostküste liegen und von der 
Küste bis etwa 4 Seemeilen Abstand reichen. 
Die Angaben wurden in den „Nachrichten für 
Seefahrer" (NfS) Nr. 3565/57 und Nr. 78/58 
veröffentlicht. Die Durchfahrt durch diese Ge-
biete und die Ausübung der Fischerei werden 
nicht behindert. Schiffahrt und Fischerei wer

-
den jedoch gebeten, ausreichende Rücksicht auf 
die Übungen der  Streitkräfte zu nehmen. 

Diese Artillerie-Schießgebiete und das Tauch
-

gebiet werden eine Dauererscheinung bleiben. 

Zu Satz 2: 

Die Bundesmarine beabsichtigt, bei Olpenitz den 
Neubau eines Hafens und bei Ellenberg den Neu-
bau einer Marine-Artillerieschule durchzuführen. 

Zu Olpenitz: 

Die nach der Teilung Deutschlands noch in der 
BRD verbliebenen ehern. Kriegshäfen im Ost-
seebereich reichen nicht aus, um die für die 
Durchführung der Aufgaben der Bundesmarine 
erforderlichen Kampf-, Schul- und Troßschiffe 
aufzunehmen. 

Als Ersatz für die verlorengegangenen Häfen 
und zugleich zur Auflockerung der  in  der Ost-
see zu stationierenden Seestreitkräfte wird der 
Hafenneubau erforderlich. 

Nach eingehenden Untersuchungen des Bun-
desministers für Verkehr wurde von diesem 
ein unbewohntes Gelände bei Olpenitz an der 
Schlei vorgeschlagen, wo mit relativ geringem 
Aufwand ein geeigneter Hafengeschaffen 
werden kann. 

Die Landesregierung Schleswig-Holstein hat 
Kenntnis von diesen Plänen und ist bereit, 
ihnen unter bestimmten Voraussetzungen ihre 
Zustimmung zu geben. 

Zu Ellenberg: 

Dort steht eine Liegenschaft zur Verfügung, 
die durch zusätzlichen Erwerb weiteren Ge-
ländes um ca. 5 ha vergrößert wird. 

Das Land Schleswig-Holstein hat Kenntnis von 
den Plänen und ist bereit, ihnen unter be-
stimmten Voraussetzungen zuzustimmen. Die 
Verhandlungen sind noch nicht abgeschlossen. 
Als Teil der Anlagen der Artillerieschule soll 
auf der Landzunge zwischen der Schlei und der 
Ostsee bei dem geplanten Hafen Olpenitz ein 
Feuerleithaus gebaut werden, von dem aus 
vorwiegend Zielübungen auf fahrende Seeziele 
und im begrenzten Umfange Klingscheiben-
schießen für die aufgestellten Geschütze durch-
geführt werden sollen. 

Zu Satz 3: 

Die bisher verfolgte Absicht, in Gammelby Anlagen 
der Bundeswehr zu errichten, ist inzwischen zwei-
felhaft geworden. Die Planung Surendorf wird da-
gegen weiterhin bearbeitet. 

Zu Gammelby: 

Es handelt sich hierbei zunächst nur um eine 
Planung. Es. ist u. U. vorgesehen, zu einem 
späteren Zeitpunkt auf dem der Gemeinde 
Gammelby gehörenden Erweiterungsgelände 
der Kaserne Carlshöhe, Eckernförde, Anlagen 
für höchstens 300 Soldaten zu errichten. 
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Zu Surendorf: 

Das  Amt für Wehrtechnik und Beschaffung be-
absichtigt, auf der Liegenschaft der ehem. 
Torpedo-Versuchsanstalt Surendorf an der 
Eckernförder Bucht eine Erprobungsstelle für 

.Sdidfsartillerie einzurichten, mit der eine Ar

-

tillerievers i teile der Bundesmarine verbun-
den  werden soll. 

Zu Satz 4: 

Die Entschädigungsverhandlungen mit den Eckern-
förder Fischern schweben noch. Es kann davon 
ausgegangen werden, daß den Fischern eine Ent-
schädigung zugesprochen wird. Über Einzelheiten 
wird zur Zeit noch zwischen der Landesregierung 
Schleswig-Holstein und der WBV I in Kiel ver-
handelt. 

Bonn, den 30. Juni 1958 

Strauß 

Anlage 5 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Frei-
herr zu Guttenberg (Fragestunde der 35. Sitzung 
am 26. Juni 1958, Drucksache 473, Frage 24): 

Was gedenkt der Herr Bundesarbeitsminister zu tun, um die 
Pflichtbeiträge der Meistersöhne zur Arbeitslosenversicherung 
zurückzuerstatten, nachdem die vom Bundessozialgericht am 
5. April 1956 ausgesprochene Versicherungspflicht dieses Perso-
nenkreises durch § 65 Abs. 2 AVAVG ab 1. April 1957 wieder 
aufgehoben wurde? 

Ist dem Herrn Bundesminister bekannt, daß Meistersöhne, die 
auf Grund der genannten Entscheidung des Bundessozialgerichtes 
Pflichtbeiträge gelistet haben, in den seltensten Fällen damit 
rechnen können, im Falle der Arbeitslosigkeit Arbeitslosen-
unterstützung zu erhalten? 

. Auf die Frage teile ich folgendes mit: 

Durch das Urteil des Bundessozialgerichts vom 
5. April 1956 wurde die Versicherungspflicht der-
jenigen Meistersöhne, die in einem Beschäftigungs-
verhältnis bei ihren Eltern standen, nicht für die 
Zukunft begründet, sondern für die Zeit vom Be-
ginn des Beschäftigungsverhältnisses festgestellt. 
Beiträge wurden auf Grund der durch das Urteil 
festgestellten Rechtslage jedoch nur für Beschäfti-
gungszeiten nach Rechtskraft des Urteils erhoben. 
Da die Erfüllung der Anwartschaftszeit nicht von 
der Entrichtung von Beiträgen abhängig ist, können 
auch die Zeiten, für die Beiträge nicht entrichtet 
worden waren, zur Erfüllung der Anwartschaftszeit 
dienen. Die Versicherungsfreiheit für Abkömmlinge, 
die am 1. April 1957 in Kraft getreten ist, beseitigt 
für Meistersöhne also nicht eine Versicherungs-
pflicht, die nur eine kurze Zeit bestanden hätte. 

Eine Rückerstattung der Beiträge ist nach der 
derzeitigen Rechtslage nur möglich, wenn sie irr-
tümlich entrichtet worden sind. Der Fall liegt hier 
nicht vor. Die Tatsache, daß vor dem Urteil des 
Bundessozialgerichts keine Beiträge erhoben wur-
den, rechtfertigt es also nicht, die nach dem Urteil 
zu Recht erhobenen Beiträge zu erstatten. 

Ich habe nicht die Absicht, eine Änderung dieser 
Rechtslage vorzuschlagen. Es trifft im übrigen nicht 
zu, daß Meistersöhne im Falle der Arbeitslosigkeit 
nur in den seltensten Fällen Arbeitslosengeld er-
halten können. Wie bereits dargelegt, war die 
Zeit einer Beschäftigung als Meistersohn bis zum 
31. März 1957 ungeachtet der Entrichtung von Bei-
trägen versicherungspflichtig und kann damit zur 
Erfüllung der Anwartschaftszeit dienen. Ein An-
spruch auf Grund des Beschäftigungsverhältnisses 
als Meistersohn, das bis zum 31. März 1957 ver-
sicherungspflichtig war, kann noch bei einer Ar-
beitslosmeldung bis zum 1. Oktober 1958 geltend 
gemacht werden. 

Daß Meistersöhne nur selten arbeitslos werden, 
rechtfertigt eine Sonderregelung für die Zeit vor 
dem 1. April 1957 nicht, da das gleiche auch für 
Angehörige zahlreicher anderer Personenkreise zu-
trifft und das Wesen jeder Versicherung im Aus-
gleich des Risikos liegt. 

Bonn, den 1. Juli 1958 	 Blank 

Anlage 6 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
auf die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Hein-
rich (Fragestunde der 35. Sitzung am 26. Juni 1958, 
Drucksache 473, Frage 28) : 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Lehrlingsausbildung 
nach dem heutigen Stand nicht mehr den veränderten Bedingun-
gen von Technik und Wirtschaft Rechnung trägt, und ist sie be-
reit, eine entsprechende gesetzliche Regelung zu treffen? 

Wenn ja, bis wann wird ein solcher Gesetzentwurf vorgelegt 
werden? 

Auf die Frage teile ich folgendes mit: 

Die Frage, ob und inwieweit die Lehrlingsausbil-
dung nach dem heutigen Stand den veränderten 
Bedingungen von Technik und Wirtschaft Rechnung 
trägt, wird in Fachkreisen und Veröffentlichungen 
lebhaft diskutiert; die dabei zum Ausdruck kom-
menden Auffassungen sind sehr unterschiedlich. 
Die Bundesregierung verfolgt die wirtschaftlichen 
und technischen Entwicklungen und ihre Auswir-
kungen auf die Heranbildung des jungen Nach-
wuchses ständig und ist an den darüber geführten 
Diskussionen beteiligt. 

Sie befaßt sich auch seit längerem mit der Frage, 
ob eine neue gesetzliche Regelung der Berufsaus-
bildung notwendig ist. Bereits unter meinem Amts-
vorgänger, Herrn Bundesarbeitsminister Storch, 
sind vor etwa zwei Jahren Besprechungen mit den 
beteiligten Ressorts und den Sozialpartnern ge-
führt und Grundzüge für ein Rahmengesetz vor-
bereitet worden. 

Gegenwärtig ist diese Frage Gegenstand von 
Verhandlungen, die ich vor einiger Zeit mit dem 
Bundeswirtschaftsminister wieder aufgenommen 
habe. 

Bonn, den 1. Juli 1958 

Blank 
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Anlage 7 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
auf ,die Mündliche Anfrage ,des Abgeordneten Gei-
ger (Aalen) (Fragestunde der  35. Sitzung am 26. Juni 
1958, Drucksache 473, Frage 30) : 

Billigt der Herr Bundesarbeitsminister die Auslegung des § 124 
Abs. 1 AVAVG durch die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung, nach der nur derjenige arbeits-
unfähig Erkrankte Krankengeld nach seinem vor der Kurzarbeit 
bezogenen Grundlohn erhält, bei dem zwischen Kurzarbeit und 
arbeitsunfähiger Erkrankung kein zeitlicher Zwischenraum lag? 

Auf die Frage teile ich folgendes mit: 

Krankenversicherungspflichtige Personen erhalten 
die Barleistungen der  Krankenversicherung nach 
den Vorschriften der  Reichsversicherungsordnung 
und der  Satzung der  Krankenkasse, deren Mitglied 
sie sind. Dies gilt auch für solche Versicherte, deren 
Arbeitsentgelt vor der  Erkrankung gemindert war. 
Daraus können sich im Einzelfall Härten ergeben. 
Durch § 124 des  Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung sind diese  im System 
der Krankenversicherung liegenden Härten für 
solche Versicherte beseitigt worden, die Kurzar-
beitergeld beziehen. Diese Pesonen erhalten Bar-
leistungen der  Krankenversicherung nach dem 
Grundlohn vor Beginn  des  Bezuges von Kurzar-
beitergeld. Die Mehraufwendungen werden von 
der Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und  Ar-
beitslosenversicherung getragen. Die Auffassung 
der Bundesanstalt, daß diese Rechtsvorschrift nur 
angewendet werden kann, wenn die mit Arbeits-
unfähigkeit verbundene Erkrankung sich unmittel-

bar an ,den Bezug von Kurzarbeitergeld anschließt, 
entspricht § 124 des Gesetzes über Arbeitsvermitt-
lung und Arbeitslosenversicherung. 

Bei der bevorstehenden Neuregelung der  Kran-
kenversicherung wird geprüft werden, wie Härten 
für solche Versicherte, die kein Kurzarbeitergeld 
beziehen, oder deren Erkrankung sich nicht unmit-
telbar an ,den Bezug von  Kurzarbeitergeld an-
schließt, beseitigt werden können. 

Bonn, den 1. Juli 1958 

Blank 

Anlage 8 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers des Innern auf di e  Mündliche 
Anfrage des Abgeordneten Jacobs (Fragestunde der 
35. Sitzung am 26. Juni 1958, Drucksache 473, 
Frage 26) : 

Hat der Beamte der örtlichen Polizeidirektion in Trier, der 
von der Verwaltung des Geburtshauses von Karl Marx Auskunft 
über Geschenke verlangte, die Vertreter der Sowjetischen Bot-
schaft in Bonn aus Anlaß eines Besuches machten, im Auftrage 
des Auswärtigen Amtes oder einer sonstigen der Kontrolle der 
Bundesregierung unterstehenden Organisation gehandelt? 

Ich beantworte die Frage wie folgt: 

Der Beamte der Polizeidirektion in Trier hat nicht 
im Auftrage des Auswärtigen Amtes oder einer 
sonstigen Bundesbehörde gehandelt. 

Schröder 
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